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162. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 12. März 1997 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der gestrigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: erstens Gesetz zur Be-
kämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährli-
chen Straftaten, zweitens Gesetz zur Reform des 
Strafrechts. 

Das Wort  für den einleitenden fünfminütigen Be-
richt hat der Bundesminister der Justiz, Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Das Kabinett hat gestern zwei Gesetzentwürfe verab-
schiedet, die auf einem wichtigen Gebiet belegen, 
daß die Regierung auch in Zeiten, in denen auf vie-
len Gebieten Reformbedarf zu sehen ist und in denen 
politische Aufgeregtheit herrscht, voll handlungsfä-
hig ist und diese Handlungsfähigkeit in aller Ruhe 
und Gelassenheit demonstrie rt . 

Der Entwurf eines sechsten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts ist dabei von grundsätzlicher rechts-
politischer Bedeutung. Mit ihm setzen wir im Ke rn 

 eine der zentralen rechtspolitischen Vereinbarungen 
dieser Koalition um, nämlich das große Ziel der Straf-
rahmenharmonisierung. Der Ausgangspunkt ist be-
kannt: Die Strafrahmen des Besonderen Teils des 
Strafgesetzbuches atmen zum Teil noch wilhelmini-
schen Geist, indem sie den Schutz materieller 
Rechtsgüter gegenüber höchstpersönlichen überbe-
tonen. Durch den jetzt vorgelegten Entwurf werden 
daher die Strafrahmen insbesondere bei Straftaten 
gegen Leib und Leben, aber auch bei Straftaten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung zum Teil deutlich 
erhöht. 

So ist zum Beispiel für besonders schwere Fälle se-
xuellen Mißbrauchs von Kindern ein neuer Verbre-
chenstatbestand mit einem Strafrahmen von einem 
bis zu zwölf Jahren Freiheitsstrafe vorgesehen. Auch 
die Strafe für die Verbreitung pornographischer 
Schriften wird verschärft. Bei den Körperverletzungs-

delikten werden die Strafrahmen sowohl im Bereich 
der einfachen und der schweren Körperverletzung 
als auch bei Körperverletzung mit Todesfolge partiell 
angehoben. 

Zu einer stärkeren Pönalisierung führt auch, die 
gefährliche Körperverletzung von einem Privat- zu 
einem Offizialdelikt hochzustufen. Schließlich stellen 
wir - ich betone: erstmals - auch den Versuch der 
Körperverletzung und der Freiheitsberaubung unter 
Strafe. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf auch Strafver-
schärfungen bei einzelnen Vermögensdelikten. Als 
Beispiel der Einbruchsdiebstahl in Wohnungen: Die 
Mindeststrafe wird von drei auf sechs Monate ange-
hoben. 

Um gravierende Wertungswidersprüche im Ge-
samtgefüge des Strafrechts abzubauen und somit 
wirklich zu einem Strafrecht aus einem Guß zu kom-
men, war es in bestimmten Fällen aber auch nötig, 
die Strafrahmen moderat abzusenken. Es ist heute 
nicht mehr zu rechtfertigen, daß der Strafrahmen für 
schwere Fälle der Urkundenfälschung bis zum 
Höchstmaß zeitiger Freiheitsstrafe, nämlich 15 Jahre, 
hinaufreicht. Will  der Gesetzgeber deutlich machen, 
daß er zum Beispiel in dem sexuellen Mißbrauch von 
Kindern ein größeres Unrecht als in einer Urkunden-
fälschung sieht, so muß er in diesen Bereichen zur 
Korrektur nach unten bereit sein. 

Bei dem besonders lange diskutierten Fall des 
schweren Raubes geht es allerdings im Ergebnis 
nicht darum, den Strafrahmen abzusenken, sondern 
vielmehr darum, das geltende Recht den Bedürfnis-
sen der Praxis anzupassen. Denn die gerichtliche 
Spruchpraxis sieht bisher so aus, daß 75 bis 
80 Prozent der Fälle des schweren Raubes von den 
Gerichten zu sogenannten minder schweren Fällen 
mit einem Strafrahmen von nur einem bis zu fünf 
Jahren herabgestuft wurden, um so die als unange-
messen hoch empfundene Mindeststrafe von fünf 
Jahren zu umgehen. Hier tritt an die Stelle des bishe-
rigen Rechts eine Aufgliederung in einen dreiteiligen 
Tatbestand, abgestimmt nach der Schwere des De-
likts mit einer Mindeststrafe in Höhe von zwei, drei 
und fünf Jahren. 
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Bundesminister Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 

Meine Damen und Herren, das zweite Stück der 
gestern im Kabinett verabschiedeten Gesetzge-
bungsinitiative betrifft das Gesetz zur Bekämpfung 
von Sexualdelikten. Es hat zwei Hauptansatzpunkte. 
Zum einen wird manches im repressiven Bereich, so 
auf dem Gebiet der Sicherungsverwahrung, ver-
schärft. Zum anderen soll vor allem auch im Bereich 
der Prävention eine stärkere Nutzung therapeuti-
scher Maßnahmen möglich gemacht werden. 

Im letztgenannten Bereich, also bei den Therapien, 
hätte man sich auch Regelungen vorstellen können, 
die die Länder noch stärker in Pflicht nehmen. Weil 
es sich aber um ein zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt und Reformgesetze schlecht ohne diejenigen 
zu machen sind, die sie nachher umsetzen sollen, ha-
ben wir uns auf einen Weg geeinigt, der, wie ich 
glaube, verträglich ist. 

Ich möchte noch einige Einzelpunkte aufführen. 
Zunächst sollen die Länder durch Regelungen im 
Strafvollzugsgesetz veranlaßt werden, wenigstens 
auf dem Gebiet der Sozialtherapie weitere Therapie-
plätze zu schaffen. Der Entwurf sieht deshalb vor: 

Erstens. Künftig besteht die gesetzliche Pflicht der 
Vollzugsbehörde, therapiefähige Sexualstrafttäter in 
eine sozialtherapeutische Anstalt zu verlegen. 

Zweitens werden die Voraussetzungen für die Aus-
setzung eines Strafrestes zur Bewährung klarer ge-
faßt. Hier hat es ja in der letzten Zeit Mißverständ-
nisse gegeben. 

Drittens wird angeordnet, daß stets ein Gutachten 
eingeholt werden muß, wenn eine Entscheidung 
über die Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung 
ansteht. Über dieses Gutachten muß dann auch 
mündlich verhandelt werden, und es muß eine Erör-
terung mit dem Gutachter stattfinden. 

Viertens. Darüber hinaus können die Gerichte 
künftig im Zuge der Entscheidung über die Ausset-
zung der Strafe oder des Strafrestes zur Bewährung 
anordnen, daß sich der Verurteilte zum Beispiel einer 
psychotherapeutischen Behandlung unterziehen 
muß. Entsprechendes gilt bei Verurteilten, die ihre 
Strafe voll verbüßen und nach der Strafverbüßung 
unter Führungsaufsicht gestellt werden müssen. 

Fünftens. Schließlich können einschlägig rückfäl-
lige Sexualstraftäter schon nach dem ersten Rückfall 
in Sicherungsverwahrung genommen werden. 

Das war die mir auf Grund der Kürze der Zeit mög-
liche Kurzdarstellung eines sehr umfangreichen 
Komplexes. 

Danke. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Professor 
Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Minister, wie 
Sie wissen, ist die Strafrahmenharmonisierung eine 
alte Forderung der SPD. Wir begrüßen also die Be-
mühungen in dieser Richtung. 

Gestatten Sie aber bitte eine Frage, deren Beant-
wortung Aufschluß darüber geben kann, ob die Bun-
desregierung wirk lich, wie Sie betont haben, voll 
handlungsfähig ist. Die Frage zielt dahin, ob Sie über 
die Reform der Strafrahmen hinaus, die auch wir für 
notwendig halten, an die aus unserer Sicht viel wich-
tigere Reform der Strafarten herangehen wollen. Es 
geht uns nämlich darum, die Überfüllung der Ge-
fängnisse als Problem zu erkennen und zu lösen. 

Wie Sie wissen, ist die Lösung dieses Problems nur 
möglich, wenn man eine Freiheitsstrafe do rt , wo sie 
nicht sinnvoll ist, durch andere, wirkungsvollere 
Sanktionen ersetzt. Sie kennen unseren Gesetzent-
wurf zur Reform des Sanktionensystems. Wollen Sie 
in diesem wichtigeren Reformbereich das Vorgehen 
unterstützen, daß man do rt , wo eine Freiheitsstrafe 
nicht sinnvoll ist, gemeinnützige Arbeit vorsieht, daß 
man das Fahrverbot als Hauptstrafe verhängt und 
daß man, um eine sofortige Entlastung unserer Ge-
fängnisse zu erreichen, die Ersatzfreiheitsstrafen zu-
rückdrängt, was möglich wäre, wenn man Geldstra-
fen zur Bewährung aussetzen würde? 

Wie stehen Sie zu diesen zentralen Reformforde-
rungen, die sich eigentlich unmittelbar an die Har-
monisierung der Strafrahmen anschließen müssen? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Kollege Meyer, das sind interessante An-
regungen. Ich stehe allerdings auf dem Standpunkt, 
daß die Bundesregierung Handlungsfähigkeit in dem 
Bereich gerade dadurch beweist, daß sie realistisch 
Schritt für Schritt vorgeht. 

Wir haben jetzt etwas auf den Weg gebracht, was - 
auch wenn es schon seit längerem in Wissenschaft 
und politischer Diskussion angemahnt wird - in 
einem Tempo vorangekommen ist, das bisher nicht 
denkbar zu sein schien. Mit diesem Schritt versuchen 
wir nun, dies intensiv und geschlossen durch die Be-
ratungen zu führen. Das wird nicht das Ende der Re-
formbedürftigkeit sein. Es werden die nächsten 
Schritte kommen, denen man sich zuwenden muß. 
Der von Ihnen skizzierte Vorschlag ist da sicherlich 
ein interessanter Ansatz. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Darf ich die Zusatz-
frage zu dem zweiten Gesetzentwurf zur Bekämp-
fung von Sexualdelikten stellen? - Herr Minister, Sie 
haben ausgeführt, daß Sie außer den vorgesehenen 
repressiven Schritten in dem Entwurf auch präven-
tive Akzente setzen, indem Sie Therapie verstärkt 
vorsehen wollen. Meine Frage zielt dahin, ob eine 
Therapie, die erst nach begangener Straftat vorgese-
hen ist, allen Ernstes als entscheidender Schritt in Sa-
chen Prävention angesehen werden kann. 

Meinen Sie nicht auch, daß in dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung deshalb der präventive Teil, 
der gesellschaftliche Prävention zur Vermeidung von 
Straftaten vorsieht, der übrigens auch unser Wissen 
um Prävention durch entsprechende Forschungsauf-
träge verbreitern hilft, mindestens so wichtig wäre? 
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Meinen Sie nicht auch, daß ein ganz wesentlicher 
Bereich - Prävention zur Verhinderung von Strafta-
ten - bisher in der Initiative der Bundesregierung 
ausgeblendet ist? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Kollege Meyer, ich stimme mit Ihnen 
überein, daß andere Felder der Prävention auch 
wichtig sind. Ich weise nur in aller Bescheidenheit 
darauf hin, daß solche Dinge im Zweifel in die Zu-
ständigkeit der Landesjustizverwaltungen fallen. 
Dennoch verfügt das Bundesministerium der Justiz 
als einziges von 16 plus eins Justizministerien oder 
-behörden in dieser Republik über ein eigenes Prä-
ventionsreferat. 

Also, die Anstrengungen der Bundesregierung mit 
ihren begrenzten Kompetenzen - denn hier sind in 
aller Regel die Länder zuständig - sind an dem 
Punkt, glaube ich, durchaus sehenswert. Aber Sie 
haben recht: Wir müssen gerade im Bereich der Prä-
vention sicherlich noch stärker und engagierter vor-
gehen. 

Ich glaube allerdings - Sie haben es wohl auch 
nicht ganz in Frage stellen wollen -, daß Täterthera-
pie ein wichtiges Stück Prävention ist. Darüber sind 
wir uns sicherlich einig. Daß man es beim Stichwort 
Prävention dabei nicht bewenden lassen darf, dar-
über sind wir uns auch einig. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. 

Frau Kollegin Simm. 

Erika Simm (SPD): Herr Minister, Sie sehen vor, 
daß Täter künftig sogar gegen ihren Willen - wenn 
ich den Entwurf richtig verstanden habe - in die 
Sozialtherapie sollen verlegt werden können. Wie 
will  denn die Bundesregierung darauf Einfluß neh-
men, daß dies nicht als Gesetz Makulatur bleibt? 

Wir wissen, daß die sozialtherapeutischen Anstal-
ten gerade am Widerstand der Länder, und zwar we-
gen der damit verbundenen Kosten gescheitert sind. 
Ich sehe also nicht, was sich daran in Zukunft ändern 
soll. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Die Sorge, die aus Ihrer Frage spricht, ist si-
cherlich verständlich. Ich habe angedeutet, daß diese 
Sorge von der Bundesregierung und von den Koaliti-
onsabgeordneten, die sich damit befaßt haben, ge-
teilt wird. 

Dieses Gesetz ist zustimmungsbedürftig. Wir sind 
also auf das Mitwirken des Bundesrates und der Län-
der angewiesen. Deswegen die etwas moderatere 
Form - ich habe das angedeutet -, daß wir zwar einer 
Vollzugslösung zustimmen, bei der der Vollzugsleiter 
und dann die Strafvollstreckungskammer die Ent-
scheidungen treffen. Diese Entscheidung kann dann 
aber pflichtig gemacht werden; eine Verpflichtung 
zur Therapie kann also ausgesprochen werden. 

Ich glaube, das ist ein Weg, der gangbar ist, der 
aber auch mir eigentlich nicht weit genug geht. Aber  

ich möchte an diesem Punkt deutlich sagen: Bei der 
bekannten, von mir, weil es eine Frage der Schwer-
punktsetzung ist, an anderer Stelle immer gegeißel-
ten Finanzknappheit der Landesjustizen ist das, was 
die Justizministerkonferenz hinsichtlich der Bereit-
schaft zur verstärkten Therapie, zur Schaffung ver-
mehrter Therapieplätze, zur Durchführung von The-
rapien sowie zur Heranbildung, Ausbildung und 
Qualifizierung von Therapeuten selbst gesagt hat, 
schon ganz hilfreich. Es ist aber die Aufgabe des 
Bundes, des Bundestages, des Bundesgesetzgebers 
sowie der Bundesregierung, darauf zu achten, daß 
die Länder diese guten Vorsätze auch wirklich in die 
Tat umsetzen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Erika Simm (SPD): Eine Zusatzfrage, Herr Minister, 
die ebenfalls in diesen Therapiekomplex gehört. Sie 
wollen auch die Möglichkeiten, Weisungen im Rah-
men der Strafaussetzung oder Strafrestaussetzung 
zur Bewährung zu verhängen, darunter insbeson-
dere Therapieweisungen, erweitern. Hat sich die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang mit dem 
Problem befaßt, daß diese Möglichkeiten mitunter 
nicht ausreichend genutzt werden können, weil es 
für die im Rahmen einer Bewährungsaufsicht erteilte 
Weisung, eine Therapie zu machen, innerhalb der 
Justiz keine Kostenträger gibt, das heißt, daß die 
Justiz zwar die Anordnungen trifft, dann aber das 
Problem besteht, wer das eigentlich bezahlt? Ist Ih-
nen dieses Problem bekannt? Ich kenne es aus mei-
ner Strafrichterpraxis und weiß, welche praktischen 
Probleme das aufwirft. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Das Problem ist bekannt. Von Bundesgesetz-
geberseite - es geht ja um den Entwurf für ein Bun-
desgesetz - werden Sie aber nicht auf die internen 
Kostentragungen der Länder durchgreifen können. 
Wir können nur - das tun wir auch - die Vorausset-
zungen festlegen, unter denen die Pflicht durch das 
Gericht, durch den Richter konkretisiert wird. Wenn 
es dann eine in der Gerichtsentscheidung festgelegte 
Pflicht zur Therapie gibt, müssen die Länder natür-
lich in eigener Zuständigkeit klären, welche Töpfe 
dafür nutzbar sind. Wir können nicht von uns aus 
eine Finanzierungsanweisung geben. Ich glaube 
auch nicht, daß es realistisch wäre, ernsthaft zu über-
legen, daß der Bund die notwendigen Finanzen für 
diese Ländermaterie bereitstellt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Schily. 

Otto Schily (SPD): Das materielle Strafrecht ist be-
kanntlich Ausdruck für die Rangfolge von Werten in 
der Gesellschaft. Deshalb hat die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands seit vielen Jahren vertre-
ten, daß die Strafrahmen anders gefaßt werden müs-
sen. Ich freue mich, daß die Bundesregierung mit ih-
ren Vorschlägen jetzt auf diese Überlegungen ein-
geht. Das wird insbesondere meine Fraktionskolle-
ginnen und -kollegen freuen, etwa meinen Frakti- 
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onskollegen Hermann Bachmaier, die sehr viel Ar-
beit in diese Fragen investiert haben. Die Frage ist, 
Herr Minister, ob Sie in Ihren Fraktionen, die Ihre Re-
gierung stützen, die notwendige Einhelligkeit erzielt 
haben, ob beispielsweise auch die CSU die Vor-
schläge, die Sie vorgetragen haben, stützt. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Kollege Schily, wir werden morgen in der 
Kernzeit drei Gesetzentwürfe beraten: die zwei, die 
ich hier als Regierungsentwürfe vorgestellt habe und 
die parallel als Koalitionsentwürfe eingebracht wer-
den, plus einen dritten, der, mit den Worten der Ver-
fassung, allein „aus der Mitte des Bundestages", ein-
gebracht worden ist. Da sind also die Koalitionsfrak-
tionen Antragsteller. Sie wissen, daß do rt  nicht etwas 
in Gang gesetzt werden kann - im übrigen auch 
nicht wird, das sage ich ausdrücklich -, was nicht die 
Zustimmung beider Fraktionen, die diese Koalition 
bilden, gefunden hat. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Es ist ja die alte Übung in Regie-
rungsbefragungen und Fragestunden, daß Antwor-
ten auf Fragen gegeben werden, die nicht gestellt 
worden sind. 

Ich hatte gefragt, ob die von Ihnen soeben vorge-
tragenen Vorschläge die Unterstützung der CSU fin-
den. Am besten könnten Sie mit Ja oder mit Nein 
antworten, wenn ich Ihnen den Vorschlag machen 
darf. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Ich werde trotzdem so antworten, wie ich es 
schon getan habe. Da die CSU Teil der einen Koaliti-
onsfraktion ist und diese Fraktion geschlossen zuge-
stimmt hat, ist es bei einem Koalitionsantrag selbst-
verständlich, daß die CDU/CSU-Fraktion mit vollem 
Konsens in die Arena geht. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Sehr gut! 
- Zuruf von der SPD: Sie stimmt unwil lig 

zu!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke schön. Frau 
Kollegin Ursula Schmidt. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Herr Minister, ich 
komme noch einmal auf das Gesetz zur Bekämpfung 
von Sexualdelikten zurück. Sie haben eben mit 
Recht gesagt, daß der Strafrahmen und das mate-
rielle S trafrecht nur einen Bereich darstellen und 
nach unserer Auffassung der Bereich der Prävention 
im Grunde genommen als gleichwertiger Teil ange-
sehen werden muß. 

Inwieweit haben denn bei den Beratungen im Ka-
binett die Frage nach der Verankerung von Kinder-
rechten und die Frage, wie eine Gesellschaft mit ih-
ren Kindern umgeht, eine Rolle gespielt? Dieser Be-
reich ist ja auch entscheidend für die Prävention. 

Die zweite Frage ist: Inwieweit haben auch Bera-
tungen über den Schutz der Opfer - das betrifft die 
Forderung, Eltern betroffener Kinder bei Fremdtä-
tern einen Opferanwalt zuzubilligen und ihre Posi-
tion zu stärken - eine Rolle gespielt und Einzug in 
die Gesetzentwürfe gefunden? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Die beiden jetzt hier vorzustellenden Gesetz-
entwürfe, die die Bundesregierung gestern verab-
schiedet hat und die als Regierungsentwürfe einge-
bracht werden, sind Teil - ich habe es schon ange-
deutet - eines Dreierpaketes. Der dritte Entwurf wird 
Ihnen morgen in der ersten Lesung - dann aus der 
Mitte des Hauses, weil Eile geboten ist - vorgelegt. 
Er beinhaltet das Zeugenschutzprogramm. Do rt  wird 
speziell für Kinderopferzeugen ein Opferanwalt vor-
gesehen. 

Wir haben so etwas - ich wi ll  das nur ganz zart an-
deuten - schon einmal vorgeschlagen. Das ist dann 
aber von den Bundesländern aus Gründen, die man 
sich ohne weiteres vergegenwärtigen kann, wieder 
herausgestrichen worden. Ich bin nicht sicher, ob das 
nicht auch bei dem Gesetz zum Opferschutz, das ei-
gentlich noch gar nicht Gegenstand der heutigen Be-
fragung sein darf, weil es erst morgen ins Plenum 
eingebracht wird, versucht wird. Do rt  sind diese An-
wälte und Beistände vorgesehen. 

Ich nehme aber, Frau Präsidentin, wenn Sie gestat-
ten, diese Frage gern zum Anlaß, darauf hinzuwei-
sen, daß Klammer für diese Zwei-plus-eins-Gesetze, 
die jetzt als Block in die Beratungen kommen, der 
Schutz von Kindern, die Stärkung der Kinderrechte 
und die Ernstnahme von Schutzbedürftigkeit der 
Kinder auf vielen Feldern sind. Ich nehme das für 
mich persönlich und für das Justizministerium be-
wußt, gerne und aus vollster Überzeugung in An-
spruch: In diesen Zusammenhang gehört auch un-
sere Initiative zur Kindschaftsrechtsreform, die auch 
aus einem Fächer unterschiedlicher Einzelteile zu-
sammengesetzt ist. Dazu gehört zum Beispiel auch 
das Minderjährigenhaftungsbegrenzungsgesetz. 

Es gibt eine ganze Reihe von Gesetzentwürfen, die 
sich schon in der parlamentarischen Beratung befin-
den oder jetzt dorthin kommen und sich um die The-
matik „Schutz  von Kindern und Stärkung der Kinder-
rechte" drehen. Auch das Punkteprogramm Ihrer 
Fraktion zielt ja auf einen umfassenderen Ansatz. 
Wir haben das jetzt schon an verschiedenen Stellen 
in konkrete Gesetzentwürfe umgesetzt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Geis, 
ich bitte um Verständnis, daß ich Ihre Frage erst im 
nachhinein aufrufe. Wir haben jetzt fünf vor halb, 
und die freien Fragen sind noch nicht zum Zuge ge-
kommen. Bitte warten Sie einen Augenblick; ich 
nehme jetzt erst die freien Fragen. 

Herr Reschke. 
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Otto Reschke (SPD): Frau Präsidentin! Wir waren 
sicherlich alle über den Auftrag des Bundeskanzlers 
in der vergangenen Woche überrascht, zu prüfen, 
den Standort der Deutschen Welle mittel- oder lang-
fristig zu verlegen. 

Ich habe die herzliche Bitte, daß die Regierung die 
Frage beantwortet, ob dies gestern, wie es am 
11. März im „General-Anzeiger" gestanden hat, Ge-
genstand der Kabinettsberatung gewesen ist, ob man 
also einen Bericht darüber gegeben hat und was vor-
getragen wurde. Welche Alternativplanungen gibt 
es? Welche Strategie und welchen Weg verfolgen 
diese Alternativplanungen? 

Insbesondere interessiert mich natürlich: Wie ist 
diese Untersuchung einzuordnen vor dem Hinter-
grund des Kabinettbeschlusses, die Deutsche Welle 
in den Schürmann-Bau zu verlegen? Wenn das Kabi-
nett gestern darüber beraten hat, wäre es doch si-
cherlich angebracht, hier ein paar deutliche Worte 
darüber zu sagen, welchen Weg die Untersuchung 
im Auftrag des Kanzlers nehmen soll. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister Töp-
fer. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Frau Präsidentin! 
Lieber Herr Kollege Reschke, das Kabinett hat diese 
Frage gestern sehr kurz angesprochen. Ich habe das 
Kabinett davon unterrichtet, daß mir zwischenzeit-
lich auf offiziellem Wege vom Ministerpräsidenten 
des Freistaats Sachsen zwei Angebote für die Unter-
bringung der Deutschen Welle vorliegen, daß uns 
darüber hinaus eine ganze Reihe von zusätzlichen 
Angeboten aus Berlin und Leipzig erreicht haben, 
daß wir eine abschließende Wertung noch nicht vor-
nehmen können, so daß wir in den kommenden Ka-
binettsitzungen weiter darüber zu berichten haben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, nach zehn Jah-
ren werden Alternativen zum jetzigen Gebäude der 
Deutschen Welle gesucht. Untersuchungen für Alter-
nativen in Köln sind nicht vorgenommen worden, 
weil die Entscheidung getroffen wurde, die Deutsche 
Welle in den Schürmann-Bau zu verlegen. Schließt 
Ihre Untersuchung Alternativstandorte oder alterna-
tive Unterbringungsmöglichkeiten in Köln mit ein? 

Ich möchte nur einmal nachfragen: Ist der Kabi-
nettbeschluß damit teilweise aufgehoben, die Deut-
sche Welle nach Bonn in den Schürmann-Bau zu ver-
legen? Ist dies eine Teilaufweichung? Wie ist dies 
einzuordnen? Was soll der Zweck Ihrer Untersu-
chung sein? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, der Beschluß des Bundeskabinetts vom Ok-
tober 1995 ist nicht aufgehoben; er besteht weiterhin. 

Sie wissen, daß sich die Zeitplanung für den Bau 
der Deutschen Welle auch vor dem Hintergrund ei-

nes Gutachtens des Rheinisch-Westfälischen TÜV 
Essen ergibt, der festgestellt hat, daß das gegenwär-
tige Sendegebäude der Deutschen Welle in Köln un-
ter dem Gesichtspunkt des Asbests wie folgt zu be-
werten ist - ich darf den Schluß dieses Gutachtens 
zitieren, Frau Präsidentin -: 

Demnach hat sich aus den beauftragungsgemäß 
durchgeführten Untersuchungen die Erkenntnis 
ergeben, daß die dauerhafte Haltbarkeit und 
Wirksamkeit der getroffenen Interimsmaßnahme 
zumindestens für einen Zeitraum von zehn Jah-
ren (beginnend ab April 1992) mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit angenommen 
werden kann. 

Dies ist auch die Basis für den Zeitplan Schürmann-
Bau. Darauf werden Sie sicherlich gleich in der Fra-
gestunde zurückkommen. 

Sie wissen auch, daß im Februar dieses Jahres das 
Bundesarbeitsgericht in Kassel ein Urteil gesprochen 
hat. Auf Grund dieser Tatsache ist es sicherlich sinn-
voll und auch notwendig - ich darf auf eine Anzeige 
im „Kölner Stadtanzeiger" verweisen, in der ein 
Funkhaus gesucht wurde -, daß wir uns zumindest 
Alternativen vorlegen lassen und diese bearbeiten. 
Diesen Auftrag habe ich. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Kollegin 
Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Töpfer, Ihnen ist 
sicher bekannt, daß dieser Auftrag des Kabinetts, 
sich nach einem alternativen Standort zu erkundi-
gen, etwa Leipzig oder Dresden, zu erheblicher Ver-
unsicherung in der Region Köln/Bonn/Rhein-Sieg 
geführt hat. 

Deswegen muß ich noch einmal nachhaken: 
Warum ist dieser Auftrag überhaupt erteilt worden? 
Will man möglicherweise auf die Mitarbeiter der 
Deutschen Welle Druck ausüben, damit sie davon 
ablassen, zu meinen, sie könnten in den asbestver-
seuchten Räumen nicht arbeiten? Wi ll  man Druck auf 
Bonn und die Region ausüben? Wi ll  möglicherweise 
der Kanzler Druck auf Herrn Töpfer ausüben, damit 
es nun endlich mit dem Schürmann-Bau weitergeht? 
Oder wie ist das zu verstehen? 

Es gibt, so wie ich es verstehe, überhaupt keinen 
Grund, statt nun endlich dafür zu sorgen, daß hier in 
der Region etwas Neues geschaffen wird, wo die 
Deutsche Welle einziehen kann, sie möglicherweise 
nach Dresden oder Leipzig zu verlegen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Frau Kollegin Mat-
thäus-Maier, es ist überhaupt nicht die A rt  der Bun-
desregierung, auf irgend jemanden Druck auszu-
üben. 

(Lachen bei der SPD - Konrad Gilges [SPD]: 
Nein!) 
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Deswegen kann ich zu all Ihren Vorwürfen generell 
sagen: Es wird kein Druck ausgeübt. 

Es ist aber ganz selbstverständlich - ich sage das 
noch einmal deutlich -, daß wir in Kenntnis dieses 
Urteils aus Kassel und auf Grund vielfältiger Diskus-
sionen, die mit dem Bundesinnenminister und mit 
anderen geführt worden sind, die Notwendigkeit ge-
sehen haben, diese Alternativen zumindest zu be-
trachten. Dies ist gemacht worden. Ich hoffe, daß wir 
vergleichsweise kurzfristig zu einer abschließenden 
Entscheidung kommen können, damit auch die von 
Ihnen sicherlich sehr zu Recht erwähnte Verunsiche-
rung oder Besorgnis von Mitarbeitern in Köln end-
gültig beseitigt werden kann. 

Die Entscheidungen sind außerordentlich sachge-
recht und zeigen, daß wir für alle in Frage kommen-
den Möglichkeiten gerüstet sind. Wir sind darüber 
informiert, daß sich auch andere intensiv Gedanken 
darüber machen, wie man das Problem in Köln lösen 
kann. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Ja. 

Übrigens, Beunruhigung gibt es ja nicht nur in 
Köln, sondern auch hier in der Region, weil der bis-
herige Beschluß des Kabinetts doch lautet, daß die 
Deutsche Welle als Ausgleich für die Region in den 
Schürmann-Bau einziehen soll. 

Meine zweite Frage. Sie haben Ihr Gespräch mit 
dem Innenminister erwähnt. Können Sie sagen, was 
einerseits mit dem Bundesinnenminister und ande-
rerseits mit dem Intendanten der Deutschen Welle, 
Herrn Weirich, am 26. Februar dieses Jahres bespro-
chen worden ist? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Aber selbstver-
ständlich, Frau Kollegin Matthäus-Maier, kann ich 
Sie darüber unterrichten. Wenn eine Verunsicherung 
vorliegt - etwa über die Frage: Ist dieses Gebäude as-
bestbelastet, so daß unsere Gesundheit darunter lei-
det? -, ist es naheliegend, daß dies den Intendanten 
der Deutschen Welle und den für die Deutsche Welle 
zuständigen Kollegen Kanther sofort veranlaßt, ge-
meinsam mit dem Bauministerium zu erörtern, wie 
diese Situation zu bewe rten ist. 

Wir haben - ich habe es erwähnt - seit April letzten 
Jahres das Gutachten des TÜV Essen, das bis zum 
Februar dieses Jahres hinsichtlich seiner Wertung 
von niemandem in Frage gestellt worden ist. Wir sind 
davon ausgegangen und gehen weiterhin davon aus, 
daß eine Gesundheitsgefährdung nicht gegeben ist. 
Diese Einschätzung wird durch das Gutachten bis 
zum Jahre 2002 bestätigt. 

Es ist aber dringend notwendig zu überlegen, ob 
man zum Beispiel durch eine erneute Beauftragung 
eines Gutachters möglicherweise in der Zwischenzeit 
hinzugekommene Informationen neu we rten läßt 
und ob man zusätzliche Interimsmaßnahmen durch-
führen muß. Dieses ist erörtert worden bis hin zu der 

Frage, ob das nicht durch eine entsprechende Mittei-
lung des Bauministeriums an den Regierungspräsi-
denten in Köln noch einmal unterstrichen werden 
kann. 

Das ist der Gegenstand des Gespräches gewesen, 
an dem ich allerdings persönlich nicht teilgenommen 
habe. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Kollege Oesing-
haus. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, können 
Sie sich vorstellen, daß Ihre jetzt gemachten Äuße-
rungen von den Betroffenen - ich formuliere vorsich-
tig - zumindest als zynisch empfunden werden kön-
nen, weil der Intendant seit 1990 Alternativplanun-
gen verlangt hat? Seit 1990 gibt es eine Reihe von 
Angeboten aus der Region, insbesondere aus Köln, 
die nie ernsthaft geprüft worden sind. In diesem Au-
genblick wird hier von Ihnen dargestellt, daß nun zü-
gig, sorgfältig und sachlich gehandelt werden soll. 

Ich frage Sie: Wäre es nicht im Interesse des Ge-
sundheitsschutzes der Betroffenen richtiger gewe-
sen, die Alternativplanungen von 1990 zu einem kon-
kreten Abschluß zu führen? Wir hätten dann die heu-
tige Situation nicht. 

Eine weitere Frage drängt sich natürlich auf. 
Meine Kollegin hat schon den Kabinettsbeschluß an-
gesprochen; in diesem Zusammenhang gibt es auch 
ein Schreiben des Bundeskanzlers an mich. Vor dem 
Hintergrund der Kritik, daß eine Situation eingetre-
ten ist, bei der innerhalb der Region Arbeitsplätze 
verschoben werden, wurde uns damals geantwortet: 
Die Region wird nicht geschwächt; es werden keine 
Arbeitsplätze in der Region wegfallen. Jetzt müssen 
wir erfahren, daß Leipzig und andere Standorte in 
die Diskussion gekommen sind. Vor dem Hinter-
grund des Bonn/Berlin-Beschlusses frage ich Sie: 
Können Sie das wirklich den Betroffenen noch zumu-
ten? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das waren zwei 
Fragen. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Oesinghaus, zunächst einmal kann ich Ihnen absolut 
nicht zustimmen, wenn Sie sagen, daß ich hier ir-
gendeine zynische Aussage gemacht haben soll. Das 
Gegenteil ist der Fall. Sie wissen, daß wir seit 1989/ 
90 dieses Problem nicht nur festgestellt haben, son-
dern daß man auch unter intensiver und konstrukti-
ver Mitwirkung des Betriebsrats Maßnahmen ergrif-
fen hat, die von Stellen, die einen eindeutigen wis-
senschaftlichen Ruf genießen, als hinreichend, sinn-
voll und richtig gekennzeichnet worden sind. Es be-
steht eben keine gesundheitliche Gefährdung. Die-
ses ist auch von niemandem in Frage gestellt wor-
den, wenn ich das richtig sehe. 

Im Zusammenhang mit möglichen Asbestbelastun-
gen sind laufend Messungen vorgenommen worden. 
Wenn Sie wollen, stelle ich Ihnen die Ergebnisse 
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selbstverständlich zur Verfügung, zu denen man in 
den letzten Jahren gekommen ist. Weil wir in dem 
vorgegebenen zeitlichen Rahmen mit dem Schür-
mann-Bau einen Anschluß finden mußten, ist richti-
gerweise ein zusätzliches Gutachten in Auftrag ge-
geben worden. Das geschah in Übereinstimmung mit 
allen Beteiligten. Es hat ein Ergebnis gebracht, das 
wiederum von keinem der Beteiligten bisher in Frage 
gestellt worden ist. Wenn Sie darin etwas Zynisches 
sehen, dann müssen Sie das mit sich selbst ausma-
chen; ich kann so etwas darin nicht sehen. 

Zum zweiten kann ich sagen: Wir sind in der Tat 
der Meinung - deswegen der Kabinettsbeschluß vom 
Oktober 1995 -, daß die Deutsche Welle hier einen 
sehr guten Standort bekommt. Deswegen ist dieser 
Kabinettsbeschluß auch nicht verändert worden; ich 
habe das bereits erwähnt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. 

Wir werden die für die Regierungsbefragung vor-
gesehene Zeit um fünf Minuten verlängern, damit 
wir die noch anstehenden freien Fragen behandeln 
können. Es kommen jetzt noch Herr Oesinghaus mit 
seiner Zusatzfrage, Herr Schily und Herr Geis. Wei-
tere Wortmeldungen gibt es nicht. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, trifft es 
zu, daß in der vergangenen Woche erhöhte Asbest-
werte in den Toiletten und auch in der Teeküche des 
Funkhauses gemessen worden sind? Welche Maß-
nahmen werden jetzt vor dem Hintergrund dieser be-
stürzenden Messungen ergriffen? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Oe-
singhaus, wenn Sie sich etwas genauer mit diesen 
Messungen beschäftigen, dann wissen Sie, daß sie 
dadurch zustande gekommen sind, daß auch die ab-
gehängte Decke entsprechend verändert worden ist. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Wir nehmen das natürlich außerordentlich ernst; 
ich will das gar nicht herunterspielen. Ich habe eben 
in der Antwort auf die Frage der Kollegin Matthäus

-

Maier schon gesagt, daß wir bei entsprechendem 
Wunsch - nebenbei: Das ist auch den Beteiligten mit-
geteilt worden -, von einem Gutachter eine ergän-
zende Untersuchung vornehmen lassen werden. 
Wenn sich aus diesem Gutachten etwas anderes als 
aus dem bereits vorliegenden Gutachten vom April 
1996 ergibt - in ihm wurden keine wie auch immer 
gearteten zusätzlichen Maßnahmen für notwendig 
erachtet -, werden wir genauso darauf reagieren, wie 
es meine Vorgänger 1989/90 getan haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Schily, Sie 
haben noch eine Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, haben Sie nicht 
den Eindruck, daß Sie durch die Einholung dieses 
Gutachtens die Entscheidungsabläufe endgültig cha-

otisieren, und müssen wir nicht inzwischen den Ein-
druck gewinnen, daß die Bundesregierung für den 
Schürmann-Bau eigentlich nur noch die Lösung 
sieht, diese Investitionsruine unter Denkmalschutz 
zu stellen? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Sehen Sie, Herr 
Kollege Schily - das mache ich Ihnen nicht zum Vor-
wurf -: Wenn Sie sich hiermit schon früher beschäf-
tigt hätten, wären Sie zu diesem Ergebnis nicht ge-
kommen. Denn das Gutachten, das ich erwähnt 
habe, haben wir nicht vorgelegt, um die Dinge zu 
chaotisieren, sondern um zur Beruhigung der Mitar-
beiter, die besorgt sind, beizutragen. Das hat ja der 
Kollege Oesinghaus so nachdrücklich eingefordert. 

Dieses Gutachten ist im April 1996 vorgelegt wor-
den. Die Bundesregierung hat überhaupt keinen An-
laß, zu sagen, daß dies nicht gilt. Wenn es aber - das 
war die Frage - von den Beteiligten als erforderlich 
und wünschenswert angesehen wird, dies in einer 
zusätzlichen Stellungnahme noch einmal überprüfen 
zu lassen, sind wir bereit, dies zu tun. Wir halten es 
vor dem Hintergrund der Tatsache, daß der TÜV Es-
sen ohne jeden Zweifel ein außerordentlich renom-
miertes Institut ist, nicht für notwendig. Es ist bestä-
tigt worden, daß bis zum Jahre 2002 gesundheitliche 
Gefahren nicht gegeben sind. 

Aber das Urteil von Kassel, das - wie Sie als her-
ausragender Jurist sicherlich wissen - keine Tatsa-
chenfeststellungen mehr zu berücksichtigen hatte, 
da es sich um die Revisionsinstanz handelte, ist in be-
zug auf das Gutachten zu einer anderen Wertung ge-
kommen; das muß ich gegen mich gelten lassen. 
Deswegen haben wir dieses Angebot gemacht. Ich 
habe nicht den Eindruck gewonnen, daß diejenigen, 
denen dieses Angebot gemacht worden ist, es als 
eine Chaotisierung der Entscheidungsabläufe ange-
sehen haben. Für eine „Unterschutzstellung" gibt es 
keine Veranlassung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Geis, Sie haben die nächste Frage. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Minister Schmidt-
Jortzig, ich habe zusätzlich zu der Frage von Frau 
Schmidt zum Opferanwalt auch von meiner Seite 
noch eine Frage. Ist es richtig, daß der Freistaat Bay-
ern im letzten Jahr einen Gesetzentwurf für die Ein-
führung eines Opferanwaltes eingebracht hat und 
daß dieser Gesetzentwurf im Dezember letzten Jah-
res mit der Mehrheit der Stimmen der Länder im 
Bundesrat abgelehnt worden ist? 

Stimmen Sie mir zu, daß die Koalitionsfraktionen 
und auch Ihr Haus bei der jetzt anstehenden Bera-
tung zum Zeugenschutzgesetz, in welchem wir zu-
mindest für den Schutz des Zeugen oder der Zeugin 
im konkreten Verfahren schon einen Opferanwalt 
vorsehen, über einen Opferanwalt diskutieren wol-
len, der für weitere Bedürfnisse des Opfers zuständig 
ist? 
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Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Ich stimme Ihnen ausdrücklich zu und be-
stätige das. Ich habe es vorhin schon zart diploma-
tisch angedeutet. Sie haben das jetzt ganz deutlich 
gemacht. Ich bestätige Ihre Aussage. 

Im übrigen darf ich auch sagen: Im Rahmen der 
Kindschaftsrechtsreform diskutieren wir über einen 
Anwalt des Kindes. Es könnte durchaus sein, daß die 
Länder auch dagegen stimmen wollen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege Geis? 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Nein!) 

Es gibt keine weiteren Fragen im Haus. Dann be-
ende ich damit die Befragung der Bundesregierung. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/7148 - 

Zunächst rufe ich Frage i des Abgeordneten Wolf-
gang Weiermann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Europäische Union aufzu-
fordern, mindestens so lange der Vertrag über die Europäische 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS-Vertrag) besteht, Ver-
antwortung für die Montanindustrien und Montanregionen zu 
übernehmen und die Gemeinschaftsinitiativen „Resider" (Um-
stellung der Stahlgebiete) und „Rechar" (Umstellung der Kohle-
reviere) mindestens bis zum Jahr 2002 aufrechtzuerhalten? 

Zur Beantwortung steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Kolb zur Verfügung. Bitte schön. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident, ich beant-
worte die Frage des Kollegen Weiermann wie folgt: 
Im Rahmen der Neuregelung der europäischen 
Strukturfondsförderung strebt die Bundesregierung 
an, die wichtigsten Förderinhalte der Gemeinschafts-
initiativen in die Zielförderung zu integrieren, vor al-
lem dort , wo zwischen den Gemeinschaftsinitiativen 
und der Zielförderung vielfältige geographische und 
auch inhaltliche Überschneidungen existieren. So 
überschneiden sich die Initiativen „Resider" und 
„Rechar" mit der Ziel-2-Förderung. 

Im übrigen setzt sich die Bundesregierung bei der 
Diskussion um die Reform der Strukturfonds unter 
anderem dafür ein, daß der Gestaltungsspielraum für 
die Regionen und die Mitgliedstaaten erweitert wird. 
Das gilt insbesondere für die Festlegung der Förder-
schwerpunkte und Fördergebiete. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort ableiten, daß sich sowohl 
bei der Höhe der Mittel als auch bei dem Grundsatz 
der Programmfolge keine Veränderungen negativer 
Art  ergeben? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wi rtschaft: Herr Kollege Weiermann,  

wir diskutieren derzeit innerhalb der Europäischen 
Union die Konzepte, das heißt, die grundsätzliche 
Frage, in welcher Weise in Zukunft die Inhalte der 
Gemeinschaftsinitiativen integriert werden können. 
Es ist vorgesehen, in einem zweiten Schritt auch fi-
nanzielle Aspekte zu diskutieren. Aus heutiger Sicht, 
am heutigen Tage kann ich Ihre Frage insofern noch 
nicht abschließend beantworten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Ich darf Sie fragen: Ist 
gegenwärtig, also bis zum heutigen Tag, bis zur heu-
tigen Stunde noch keine Veränderung in bezug auf 
die erste Frage, die ich gestellt habe, eingetreten? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wi rtschaft: Ich sagte das: Es sind 
noch keine Festlegungen hinsichtlich möglicher Ver-
änderungen beschlossen, weder in der einen noch in 
der anderen Weise. Es ist noch unklar, in welcher 
Höhe Finanzmittel im Rahmen der Zielförderung 
möglicherweise zusätzlich als Ausgleich für das 
eventuelle Auslaufen von Gemeinschaftsinitiativen 
zur Verfügung stehen werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die zweite Frage des Abgeordneten Weiermann auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die EU-Kommission 
entgegen den Vereinbarungen im EGKS-Vertrag eine schritt-
weise Rückführung der Montanumlage beschlossen hat, und ist 
die Bundesregierung nicht auch der Überzeugung, daß der 
EGKS-Vertrag im Interesse der Planungssicherheit für die Mon-
tanindustrie und insbesondere der sozialpolitischen Flankie-
rung der zu erwartenden Anpassungsprozesse zumindest bis 
zum Ende der vertragsgemäßen Laufzeit als selbständiges 
Rechtsinstrument bewah rt  und funktionsfähig erhalten werden 
muß? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wi rtschaft: Kollege Weiermann, die 
Europäische Kommission, die nach dem EGKS-Ver-
trag allein für die Festlegung der Umlage verantwort-
lich ist, hat in ihrer Mitteilung „Zukunft des EGKS- 
Vertrags - Finanztätigkeiten" vom 18. November 
1992 und auch im Arbeitspapier vom 20. Oktober 
1993 den Rat davon unterrichtet, daß sie die von der 
Industrie aufzubringende Umlage schrittweise redu-
zieren und mit dem Jahr 1998 auslaufen lassen 
werde. 

Der Rat hat die Kommission darin bestärkt, zuletzt 
in seinen Schlußfolgerungen vom 22. April 1994. Die 
Bewahrung des EGKS-Vertrages als selbständiges 
Rechtsinstrument bis zu seinem vertragsgemäßen 
Ende im Jahr 2002 wird davon nicht berührt, auch 
nicht die Funktionsfähigkeit der EGKS für diejenigen 
Finanztätigkeiten, die bis zum Vertragsende fortge-
führt werden sollen. Das gilt vor allem auch für die 
sozialpolitische Flankierung von Anpassungsprozes-
sen, das heißt, Beihilfen für ausscheidende Montan 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 162. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. März 1997 	14581 

Parl. Staatssekretär Dr. Heinrich L. Kolb 

arbeitnehmer gemäß A rt . 56 § 2 b des EGKS-Ver-
trags, wofür in der Reserve auch noch ausreichende 
Mittel zur Verfügung stehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie wissen, daß gegenwärtig das Montanvermögen, 
aus Umlagebeiträgen gespeist, bei rund 1,5 Mil

-

liarden DM liegt. Ich begrüße Ihre Aussage, daß wei-
terhin hieraus Gelder für sozialflankierende Maßnah-
men, insbesondere bei den Anpassungsprozessen, 
die wir noch nicht hinter uns haben und die fortge-
führt werden müssen, zur Verfügung stehen. Ich 
frage Sie: Können Sie sich vorstellen, daß es nicht 
notwendig sein wird, dieses Instrumenta rium der 
Flankierung und damit auch der Beitragszahlung bis 
zum Jahre 2002 aufrechtzuerhalten? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Weiermann, 
die Zahl von 1,5 Milliarden DM entnehme ich unter 
anderem Ihrem Antrag, den Sie im letzten Jahr im 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages zur 
Beratung vorgelegt haben. Daraus wird deutlich, daß 
dieses Montanvermögen ein beachtliches Mittelvolu-
men bereitstellt, das auch weiterhin bis zum Auslau-
fen des EGKS-Vertrages für eine sozialpolitische 
Flankierung im Rahmen der bisherigen Gepflogen-
heiten zur Verfügung stehen wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Kann ich das so auf-
fassen, daß sich die Bundesregierung dafür einsetzen 
wird? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Es gibt überhaupt keinen 
Anlaß, davon auszugehen, daß dies anders gehand-
habt werden könnte. Eine andere Frage ist, was nach 
dem Jahr 2002 mit dem EGKS-Vermögen möglicher-
weise geschehen soll. Sie wissen, es gibt hier unter-
schiedliche Überlegungen, das heißt, auch über das 
Jahr 2002 hinaus möglicherweise sozialpolitische 
Flankierungen vorzunehmen oder dieses in einen 
Forschungsfonds einfließen zu lassen. Diese Überle-
gungen werden von verschiedener Seite - es sind 
nicht die Überlegungen der Bundesregierung - vor-
getragen. Wir werden das zum gegebenen Zeitpunkt 
zu beraten und zu entscheiden haben. Bis zum Jahr 
2002 gilt das von mir hier Gesagte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weiteren 
Fragen. Dann können wir diesen Geschäftsbereich 
verlassen. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Be-

antwortung steht der Parlamentarische Staatssekre-
tär Kraus zur Verfügung. Ich rufe die Frage 3 des Ab-
geordneten Kurt Pa lis auf: 

Sind der Bundesregierung Empfehlungen der Pflegekassen 
für eine bundeseinheitliche Standardpflegesatzvereinbarung 
für die stationäre Pflege bekannt, und wenn ja, wie bewe rtet sie 
diese in Hinsicht auf die Auswirkungen auf Betreuung und Pfle-
ge der alten Menschen in Altenpflegeeinrichtungen und auf den 
Bestand dieser Einrichtungen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich darf die 
Frage wie folgt beantworten: Zum Einstieg in die 
Vergütungsverhandlungen nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch haben die Spitzenverbände der 
Pflegekassen und die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe als eine Emp-
fehlung ein gemeinsames „Standard-Pflegesatz-Mo-
dell" entwickelt. Dieses Modell ist der Bundesregie-
rung bekannt. Dabei handelt es sich um ein reines 
Verhandlungspapier der Kostenträgerseite zur Vor-
bereitung auf die Pflegesatzverhandlungen und 
nicht um von der Kostenträgerseite einseitig durch-
zusetzende und schon gar nicht bundesweit einheitli-
che Vorgaben zur Bestimmung der Heimentgelte. 

Nach dem SGB XI haben die Pflegeheime einen 
gesetzlich abgesicherten Anspruch darauf, daß Heim-
entgelte im Wege von Verhandlungen vereinbart 
werden. Diese Entgelte müssen leistungsgerecht 
sein, dem tatsächlichen Versorgungsaufwand ent-
sprechen und den Heimen erlauben, bei wirtschaftli-
cher Betriebsführung ihren Versorgungsauftrag zu 
erfüllen. Vor diesem Hintergrund kommt es entschei-
dend auf das Ergebnis der Pflegesatzverhandlungen 
zwischen Einrichtungsträgern und Kostenträgern an. 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung ist es 
unter Zugrundelegung des Standard-Pflegesatz-Mo-
dells in einigen Fällen bereits zu Vergütungsab-
schlüssen gekommen. Dies läßt darauf schließen, daß 
auch bei Anwendung dieses Vergütungssystems ein-
vernehmliche Vergütungsvereinbarungen, bei denen 
es zu einem gerechten Interessenausgleich kommt, 
möglich sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Kurt Palis (SPD): Herr Staatssekretär, hält die Bun-
desregierung diese Form der bundeseinheitlichen 
Standardpflegesatzvereinbarung für besonders ge-
eignet, einerseits den Wettbewerb unter den Pflege-
einrichtungen so zu stärken, wie das der Gesetzge-
ber bei der Verabschiedung des Pflege-Versiche-
rungsgesetzes im Sinn hatte, andererseits aber auch 
die Qualität der Pflege nicht leiden zu lassen? 

Ich frage das vor dem Hintergrund einer großen 
Besorgnis, die unter den leitenden Verantwortlichen 
der Pflegeeinrichtungen bereits entstanden ist. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich denke 
schon, daß es ein geeignetes Instrument ist, bei die-
sen erstmals zum 1. Januar kommenden Jahres in 
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Kraft tretenden Vereinbarungen eine gewisse Hilfe-
stellung zu leisten. Wir halten es in der Tat absolut 
für richtig, daß sich die Selbstverwaltungen selbst 
mit dem Problem auseinandersetzen. Die Bundesre-
gierung will bewußt keine eigene Vorgabe machen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Kurt Palis (SPD): Danke, ich habe keine. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 4 des Abgeordneten Palis auf: 

Welche Möglichkeiten der Einflußnahme bestehen in der Fra-
ge des Abschlusses von bundeseinheitlichen Standardpflegesät-
zen für die stationäre Pflege seitens des Bundesgesetzgebers? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Nach der jetzi-
gen Rechtslage richten sich die Heimentgelte in voll-
stationären Pflegeeinrichtungen nach der Über-
gangsregelung des Art . 49a Pflege-Versicherungs-
gesetz, durch die die Heimentgelte gesetzlich fest-
gelegt wurden. Die Übergangsregelung kommt bis 
zur Ablösung durch vertragliche Vergütungsverein-
barungen zur Anwendung, längstens bis zum 
31. Dezember dieses Jahres. 

Spätestens mit Ablauf der Übergangsregelung 
sind die Vergütungen für Pflegeleistungen sowie die 
Entgelte für Unterkunft und Verpflegung nach den 
vertrags- und vergütungsrechtlichen Vorgaben des 
SGB XI zwischen den Einrichtungsträgern und den 
Kostenträgern zu vereinbaren. 

Der Gesetzgeber hat der Selbstverwaltung aus-
drücklich das Mandat erteilt, die Vergütungen und 
Entgelte im Wege von Verhandlungen zu vereinba-
ren. Dabei müssen die vereinbarten Entgelte - ich 
habe das bereits ausgeführt - leistungsgerecht sein, 
dem tatsächlichen Versorgungsaufwand entsprechen 
und den Heimen erlauben, bei wirtschaftlicher Be-
triebsführung ihren Versorgungsauftrag zu erfüllen. 
Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht der Bun-
desregierung derzeit überhaupt kein gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage. 

Kurt Palis (SPD): Herzlichen Dank, ich habe keine 
Zusatzfrage. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank, 
dann können wir diesen Geschäftsbereich verlassen. 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung. Zur Beantwor-
tung der Fragen steht der Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. Klaus Rose zur Verfügung. 

Die Fragen 5 und 6 des Abgeordneten Ba rthel wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Gernot Er-
ler auf: 

Welche Ausrüstungsgegenstände hat die Armee Albaniens 
seit 1990 bis heute aus der Bundesrepublik Deutschland erhal-
ten, und welche Unterstützungsmaßnahmen durch gemeinsame 
Übungen, Ausbildung oder sonstige Hilfsmaßnahmen sind sei-
tens der Bundeswehr und der Bundesregierung zugunsten der 
albanischen Streitkräfte bisher gewährt worden? 

Bitte schön. 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Das Bundesministerium 
der Verteidigung beteiligt sich im Rahmen des Ihnen, 
Herr Kollege Erler, wohlbekannten Gesamtkonzepts 
der Bundesregierung am Aufbau von Demokratie 
und sozialer Marktwirtschaft in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas und den neuen unabhängigen Staa-
ten. 

Auf der Grundlage der im November 1995 mit der 
albanischen Seite geschlossenen bilateralen Verein-
barung über die Zusammenarbeit im militärischen 
Bereich wurden bisher 33 Fach- und Expertenge-
spräche durchgeführt. Diese behandelten unter an-
derem Fragen des Wehrrechts und der Wehrverwal-
tung, der Einbindung von Streitkräften in die Demo-
kratie, des Sanitätsdienstes und der Ausbildung. 

Den albanischen Streitkräften wurden von der 
Bundeswehr 29 Radfahrzeuge für den Personentrans-
port, vier Feldküchen sowie Bekleidung und persön-
liche Ausrüstung zur Verfügung gestellt. Mit Billi-
gung des Bundessicherheitsrats wurden 1995 insge-
samt 20 Triebwerke für MiG 21 abgegeben. 

Der Schwerpunkt der Zusammenarbeit mit Alba-
nien lag bei der Unterstützung der Offiziersausbil-
dung durch den Aufbau der Militärakademie Sken-
derbej und des Militärhospitals in Tirana. Die albani-
schen Streitkräfte haben dabei von der Bundeswehr 
zirka 40 Tonnen Sanitätsmaterial, einen Kranken-
kraftwagen und Unterkunfts- und Liegenschaftsma-
terial für die Militärakademie Skenderbej erhalten. 
Der Aufbau dieser Militärakademie wird seit Mai 
1995 durch den Einsatz eines Verbindungsoffiziers in 
Albanien unterstützt. Der seit November 1996 in Al-
banien eingesetzte Verbindungsoffizier hält sich seit 
dem 6. März 1997 in Deutschland auf. 

Ein weiterer Offizier war vom 5. Oktober 1996 bis 
zum 28. Februar 1997 als Berater im albanischen Ver-
teidigungsministerium eingesetzt. Sein Auftrag war 
die Beratung in Fragen der Gliederung des albani-
schen Verteidigungsministeriums und der Streit-
kräfte. Auch dieser Offizier befindet sich in der Bun-
desrepublik Deutschland. 

Am 9. September 1996 wurde ein albanischer Si-
cherungszug in das deutsche Kontingent der Imple-
mentation Force eingegliedert und zur Sicherung des 
zentralen Munitionslagers in Zadar eingesetzt. Die-
ser Sicherungszug wurde am 2. Februar 1997 aus 
dem Sicherungsauftrag in Zadar herausgelöst, nach 
Rajlovac verlegt und in das deutsche Kontingent der 
Stabilization Force eingegliedert. Die Soldaten des 
albanischen Sicherungszuges wurden vor ihrem Ein-
satz in Deutschland ausgebildet. Ein zweites albani- 
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sches Kontingent mit 34 Soldaten wird zur Zeit in 
Deutschland ausgebildet. 

Neben dem Sicherungszug haben seit 1992 bis 
heute weitere 27 Angehörige der albanischen Streit-
kräfte eine Ausbildung in der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen der militärischen Ausbil-
dungshilfe an Ausbildungseinrichtungen und in 
Truppenteilen der Bundeswehr abgeschlossen. 

1996 wurde mit den albanischen Streitkräften eine 
gemeinsame Übung im Geiste von Partnership for 
Peace durchgeführt. 

Herr Kollege Erler, ich habe einem lieben Kollegen 
des Verteidigungsausschusses möglichst umfang-
reich geantwortet. Ich hoffe, es war gut genug. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das wird sich 
jetzt herausstellen. Herr Kollege Erler, Sie haben Ihre 
erste Zusatzfrage, bitte. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatssekretär, ich be-
danke mich in der Tat für die ausführlichen Anga-
ben, aus denen hervorgeht, daß sich die Bundesre-
gierung wie keine andere europäische Regierung be-
müht hat, den albanischen Streitkräften bei ihrem 
Aufbau sowohl mit Material und Ausrüstungsgegen-
ständen als auch vor allem durch Beteiligung an Aus-
bildungsmaßnahmen und Übungen zu helfen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie fragen: 
Sind der Bundesregierung Informationen darüber be-
kannt, daß im Zuge der Aufstandsbewegung im Sü-
den Albaniens, bei der gestern eine größere Anzahl 
von MiG-21-Kampfflugzeugen in die Hände der Auf-
ständischen gefallen sind, auch deutsche Ausrü-
stungsgegenstände betroffen sind, und sieht die Bun-
desregierung hier einen Handlungsbedarf? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Es ist bekannt, daß diese 
MiG in die Hände der Rebellen gefallen sind. Es ist 
aber auch bekannt, daß die militärische Stärke der 
Rebellen nicht so ist, daß sie eine ernste Gefahr dar-
stellen. Zumindest momentan zeichnet sich das noch 
nicht ab; das ist alles noch etwas diffus und zerglie-
dert. 

Daß speziell bei den MiG Triebwerke dabei sind, 
die auf Grund des Bundessicherheitsratsbeschlusses 
aus deutschen Beständen geliefert wurden, kann 
sein. Das ist mir noch nicht bekannt. Einen Hand-
lungsbedarf in anderer Richtung kann ich nicht se-
hen; denn bei unserer Hilfe handelt es sich in erster 
Linie um Ausbildung und natürlich auch um Geräte, 
die ich vorhin erwähnt habe. Die Hilfe bezieht sich 
auf rein friedliche Zusammenhänge, auf Truppenkü-
chen und ähnliches. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zweite Zusatz-
frage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts 
des großen Engagements der Bundesregierung bei 
der Ausbildung albanischer Streitkräfte und Offiziere  

sowie angesichts der Nachrichten, die wir über In-
subordination von Teilen dieser Streitkräfte, ja sogar 
von Überläufern von diesen zu den Aufständischen 
bekommen haben, wie beurteilt die Bundesregie-
rung unter diesen Gesichtspunkten die bisherigen 
Ausbildungs- und Übungshilfen, und sehen Sie den 
Zeitpunkt dafür gekommen, Bilanz zu ziehen oder 
die bisherigen Maßnahmen vielleicht zu modifizie-
ren? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Hilfe zur Ausbildung ist 
mit Sicherheit richtig - ich glaube, das ist weitge-
hend auch von diesem Parlament getragen worden -, 
auch bei anderen mittel- und osteuropäischen Län-
dern. Ohne diese deutsche Hilfe zur Ausbildung 
wäre möglicherweise noch eine ganz andere Konse-
quenz zu verzeichnen. 

Da die albanischen Streitkräfte zwar nicht allzu 
groß sind, aber eine Größenordnung von mehreren 
zehntausend Soldaten umfassen, gehe ich davon aus, 
daß die wenigen Hilfsmaßnahmen, die die Deut-
schen geleistet haben, in den dortigen Streitkräften 
zwar noch nicht zu einem neuen Geist führen konn-
ten, daß es aber dringend notwendig war, von der 
deutschen Seite aus mitzuhelfen, daß sich dieser 
neue Geist herausbilden könnte. Wenn sich das mo-
mentan anders darstellt, ist das sehr bedauerlich. Wir 
sollten uns aber nicht zurückziehen, sondern die 
Chancen nutzen, die wir haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Hierzu gibt es 
keine weiteren Fragen. Dann ist auch dieser Ge-
schäftsbereich abgeschlossen. Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Johannes Nitsch 
zur Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 8 des Abgeordneten 
Rolf Köhne auf: 

Was hätte nach Einschätzung der Bundesregierung schlimm-
stenfalls passieren können, wenn bei dem Zugunglück in der 
Nacht zum 19. Februar 1997 im Frankfu rter Südbahnhof statt 
des Containerzuges ein „Castor"-Transport beteiligt gewesen 
wäre? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident! Herr Abge-
ordneter, die Bundesregierung geht davon aus, daß 
mit der Umschreibung „Castor" ein Transportbehäl-
ter vom Typ B gemäß den Empfehlungen für die 
sichere Beförderung radioaktiver Stoffe der Interna-
tionalen Atomenergie-Organisation gemeint ist. 
Nach diesen Empfehlungen werden Typ-B-Behälter 
während einer halben Stunde einem idealisierten 
Feuer von 800 Grad Celsius, das an allen Seiten den 
Behälter gleichmäßig erwärmt, ausgesetzt. 

Diese idealisierten Prüfbedingungen hätten bei 
einem derart  massiven Behälter - es handelt sich 
hierbei um eine Masse von etwa 120 Tonnen -, insbe-
sondere hinsichtlich der vollständigen Flammenein-
wirkung, nicht erreicht werden können. Außerdem 
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verfügen diese Behälter über hochtemperaturbestän

-

dige Metalldichtungen und somit über hohe Sicher

-

heitsreserven auch bei längeren Brandeinwirkungen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage, bitte. 

Rolf Köhne (PDS): Haben Sie Erkenntnisse über 
die Temperaturen, die bei dem Brand am Frankfu rter 
Südbahnhof aufgetreten sind? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich sagte, daß die Prüfbe-
dingungen idealisierte Bedingungen sind, die weit 
über die Möglichkeiten eines Brandes, wie er in 
Frankfurt  entstanden ist, hinausgehen. Die Prüf-
bedingungen sind entschieden härter als die Einwir-
kungen, die do rt  auf Grund der Erwärmung, der 
Temperaturen möglich waren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Frage. 

Rolf Köhne (PDS): Sie haben meine Frage nicht 
korrekt beantwortet. Ich fragte, ob Sie Erkenntnisse 
über die aufgetretenen Temperaturen haben; ich 
habe nicht nach den Möglichkeiten gefragt. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich glaube, entscheidend 
sind die Prüfbedingungen, die einen solchen Fall, 
wie er in Frankfurt  aufgetreten ist, mit umfassen. 
Diese Prüfbedingungen sind härter als die Einwir-
kungen in diesem Fall in Frankfurt . 

Sie müssen sich einmal vorstellen: Sie haben eine 
Masse von 120 Tonnen zu erwärmen. Die Prüfbedin-
gungen schreiben vor, daß 800 Grad Celsius allseitig 
um diesen Behälter existieren. In Frankfu rt  war ein 
offenes Feld, das heißt, die Temperatur hat nicht nur 
auf diesen Behälter eingewirkt. Die Prüfbedingun-
gen sind also weit härter als die Einwirkungen in die-
sem Frankfurter Fall. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Frage 9 des Abgeordneten Rolf Köhne auf: 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem Zugunglück bezüglich der „ Castor" -Transporte? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Abge-
ordneter, auf Grund der genannten IAEO-Empfeh-
lungen ist die Beförderung radioaktiver Stoffe mit 
Typ-B-Behältern sicher. Weltweit hat es bei einem 
Transport  dieser Stoffe noch keine Unfälle mit Todes-
folge oder mit signifikanter Strahlenbelastung gege-
ben. Die Bundesregierung hält dieses Transportkon-
zept weiterhin für geeignet, um auch in Zukunft si-
chere Beförderungen durchführen zu können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage, bitte. 

Rolf Köhne (PDS): Ich habe keine weiteren Fragen 
mehr. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es gibt keine 
weiteren Fragen. 

Die Fragen 10 und 11 des Abgeordneten Schlee so-
wie die Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Dr. Wolf 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 14 des Abgeordneten 
Wolfgang Behrendt auf: 

Aus welchen von der Bundesregierung zu vertretenden Grün-
den haben sich die Bahnbauarbeiten in Berlin-Spandau im Be-
reich des ehemaligen Fernbahnhofes, die ursprünglich bis Fe-
bruar 1994 abgeschlossen sein sollten, um Jahre verzögert? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, ein Ter-
min Februar 1994 für den Abschluß der Bauarbeiten 
im Bereich des ehemaligen Fernbahnhofs Berlin 
Spandau ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die 
Investitionen in diesem Bereich sind Bestandteil des 
Vorhabens „Berlin Staaken - Berlin Friedrichstraße" 
im Zuge der Hochgeschwindigkeitsverbindung Han-
nover-Berlin - also des Verkehrsprojektes Deutsche 
Einheit Nr. 4 - und des Vorhabens S-Bahn-Grunder-
neuerung „Westkreuz - Spandau", S-Bahn-Linie 5. 

Für das erstgenannte Vorhaben, also das VDE-Vor-
haben Nr. 4, Hochgeschwindigkeitsstrecke Hanno-
ver-Berlin, war bereits in der Vereinbarung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR vom 
28. Juni 1990 eine Inbetriebnahme im Jahre 1997 vor-
gesehen. Die S-Bahn-Strecke insgesamt wird 1998/ 
99 in Betrieb gehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Ihnen Klagen beteiligter Firmen bekannt, wo-
nach die Bauarbeiten auf Grund der schleppenden 
Zahlungsmoral der Deutschen Bahn oft monatelang 
ruhten, und teilt die Bundesregierung meine Auffas-
sung, daß ein solches Verhalten gegenüber allen Be-
teiligten nicht zu verantworten ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie fragen nach der Zah-
lungsmoral der Deutschen Bahn AG. Klagen von Fir-
men in dieser Richtung sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Danke. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
Ihre Frage 15 auf: 

Sieht die Bundesregierung aufgrund der durch die Bahnbau-
arbeiten verursachten jahrelangen Beeinträchtigungen gegen-
über Anwohnern und Gewerbetreibenden eine Entschädi-
gungspflicht, und gegen wen richtet sich diese ggf.? 

Herr Staatssekretär. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung sieht auf Grund dieser Arbeiten 
zum Ausbau und zur Modernisierung der Schienen-
wege keine Entschädigungspflicht allem wegen der 
Beeinträchtigung durch Bauarbeiten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Behrendt, Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Ihnen konkrete Fakten bekannt, die die Forde-
rung der Anlieger und Gewerbetreibenden nach 
Zahlung von Entschädigungsleistungen stützen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es muß jetzt klar unterschie-
den werden. Das eine sind Entschädigungsansprü-
che, die wegen eintretender Beeinträchtigungen an 
Bauwerken, zum Beispiel wegen des Auftretens von 
Rissen, gestellt werden. Da gibt es in der Tat Hin-
weise und Forderungen. Ich möchte empfehlen - das 
ist ein Problem, das die Bundesregierung eigentlich 
gar nichts angeht -, daß gegenüber den bauausfüh-
renden Firmen Schadenersatzforderungen gestellt 
werden und notfalls ein gerichtliches Beweissicher-
ungsverfahren eingeleitet wird. Aber, wie gesagt, 
das ist ein Problem, das die eventuell Geschädigten 
gegenüber den Bauausführenden zu regeln haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Ihnen Fälle bekannt, in denen die Bahn an Ge-
werbetreibende oder sonstige Anlieger auf Grund 
von Nachteilen, die diesen durch Bauarbeiten ent-
standen sind, Entschädigungszahlungen geleistet 
hat? 

Johannes NitsCh, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Mir ist im Moment kein ein-
ziger Fall bekannt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit sind wir 
am Ende dieses Geschäftsbereichs. Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Wir möchten im Einverständnis mit allen Beteilig-
ten jetzt den Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vorziehen, weil Herr Minister Töpfer einen Termin im 
Hause wahrnehmen muß. Bestehen dagegen Beden-
ken von irgendeiner Seite? - Das ist nicht der Fall. 

Dann stehen Sie zur Beantwortung zur Verfügung, 
Herr Bundesminister. 

Die Fragen 22 und 23 des Kollegen Conradi wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 24 des Kollegen Oesing-
haus auf: 

Welche Maßnahmen will  die Bundesregierung ergreifen, um 
den Gesundheitsschutz der Mitarbeiter der Deutschen Welle 
und die Funktionsfähigkeit des Senders im Funkhaus in Köln 
nach der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts in Kassel vom 
19. Februar 1997 sicherzustellen, und ist in diesem Zusammen-
hang geplant, durch eine Verfügung des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau feststellen zu las-
sen, daß das Gebäude in Köln als endgültig saniert zu betrach-
ten ist bzw. die 1992 erfolgte Zwischensanierung bis 2002 als 
eine der endgültigen Sanierung gleichstehende Maßnahme be-
trachtet werden kann? 

Bitte, Herr Bundesminister. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! 
Herr Kollege Oesinghaus, Ihre Frage darf ich wie 
folgt beantworten: Die Deutsche Welle hat zwischen 
1989 und 1991 sogenannte vorläufige Schutzmaß-
nahmen in Form einer zusätzlichen Deckenabdich-
tung in den belasteten Büros und Fluren der Hoch-
häuser durchführen lassen mit dem Ergebnis, daß in 
diesen Räumen seit Jahren keine weiteren Asbest-
freisetzungen nachweisbar waren. Dieses Ergebnis 
wird vom TÜV Essen durch fortlaufende Messungen 
weiter überprüft. Die Haltbarkeit der Schutzmaßnah-
men wird durch ein Gutachten des TÜV Essen vom 
19. April 1996 bis mindestens 2002 bestätigt. - Ich 
hatte schon Gelegenheit, daraus zu zitieren. Ich darf 
darauf verweisen. 

Bauordnungsrechtlich ist maßgebend, daß durch 
die baulichen und weiteren organisatorischen Maß-
nahmen der Deutschen Welle die Gefahr einer un-
kontrollierten Asbestfreisetzung in den Büroräumen 
und Fluren abgewehrt wurde und insoweit . den ge-
sundheitlichen Anforderungen der Asbest-Richtli-
nien für einen Zeitraum von mehr als drei Jahren 
Rechnung getragen wurde. 

Bereits im April 1996 hat das Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau dem In-
tendanten der Deutschen Welle mitgeteilt, daß auf 
Grund der Erkenntnisse des erwähnten TÜV-Gut-
achtens davon ausgegangen werden kann, daß die 
getroffenen Abdichtungsmaßnahmen jedenfalls bis 
zum Jahre 2002 mit - wie gesagt wird - an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit als ausreichend an-
gesehen werden können, um den erforderlichen 
Schutz der Gesundheit der Mitarbeiter in den da-
durch geschützten Bereichen im Sinne der Bauord-
nung zu gewährleisten, solange die Deckenabdich-
tungen nicht geöffnet werden müssen. Ich darf dar-
auf verweisen, daß nach § 3 der Bauordnung von 
Nordrhein-Westfalen die Anforderungen der „aner-
kannten Regeln der Technik" auch auf anderem 
Wege erfüllt werden können. 

Um im Interesse des Gesundheitsschutzes der Be-
diensteten eine größere Sicherheit zu gewinnen, 
schlägt die Bundesregierung, wie ich gesagt habe, 
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der Deutschen Welle vor, die Gebäudeanlage insge-
samt einer erneuten Bewe rtung durch einen Sach-
verständigen zu unterziehen und damit auch weitere 
Asbestbelastungen, wie sie - auch darüber haben 
wir gesprochen - kürzlich in einem als unbelastet 
geltenden Bereich auftraten, zu erkennen und für die 
Zukunft durch weitere geeignete Maßnahmen aus-
zuschließen. Bei dieser Bewe rtung durch einen Sach-
verständigen ist auch die Dringlichkeitsstufe für die 
endgültige Asbestsanierung unter der Berücksichti-
gung des gegenwärtigen Zustandes des Gebäudes 
erneut festzulegen. Auf der Grundlage dieses Gut-
achtens werden weitere zum Schutz der Mitarbeiter 
erforderliche Maßnahmen festzulegen sein, wenn 
das vom Gutachter vorgeschlagen wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Oesinghaus, Ihre Zusatzfrage, bitte. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, Ihre Aus-
führungen stehen aber im Widerspruch zu dem Urteil 
des Bundesarbeitsgerichtes in Kassel, das bestätigt 
hat, daß eine Gesundheitsgefährdung vorhanden ist. 
Das bedeutet doch, daß Sie nach meiner Frage, wel-
che konkreten Maßnahmen Sie sich jetzt vorstellen, 
und vor dem Hintergrund, daß ab morgen alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Deutschen Welle 
theoretisch ihre Arbeit mit Berufung auf dieses Urteil 
niederlegen könnten, nun gefordert sind, zu sagen, 
was Sie morgen, übermorgen usw. zu tun gedenken. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Oe-
singhaus, darf darauf aufmerksam machen, daß 

in  den vergangenen Tagen sehr intensive Gespräche 
mit den Vertretern des Personals der Deutschen 
Welle geführt worden sind. Alles das, was ich Ihnen 
dargestellt habe, ist do rt  ebenfalls bekannt. Ich kann 
nur noch einmal darauf hinweisen, daß wir nach wie 
vor der - sicherlich sehr begründeten - Überzeugung 
sind, daß auf Grund dessen, was der TÜV Essen im 
April 1996 vorgelegt hat, gewährleistet ist, daß eine 
gesundheitliche Gefährdung nicht gegeben ist. Den-
noch gilt das Angebot von vorhin - ich wiederhole 
mich -, eine weitere gutachterliche Stellungnahme 
einzuholen. Wir sind bereit, dem Regierungspräsi-
denten das so mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Günter Oesinghaus (SPD): Ich verzichte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Reschke dann mit einer Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, man hat schon 
im Kabinett gesagt, Sie sollten sich beeilen und lang-
sam zu Potte kommen, weil es für die Deutsche Welle 
und deren Verlegung Zeit wird. Was mich ein biß-
chen verunsichert, ist, daß - wenn ich die Unterlagen 
in der Kürze der Zeit, die mir zur Verfügung stand,  

richtig gelesen habe - das TÜV-Gutachten in der Zeit 
vom 9. bis 19. April 1996 erstellt worden ist. 

Meine Fragen dazu: Ist dieses Gutachten auf einer 
breiten, sicheren Basis erstellt worden? In welchem 
Zusammenhang steht dieses Gutachten mit dem Ur-
teil aus Kassel? Das Urteil stellt ja fest, daß die Mitar-
beiter in einem baurechtlich nicht genehmigten Ge-
bäude arbeiten. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, ich habe bereits im Hinblick auf die Frage 
des Kollegen Schily erwähnt, daß die Revisionsin-
stanz keine neuen Tatsachen in die Überlegungen 
einzubeziehen hatte. Ich weise darauf hin, daß dem 
Obiter dictum des Gerichtsurteils zufolge auch neue 
Tatsachen keine zusätzliche Veränderung bewirkt 
hätten. Ich sage Ihnen noch einmal ganz deutlich un-
sere Position, die ich dem Kollegen Oesinghaus vor-
getragen habe, nämlich daß wir mit Blick auf § 3 der 
Bauordnung NRW glauben, eine entsprechende Lö-
sung gefunden zu haben. Eine Gefährdung für die 
Bediensteten der Deutschen Welle ist also nicht ge-
geben. Ich unterstreiche das noch einmal mit allem 
Nachdruck. 

Wir sind aber, gerade weil es in den letzten Tagen 
auch mit Blick auf das Urteil aus Kassel eine neue 
Entwicklung gegeben hat, bereit, diese unsere Posi-
tion - und bis zum 19. Februar ist das Gutachten des 
TÜV Essen auch nie in Frage gestellt worden - noch 
einmal zu überprüfen. Ich bin gerne bereit, Ihnen 
oder Ihrer Fraktion insgesamt das Gutachten des 
TÜV Essen, falls Sie es nicht vorliegen haben - was 
ich aber annehme -, zur Verfügung zu stellen. Ich 
weiß aber: Da gibt es bessere Briefträger. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage des Kollegen Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Minister, unabhängig 
von der Frage, ob eine Asbestbelastung besteht oder 
nicht, hat das Bundesarbeitsgericht den betroffenen 
Mitarbeitern des Unternehmens das Vorbehaltsrecht 
zugestanden, was besagt, daß jeder Arbeitnehmer 
mit der Begründung, daß im Gebäude eine gesund-
heitliche Gefährdung besteht, seinen Dienst bzw. 
seine Arbeit schlicht und einfach nicht aufnehmen 
muß. 

Das führt logischerweise wiederum dazu, daß Sie 
die Frage beantworten müssen: Wie reagieren Sie, 
wenn die Beschäftigten vom Vorbehaltsrecht, das 
höchstrichterlich festgesetzt worden ist, Gebrauch 
machen? 

Ihre Überlegungen gehen dahin, das Unterneh-
men Deutsche Welle - womöglich für eine Über-
gangszeit - nach Leipzig zu verlegen. Deshalb meine 
Frage: Wie reagieren Sie? Wenn Sie es nach Leipzig 
verlegen, tritt ja die Sozialplanpflichtigkeit ein. Bei 
1 800 Beschäftigten kostet das - über den Daumen 
gepeilt - 100 bis 180 Millionen DM. Aus welchen 
Mitteln wollen Sie im Rahmen einer solchen Zwi-
schenlösung diesen Sozialplan finanzieren? 
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Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Gil-
ges, zum ersten Teil Ihrer Frage: Weil diese Bewer-
tung so betrachtet worden ist, bin ich vom Kabinett 
beauftragt worden, für den Standort des Unterneh-
mens entsprechende - auch kurzfristig nutzbare - Al-
ternativen in Leipzig und Berlin zu erarbeiten bzw. 
vorzulegen. Ich habe vorhin darauf hingewiesen, daß 
ich im Kabinett darüber in aller Kürze berichtet habe, 
daß uns einzelne, erste Angebote - einige davon offi-
ziell, etwa vom Ministerpräsidenten des Freistaats 
Sachsen - vorgelegt worden sind, so daß wir - ich 
habe vorhin in der Befragung der Bundesregierung 
darauf hingewiesen - auch im Rahmen der Erarbei-
tung von Alternativen natürlich darauf reagieren soll-
ten, daß die Beschäftigten die Aussage, es gebe 
keine gesundheitlichen Gefährdungen, nicht akzep-
tieren könnten. 

Die Fragen, wie die damit verbundenen weiteren 
organisatorischen oder kostenmäßigen Probleme zu 
bewältigen sind, sind gegenwärtig sicherlich nicht 
abschließend geklärt. Wir müssen zunächst einmal 
klären, ob es solche Alternativen gibt und, wenn ja, 
ob sie kurzfristig und zu welchen Konditionen sie zu 
erhalten sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Frage 25 des Kollegen Reschke auf: 

Bis wann werden die ausgeschriebenen Sanierungsarbeiten 
am Schürmann-Bau bei geplantem Baubeginn im April 1997 
vollständig abgeschlossen sein, und welche Weiterbaumaßnah-
men können parallel zu den laufenden Sanierungsarbeiten 
durchgeführt werden? 

Bitte, Herr Minister. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Die voraussichtlich im April beginnenden Sanie-
rungsmaßnahmen, nämlich die Neuordnung der 
Wasserhaltung, die Lagestabilisierung und die In-
standsetzung der Untergeschosse, benötigen insge-
samt etwa eine Bauzeit von 18 Monaten. Das heißt, 
sie können im Oktober 1998 abgeschlossen werden. 
Mit der Fertigstellung der Rohbauten der Oberge-
schosse, der Fassaden und Dächer soll im Rahmen 
des Weiterbaus parallel zu den dann noch andauern-
den Sanierungsmaßnahmen begonnen werden. Wir 
werden also eine Überlappung zwischen Sanierung 
und Weiterbau haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Erste Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, wenn die Bau-
arbeiten im April dieses Jahres beginnen und im Ok-
tober, November oder Dezember 1998 abgeschlossen 
sein sollen, muß ja bekanntlich ein bauordnungs-
rechtliches Zustimmungsverfahren beim RP durch-
laufen werden. Entgegen der falschen Mitteilung 
von Staatssekretär Günther, der vor 14 Tagen erklärt 
hatte, die Unterlagen seien bereits eingereicht wor-
den, war nun Ende der vergangenen Woche - wieder  

einmal aus der Presse - zu erfahren, daß erst jetzt, 
also Ende vergangener Woche, die Unterlagen ein-
gereicht worden sind. Sei's drum: Ich freue mich dar-
über, daß es vorangeht - das ist in diesen Fragestun-
den ständig unser Bemühen - und daß der Baumi-
nister endlich seine Hausaufgaben erledigt hat. 

Meine Frage also: Mit welcher Bearbeitungszeit 
rechnet der Bauminister, und welche Bearbeitungs-
frist wurde Ihnen seitens des RP genannt, und wel-
che Unterlagen wurden überhaupt eingereicht? 
Denn für den Weiterbau gibt es ja noch keine fertige 
Planung, die vom RP nach § 81 Baunutzungsverord-
nung NW genehmigt werden könnte. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, Sie sind, wie immer, bestens unterrichtet. 
Es ist richtig, daß Ende letzter Woche bei dem Regie-
rungspräsidenten diese Unterlagen - wie Sie wissen, 
brauchen wir keine Baugenehmigung, sondern eine 
Zustimmung - eingereicht worden sind. 

(Otto Reschke [SPD]: Bauordnungsrechtli-
che Zustimmung, so heißt es!) 

- Ganz richtig. 

Die damit verbundenen Vorarbeiten sind natürlich 
in unmittelbarem, intensivem Kontakt mit der Stadt 
Bonn durchgeführt worden. Dies geht bis zur Frage 
der Nutzungsänderung, wie Sie wissen. Daher sind 
alle Beteiligten, gerade die in Bonn, sowie auch der 
Brandschutzexperte richtigerweise schon seit länge-
rer Zeit mit diesen Fragen beschäftigt. 

Ich bin nicht aufgerufen, Prognosen über die Bear-
beitungszeit beim Regierungspräsidenten in Köln ab-
zugeben. Wir sind aber seitens der Mitarbeiter beim 
RP darüber unterrichtet, daß eine zügige Bearbei-
tung vorgenommen werden so ll . Dies ist mir auch 
von der Stadt Bonn so mitgeteilt worden. 

Die Tatsache, daß wir für den Weiterbau die Zu-
stimmungsunterlagen noch nicht übersandt haben, 
ist zu bestätigen. Das ist auch gar nicht notwendig. 
Ich habe Ihnen gerade gesagt, daß wir zunächst ein-
mal die Sanierungsmaßnahmen Wasserhaltung, La-
gesicherung und Instandsetzung der Untergeschosse 
vorzunehmen haben. Dies kann jetzt geschehen. Die 
Ausschreibungen sind abgeschlossen. Die Vergabe 
kann jetzt erfolgen. 

Ich sage noch einmal: Das, was wir an Preisen im 
Rahmen des Vergabeverfahrens genannt bekommen 
haben, liegt zum Teil spürbar unter dem, was kalku-
liert wurde. Von daher gesehen können die Arbeiten 
vorangehen. Wir haben dem Regierungspräsidenten 
mitgeteilt - ich darf das, Herr Präsident, zitieren -: 

... die aus den Anlagen erkennbaren Planungen 
der Lagesicherung und der Wasserhaltung beab-
sichtigen in Kürze zu vergeben. Sie dienen aus-
schließlich der Wiederherstellung der Standsi-
cherheit und der Gefahrenabwehr. Ich gehe da-
von aus, daß der alsbaldigen Ausführung dieser 
Maßnahmen auch aus Ihrer Sicht nichts entge-
gensteht. 
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Dies ist der eine Teil: Lagesicherung und Wasser-
haltung. Ich glaube, daß meine Mitarbeiter im Mini-
sterium und bei der Bundesbaudirektion dieses au-
ßerordentlich sachkundig gemacht haben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, entgegen Ihrer 
Auffassung, die ich eben vernommen habe, sagen 
mir Experten von Baufirmen - man holt ja Rat ein; 
denn wir sind nicht in allem Experten -, daß vor Ab-
schluß der Sanierungsarbeiten in den Untergeschos-
sen mit dem Weiterbau, also dem Hochbau, nicht be-
gonnen werden kann. 

Sind Sie ganz sicher, daß vor Anfang 1999 der Wei-
terbau gestartet werden kann? Auf Grund welcher 
Kenntnis sagen Sie, daß wir Parallelarbeiten ausfüh-
ren können, obwohl noch keine Weiterbaupläne vor-
liegen? Im Gegenteil! Ich habe noch nichts - obwohl 
Sie unterstellen, ich höre alles - von einem Raum-
buch für die Deutsche Welle gehört - vielleicht Sie? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Wissen Sie, Herr 
Kollege Reschke, ich unterstelle Ihnen natürlich 
überhaupt nichts. Ich freue mich nur immer, daß Sie 
so gut informiert sind. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: So ist 
das richtig! - Dr. Uwe Küster [SPD]: Danke 

für das Lob!) 

Das ist doch ein wechselseitiges, kollegiales Inter-
esse. Es erspart uns an vielen Stellen weitere Diskus-
sionen in den Fragestunden des Deutschen Bundes-
tages. Von daher gesehen ist das weder kritisiert 
noch beklagt, sondern nur festgestellt. Ich kann Ih-
nen sagen, daß ich dieses den sachkundigen Wertun-
gen der damit betrauten Mitarbeiter entnehme. Das 
Raumprogramm ist zwischen BMI, BMF und der 
Deutschen Welle abgeklärt, so daß wir hier keine 
ausstehenden Entscheidungsnotwendigkeiten ha-
ben. 

Nebenbei kann ich darauf hinweisen, daß sich in 
der Zwischenzeit - ich habe das an anderer Stelle be-
reits mitgeteilt - das Raumprogramm vermindert hat, 
weil im Zusammenhang mit der digitalen Rundfunk-
technik einige Einsparungen möglich waren. 

Natürlich sind wir bis zuletzt bemüht, Herr Kollege 
Reschke, alle Möglichkeiten der Einsparung von Fi-
nanzmitteln bei der Weiterbaulösung zu nutzen. Des-
wegen haben wir in einer Arbeitsgruppe, in der alle 
Beteiligten vertreten sind, diese Möglichkeiten noch 
einmal bis ins Detail sehr intensiv durchgearbeitet. 
Wenn ich „wir" sage, meine ich Ministe rium und 
BBD, nicht den Minister in Person - nicht, daß Sie 
das falsch verstehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Weitere Zu-
satzfrage, Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, bei den in Kürze 
beginnenden Sanierungsarbeiten ist sicherlich eine 
wichtige Frage, wie die Kosten dafür aufgebracht 
werden. Im September hat die Bundesregierung ver-
lauten lassen, daß die 150 Millionen DM, die als Ko-
sten geschätzt werden, den Haushalt nicht belasten 
werden, sondern daß Sie die im Rahmen einer Ver-
mögensschadenklage aufbringen werden. Daher 
stellt sich die Frage: Wann werden Sie diese Klage 
einreichen? Trifft es zu, daß im Vorfeld einer solchen 
Klage über Vergleichsangebote diskutiert wird? 
Wenn über solche Vergleichsangebote diskutiert 
wird: auf welcher Grundlage und in welchen Grö-
ßenordnungen? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, ich kann den Sachzusammenhang zu der ge-
stellten Frage nicht erkennen. - Herr Minister, wenn 
Sie trotzdem antworten wollen, bitte schön. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident, ich 
bin gerne bereit, die Frage zu beantworten, obwohl 
ich Ihre Wertung voll teile. 

Ich darf wie folgt antworten, Herr Kollege Schily: 
Wir haben mit dieser Klageschrift einen für die Bun-
desbaudirektion seit langer Zeit tätigen Rechtsan-
walt beauftragt. Die Klageschrift wird gegen HBW 
und HBG erarbeitet. Gutachterlich geklärt ist inzwi-
schen die Frage des Gerichtsstandes. Das ist eine 
Frage, die auch Kollege Niese mir gestellt hatte. 
Beide Gesellschaften, auch die niederländische Kon-
zernmutter, können danach vor dem Landgericht 
Bonn verklagt werden. Dies ergibt sich auch aus ei-
nem Gutachtenentwurf, den ein renommierter 
Rechtsprofessor erstellt hat und der zum 10. März 
vorgelegt wurde. 

Zur Klärung noch offener Fragen zum Grund des 
Anspruchs hat Anfang März, also vor wenigen Ta-
gen, eine Besprechung auch mit den Privatgutach-
tern  des Bundes stattgefunden. Der von uns beauf-
tragte Rechtsanwalt hat zugesagt, den Klageentwurf 
bis zum 27. März 1997 der BBD und dem Ministe rium 
vorzulegen. Der Entwurf wird dann im Bereich des 
Ministeriums und der BBD laufend abgestimmt und 
im Mai fertiggestellt. 

Ich gehe davon aus, daß Ihre Fragen damit hinrei-
chend beantwortet worden sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Weitere Zu-
satzfrage, Herr Kollege Gilges. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Entschuldigung, die 
außergerichtlichen Fragen hatte ich noch nicht auf-
gegriffen. Ich komme gleich darauf zurück. 
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Konrad Gilges (SPD): Herr Minister, Ihr Staatsse-
kretär Günther hat in der letzten Fragestunde zu die-
sem Thema auf eine Frage von mir geantwortet: 

Den Zeitablaufplan bis zur Fertigstellung und die 
weiteren Details würde ich Ihnen gerne schrift-
lich zur Verfügung stellen. 

Das hat er bis heute nicht gemacht - ich vermute, 
weil er nicht konnte; was bei der Bundesregierung ja 
des öfteren passiert: daß sie etwas verspricht und 
nicht einhalten kann. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Würden Sie 
bitte Ihre Frage stellen, Herr Kollege. 

Konrad Gilges (SPD): Das gehört in den Sachzu-
sammenhang, Herr Vizepräsident. 

Meine Frage geht dahin, ob Sie heute ganz prä-
zise, wie das jeder Bauherr normalerweise kann, sa-
gen können, für wann das Datum der Endabnahme 
des Schürmann-Baus festgelegt worden ist, wann 
also die Genehmigungsbehörde diesen Bau abneh-
men will. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Gil-
ges, zunächst eine Vorbemerkung: Ich glaube, in der 
letzten Fragestunde, in der Kollege Günther hier ge-
antwortet hat, ist abschließend von Herrn Kollegen 
Reschke deutlich gemacht worden, daß er keine 
schriftliche Beantwortung wünsche, sondern den 
Bundesminister heute hier sehen wolle. Sie sehen: 
Wie wir zugesagt haben, bin ich hier und beantworte 
Ihre Fragen. Wir haben uns bemüht, ein Schreiben 
von Ihnen, Herr Kollege Reschke, in der gleichen 
Weise zu beantworten. Also, Herr Kollege Gilges, 
wie immer hält die Bundesregierung wortgetreu das 
ein, was hier gesagt worden ist. 

Bezüglich des zweiten Teilbereichs Ihrer Frage 
freue ich mich, daß ich damit wohl auch die Frage 26 
des Kollegen Reschke aufgreifen darf, Herr Präsi-
dent. Denn exakt das ist es, was do rt  gefragt wird, 
wenn ich das richtig verstehe. Do rt  wird nämlich ge-
fragt, zu welchem Zeitpunkt das gemacht wird. Ich 
will das also mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident, di-
rekt mit beantworten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nein, eine Se-
kunde, Herr Minister! Dann muß die Frage vom Kol-
legen Reschke vorgezogen werden. Sie haben, wenn 
ich Sie richtig verstehe, die Antwort auf die Frage 
des Kollegen Gilges dahin gehend gegeben, daß Sie 
auf den Zeitplan in Ihrer Antwort auf die Frage 26 
eingehen wollen. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
zunächst die Zusatzfrage von Herrn Kollegen Oe-
singhaus auf. Bitte, Herr Oesinghaus. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, ich muß 
auch auf Grund der letzten Fragestunde noch einmal 
nachfragen. Im Zuge der Ausschreibung für die Sa-
nierung ist vom Ministe rium gegenüber der Schädi-
gerfirma offensichtlich eine Verbindung mit einem 
außergerichtlichen Vergleich hergestellt worden, 
worauf schon vor 14 Tagen hingewiesen worden ist. 
Der Schuldfrage kommt in diesem Fall entschei-
dende Bedeutung zu. 

Meine Frage lautet also: Steht der Bund weiterhin 
- öffentlich und inte rn  - in jedem Fall auf dem Stand-
punkt, daß ihn an dem durch das Hochwasser einge-
tretenen Schaden am Schürmann-Bau keine Schuld 
treffe, und wenn ja: Wie ist das von Otto Reschke be-
reits vor 14 Tagen zitierte Schreiben des Leiters der 
Unterabteilung, Herrn Dr. Neusüß, vom 23. De-
zember 1996 an die als Schädiger angesehene Bau-
firma HBW bezüglich der Bewerbung dieses Unter-
nehmens um Teilnahme an der Ausschreibung für 
die Instandsetzungsarbeiten der Untergeschosse des 
Schürmann-Baus sowohl im Hinblick auf die Schuld-
frage als auch wettbewerbsrechtlich einzuordnen? 
Ich habe schon darauf hingewiesen, daß Herr Staats-
sekretär Günther uns dazu keine Antwort geben 
wollte. Ich wäre sehr froh, wenn Sie das heute aus-
führlich beantworten könnten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Oesinghaus, die Frage 25 lautet wie folgt: 

Bis wann werden die ausgeschriebenen Sanierungsarbeiten 
am Schürmann-Bau bei geplantem Baubeginn im April 1997 
vollständig abgeschlossen sein, und welche Weiterbaumaßnah-
men können parallel zu den laufenden Sanierungsarbeiten 
durchgeführt werden? 

(Otto Schily [SPD]: Das hat aber mit den 
Kosten zu tun!) 

Ich sehe keinen Zusammenhang mit Ihrer Zusatz-
frage und rufe darum nun die Frage des Kollegen 
Schmidt auf. 

(Otto Schily [SPD]: Aber ein Baufortschritt 
hängt auch von den Kosten ab!) 

Bitte, Herr Kollege Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Minister, 
darf ich Ihre Antwort, die Sie auf die Frage des Kolle-
gen Schily gegeben haben, im ersten Teil dahin ge-
hend interpretieren, daß Ihr Haus nicht einmal die 
mindesten juristischen Grundregeln beherrscht, 
wenn Sie erst ein Gutachten erstellen lassen müssen, 
um den Gerichtsstand festzusetzen, an dem eine sol-
che Klage verhandelt werden soll? Ist das nicht ein 
ganz normaler Vorgang, daß in Verträgen auch der 
Gerichtsstand miteinander vereinbart und festgelegt 
wird? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Zunächst einmal 
kann ich Ihre Befürchtungen nicht teilen, daß hier ju-
ristischer Sachverstand nicht in hohem Maße vertre-
ten wäre. Das ist ganz ohne jeden Zweifel der Fall. 

(Otto Schily [SPD]: Es klingt aber sehr 
danach!) 
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In einem solchen Zusammenhang - der Kollege 
Niese hat ja in seiner Frage sogar die Besorgnis ge-
äußert, daß durch das Verlegen des Firmensitzes eine 
zusätzliche Schwierigkeit entstehen könnte - war es 
aber sicherlich ganz sinnvoll, diese Frage neben an-
deren noch einmal entsprechend abklären zu lassen. 

(Otto Schily [SPD]: Ist eine Gerichtsstands

-

vereinbarung zustande gekommen oder 
nicht?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily bitte, Sie haben kein Fragerecht. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Schily, 
Sie können das natürlich besser; ich mache immer ei-
nes nach dem anderen. Jetzt möchte ich erst einmal 
die Frage des Kollegen Schmidt beantworten. 

Ich sage noch einmal: Aus den oben angeführten 
Gründen war es sicherlich sinnvoll, ein solches Gut-
achten zu vergeben, um dem von uns beauftragten, 
schon lange in dieser Sache tätigen Rechtsanwalt 
möglichst klare Grundlagen für sein Handeln zu ge-
ben. 

Zu der zweiten Frage, Herr Kollege Schily, möchte 
ich den Ansatz aufgreifen, den ich eben noch nicht 
zu Ende gebracht habe. Ich bitte dafür um Entschul-
digung. Es ist völlig richtig, daß wir im Lauf der wei-
teren Arbeiten am Bau und in der Ausschreibung 
auch von den schädigenden Firmen erneut eine Vor-
lage für eine außergerichtliche Vereinbarung bekom-
men haben. Diese haben wir natürlich zur Kenntnis 
genommen, uns erläutern und vortragen lassen. Auf 
dieser Grundlage ist auch eine entsprechende Kon-
taktaufnahme über meinen Unterabteilungsleiter - 
mit meiner vollen Kenntnis; nicht, daß das irgendwo 
falsch verstanden wird - mit der Firma zustande ge-
kommen. Ich kann Ihnen dazu auch deutlich sagen, 
daß wir dieses, Herr Kollege Schily, noch einmal mit 
dem Bundesrechnungshof erörtert haben. Er hat un-
ser Vorgehen inhaltlich voll gebilligt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Sekunde, 
Frau Kollegin Simm. 

Wenn hier über Zusatzfragen Fragenkomplexe ein-
geführt werden, die in keinem Sachzusammenhang 
mit der ursprünglich gestellten Frage stehen, dann 
benachteiligen wir die Kollegen, die ihre Fragen ord-
nungsgemäß eingebracht haben und auf die Beant-
wortung warten. Darum werde ich nun auf den Sach-
zusammenhang achten. 

Ich mache Sie, Frau Kollegin Simm, also auf die ur-
sprünglich gestellte Frage 25 aufmerksam und frage 
Sie, ob Sie dazu eine Zusatzfrage stellen wollen. 

Erika Simm (SPD): Meine Frage bezieht sich auf 
die Erklärung, die der Minister hier abgegeben hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es tut mir leid, 
ich möchte vorschlagen, dann eine neue Frage einzu-
bringen. 

Ich rufe nun die Frage 26 des Kollegen Reschke 
auf: 

Wie viele Monate werden für die Weiterbaumaßnahmen bis 
zur Fertigstellung des Schürmann-Baus veranschlagt, und ab 
welchem Zeitpunkt, d. h. bei welchem Stand des Baufortschritts 
der Weiterbaumaßnahmen, ist die volle Funktionsfähigkeit der 
Deutschen Welle inklusive Sendebetrieb im Schürmann-Bau ge-
währleistet, wenn der Sender - wie von der Bundesregierung 
geplant und vor dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bun-
destages im September 1996 von ihr so verkündet - im Bonner 
Schürmann-Bau mit digitaler Rundfunktechnik senden soll? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident, ich 
darf die Frage wie folgt beantworten: Nach den der-
zeitigen Planungen wird der Weiterbau bis späte-
stens 31. März 2001 abgeschlossen sein. Ab 1. Ok-
tober 2000 kann mit dem Einbau der Rundfunkein-
richtungen mit Sicherheit begonnen werden. Die 
volle Funktionsfähigkeit wird voraussichtlich sechs 
Monate nach der bauseitigen Fertigstellung erreicht 
sein. Dies ist meine Antwort auch auf die Frage, die 
Herr Kollege Gilges zwischendurch gestellt hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Reschke, Ihre erste Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Präsident, gestatten Sie 
mir nur eine Bemerkung. Ich wi ll  auch nicht gerne an 
diese peinliche Fragestunde vor 14 Tagen erinnert 
werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Entschuldigen 
Sie bitte, wir wollen hier keine Debatte zur Ge-
schäftsordnung führen. Bitte stellen Sie Ihre Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Minister, wird parallel 
zu der in der vergangenen Woche vom Bundeskanz-
ler in Auftrag gegebenen Prüfung, Alternativstand-
orte der Deutschen Welle zu suchen, auch eine Prü-
fung in Auftrag gegeben, um die Restnutzung des 
Schürmann-Baus im Raumbuch und in der Planung 
bestimmen zu können? Sie haben ja eben selbst ge-
sagt, daß wir über 40 bis 50 Prozent freier Flächen im 
Schürmann-Bau verfügen, auch wenn die Deutsche 
Welle dort  hineinzieht, weil bis dahin die Digitalisie-
rung vollzogen ist. Der Anteil lag ja ursprünglich bei 
20 bis 25 Prozent. Was geschieht eigentlich mit die-
sen Bereichen, und welche Auswirkungen hat das 
auf die Fertigstellung der Planungen durch den Ar-
chitekten? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege 
Reschke, ein solcher ergänzender Auftrag ist mir 
nicht gegeben worden. Ich habe in der schon mehr-
mals zitierten Kabinettssitzung im Jahre 1995 den 
Auftrag erhalten - dieser ist 1996 vom Haushaltsaus-
schuß des Deutschen Bundestages bestätigt worden -, 
dieses Gebäude für die Deutsche Welle herzurichten. 
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Ich gehe davon aus, daß die Planungen so wi rtschaft-
lich wie möglich durchgeführt werden. Sollten sich 
Leerflächen ergeben, sind diese sicherlich für eine 
ergänzende Nutzung einzubeziehen. Gegenwärtig 
ist das nicht Gegenstand weiterer Erörterungen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Habe ich Sie dann richtig ver-
standen, Herr Minister, daß sich die Planungen, die 
der Architekt zur Zeit für den Weiterbau bzw. die 
Fertigstellung erstellt, auf einen Nutzungsbereich 
von 50 Prozent für die Deutsche Welle sowie auf un-
bekannte Bereiche für unbekannte Nutzer erstrek-
ken? 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Nein, das kann ich 
natürlich nicht bestätigen. Die Planungen des Archi-
tekten beziehen sich ausschließlich auf die Unter-
bringung der Deutschen Welle. Ich bin nebenbei, das 
aufgreifend, was Sie mit Blick auf die letzte Frage ge-
sagt haben, dankbar dafür, daß in der Zwischenzeit 
eine grundsätzliche Einigung auch über den Archi-
tektenvertrag erzielt worden ist. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, Sie haben eine weitere Frage. 

Otto Schily (SPD): Herr Präsident, ich muß jetzt 
eine Vorbemerkung machen, um von Ihnen nicht 
wieder eine Rüge wegen des fehlenden Sachzusam-
menhangs zu erhalten. 

Nach meiner Kenntnis ist es für die Frage, wie die 
Weiterbaumaßnahmen zeitlich vorankommen, sehr 
entscheidend, inwieweit die Kosten sichergestellt 
sind. Da gibt es einen unmittelbaren Zusammen-
hang. Auf der Grundlage dieses Sachzusammen-
hangs stelle ich die Frage, die natürlich auf die Ant-
wort des Herrn Ministers zurückgeht und die sich na-
türlich auch darauf bezieht, ob man eine Klage rasch 
einreichen kann oder nicht, ob der Bundesregierung 
nicht die simple Erkenntnis bekannt ist, daß man alle 
Zweifelsfragen über den Gerichtsstand durch die 
schlichte Formel ausschließen kann, die auch der 
Auftraggeber, in diesem Fall der Bund, vorgeben 
kann - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, es tut mir leid. 

Otto Schily (SPD): Nein, nein, lassen Sie mich 
mal - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Frage nach 
dem Gerichtsstand hat mit der Ausgangsfrage nichts 
zu tun. Das tut mir wirklich leid. 

Otto Schily (SPD): Natürlich hat sie etwas damit zu 
tun, Herr Präsident. Sie hat etwas damit zu tun, wie 
schnell eine Klage eingereicht werden kann, wie  

schnell die Sicherstellung der Kosten erreicht wer-
den kann. Sie hat auch etwas damit zu tun, wie 
schnell ein solches Bauvorhaben vorankommt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schily, ich lasse Ihre Frage nicht zu. Ich stelle Ihnen 
anheim, die Handhabung der Geschäftsordnung im 
Ältestenrat nachprüfen zu lassen. 

Otto Schily (SPD): Gut, das werde ich tun. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich lasse Ihre 
Zusatzfrage nicht zu, weil sie keinen Sachzusam-
menhang hat. 

Ich frage: Gibt es weitere Zusatzfragen zu Frage 26? 
- Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zu den Fragen 29 und 30. - Die Kolle-
gin Matthäus-Maier ist nicht im Saal. Es wird verfah-
ren, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Vielen Dank, Herr Minister. Wir sind am Ende Ih-
res Geschäftsbereiches. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit auf. Zur Beantwortung steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Ul rich Klinkert zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 16 der Abgeordneten Brunhilde 
Irber auf: 

Entspricht die Aussage des Pressesprechers des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, die 
Studie der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
„Endlagerung stark wärmeentwickelnder radioaktiver Abfälle 
in tiefen geologischen Formationen Deutschlands" vom Novem-
ber 1994 habe „mit der Frage möglicher Zwischenlager-Stand-
orte nichts zu tun" (s. „Passauer Neue Presse" vom 13. Februar 
1997), der Auffassung der Bundesregierung? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin Irber, die Studien der Bun-
desanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe be-
schäftigen sich auftragsgemäß ausschließlich mit 
Standorten für die Endlagerung radioaktiver Abfälle. 
Dies hat der Sprecher des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auch so 
zum Ausdruck gebracht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, Ihre Zu-
satzfrage. 

Brunhilde Irber (SPD): Ist es richtig, daß die Bun-
desrepublik Deutschland als mittlerweile einziges 
westliches Land weiterhin alternativlos auf eine End-
lagerung atomarer Brennstäbe in Salzstöcken, also in 
Gorleben, setzt, obwohl Geowissenschaftler mehr-
heitlich vor einer Dauereinlagerung von Atommüll in 
Salzformationen auf Grund des hohen Reaktions-
potentials von Salzlösungen warnen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
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sicherheit: Ich möchte widersprechen, wenn Sie die 
Behauptung aufstellen, daß Geowissenschaftler 
mehrheitlich vor der Einlagerung radioaktiver Ab-
fälle in Salz wa rnen. Es gibt gegensätzliche Aussa-
gen. Es gibt auch Aussagen, andere geologische For-
mationen für die Einlagerung dieser Abfälle zu nut-
zen. Nach wie vor aber ist unser wissenschaftlicher 
Erkenntnisstand so, daß dem Salz als Endlager 
grundsätzlich eine größere Eignung eingeräumt 
wird. 

Für die Bundesregierung besteht nach den bisher 
vorliegenden Untersuchungsergebnissen kein Anlaß, 
an der Eignung des Salzstockes Gorleben zu zwei-
feln. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Brunhilde Irber (SPD): Beurteilt die Bundesregie-
rung das Ausmaß des möglichen Protestpotentials 
aus der Bevölkerung vor Ort als einen mitentschei-
denden Standortfaktor für die Realisierung eines 
atomaren End- und Zwischenlagers? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gibt es dazu 
weitere Zusatzfragen? - Bitte schön, Herr Ku-
batschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, be-
deutet Ihre Antwort, daß die Kombination von 
Zwischen- und Endlager an einem Ort von der Bun-
desregierung abgelehnt wird? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kubatschka, weder die Ablehnung 
noch die Zustimmung treffen hundertprozentig zu. 
Es ist also durchaus möglich, daß Zwischen- und 
Endlager in räumlicher Nähe sind. Das ist aber nicht 
zwingend notwendig. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Zusatzfrage. 

Arne Fuhrmann (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß während der Erkundungsarbeiten im Salz-
stock Gorleben durch Laugeneinbrüche immer wie-
der Schwierigkeiten entstanden sind und daß damit 
zu rechnen ist, daß diese Schwierigkeiten auch für 
die nächste Zeit nicht völlig auszuschließen sind? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Wenn Sie sich im Bergbau auskennen 
würden, wüßten Sie, Herr Kollege, daß es völlig nor-
mal ist, daß es bei Bohrungen, die in das Salz nieder-
gebracht werden, zu Laugenaustritten kommt. Diese 
Laugen sind Einschlüsse, die - erdgeschichtlich aus-

gedrückt - bei der Entstehung der Salzformationen 
entstanden sind. Diese Einschlüsse haben keinerlei 
Verbindung zu den übrigen geologischen Formatio-
nen. Sie werden angebohrt, treten aus und sind da-
mit stillgesetzt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 17 der Kollegin Irber auf: 

Kann die Bundesregierung eine endgültige Aussage dahin 
gehend treffen, daß eine Zwischen- oder Endlagerung radio-
aktiver Abfälle in dem durch das oben genannte Gutachten als 
Ersatzstandort erkundeten Saldenburger Granit derzeit und für 
die Zukunft nicht vorgesehen ist? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: In bezug auf die Endlagerung radioakti-
ver Abfälle ist festzustellen, daß es Ziel der BGR-Stu-
die ist, Alternativen zum Standort Gorleben aufzuzei-
gen. Der Saldenburger Granit gehört zu den von der 
BGR als potentiell untersuchungswürdig aufgezeig-
ten Standorträumen. Dazu hat Frau Bundesministe-
rin Dr. Merkel in der Presseerklärung und Pressekon-
ferenz anläßlich der Vorstellung der Studie bereits 
am 28. August 1995 dargestellt, daß entsprechend 
einer Empfehlung der BGR derzeit nicht vorgesehen 
ist, die Eignung anderer Standorte weiter zu untersu-
chen. Diese Aussage gilt unverände rt . 

Im Hinblick auf eine Zwischenlagerung sind der 
Bundesregierung keine Überlegungen bekannt, im 
Gebiet des Saldenburger Granits ein solches Lager 
zu errichten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage, Frau Kollegin. 

Brunhilde Irber (SPD): Derzeit gibt es hierzu keine 
Erkenntnisse. Wann rechnen Sie mit Erkenntnissen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin, wir fahren in der Untersu-
chung des Salzstockes Gorleben fo rt . Es wird noch 
einige Jahre in Anspruch nehmen, bis eine endgül-
tige Aussage über die Eignung dieses Salzstockes 
gegeben werden kann. Wir zweifeln aber in keiner 
Weise daran, daß der Salzstock geeignet ist. Es gibt 
aus den bisherigen Untersuchungen keine Ergeb-
nisse, die einen solchen Zweifel nähren würden. Erst 
danach werden die anderen als geeignet erscheinen-
den Standorte einer näheren Betrachtung unterzo-
gen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Brunhilde Irber (SPD): Mich würde noch interessie-
ren, ob es zutrifft, daß sämtliche Erkundungen im 
Salzstock Gorleben seit dem Einbrechen eines Er-
kundungsschachtes am 12. Mai 1987 und dem Ver-
schluß des Erkundungsbauwerks durch einen riesi-
gen Betonpfropfen mit einem Durchmesser von 
10 Metern ausgesetzt wurden. 
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Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Das ist so nicht richtig. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Doch!) 

- Bitte schön, Herr Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Die Antwort war so kurz, 
daß man gar nicht so schnell reagieren konnte. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sie war trotzdem gut!) 

Herr Staatssekretär, stimmt die Aussage, daß das 
Endlager nicht in die Region Saldenburg kommt? 
Wenn nein: Wie erklärt sich die Bundesregierung das 
Zustandekommen dieser Aussage? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kubatschka, wenn Sie bei meinen 
Antworten auf die vorherigen Fragen aufmerksam 
zugehört hätten, hätten Sie ihnen entnehmen kön-
nen, daß wir den Salzstock in Gorleben weiterhin als 
das geeignete Endlager ansehen und alle Anstren-
gungen darauf richten, das Endlager im Salzstock in 
Gorleben auch einzurichten. Sollte sich wider Erwar-
ten und im Gegensatz zu allen bisher vorgelegten 
Untersuchungen eine Situation ergeben, in der ge-
sagt werden müßte, daß der Salzstock in Gorleben 
doch nicht geeignet ist, dann werden alle anderen 
als untersuchungswürdig angesehenen Standorte 
einer weiteren Untersuchung unterzogen und all die 
Verfahren berücksichtigt, die notwendig sind. Erst 
danach kann man eine Aussage treffen, ob im Sal-
denburger Granit oder wo auch immer eine Endlage-
rung möglich ist, und kann sagen, wo dann das End-
lager errichtet werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Zusatzfrage vom Kollegen Fuhrmann. Bitte schön. 

Arne Fuhrmann (SPD): Herr Staatssekretär, soll ich 
Ihre Antwort so verstehen, daß die Bundesregierung 
erst dann beginnt, Alternativen zum Salzstock in 
Gorleben überhaupt in Erwägung zu ziehen, wenn 
sie möglicherweise in 20 oder 30 Jahren - endlich - 
feststellt, daß der Salzstock in Gorleben nicht geeig-
net ist? Ich möchte Sie weiter fragen: Wie, bitte, ver-
halten Sie sich dann in bezug auf die im Entstehen 
begriffenen oder bereits entstandenen Zwischenla-
ger? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Man müßte sich zunächst einmal mit der 
Formulierung „andere Alternativen in Erwägung zie-
hen", die Sie gebraucht haben, auseinandersetzen. 
Daß andere Alternativen in Erwägung gezogen wer-
den, sehen Sie daran, daß es überhaupt Überlegun-
gen gibt, auch andere Standorte als Gorleben zu avi-
sieren. Ich gehe aber davon aus, daß eine Eignungs

-

aussage zu Gorleben nicht erst, wie Sie unterstellen, 
in 20 oder 30 Jahren gemacht wird, sondern späte-
stens innerhalb der nächsten 10 Jahre. Wenn inner-
halb der nächsten 10 Jahre - wieder sage ich das  - 
wider  Erwarten eine wissenschaftliche Aussage 
kommt, daß Gorleben nicht geeignet sei, dann erst 
wird man weitere Standorte näher untersuchen. 

(Otto Schily [SPD]: In den nächsten 50 Jahren!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 18 des Kollegen Horst Kubatschka auf: 

Gibt es wissenschaftliche Erkenntnisse über mögliche Reak-
tionen von Granitgestein bei Erhitzung und radioaktiver Strah-
lung bei der Endlagerung stark wärmeentwickelnder radio-
aktiver Abfälle? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kollege Kubatschka, der Bundesre-
gierung liegen wissenschaftliche Erkenntnisse über 
die Einwirkung von Wärme bei der Endlagerung 
stark wärmeentwickelnder radioaktiver Abfälle vor. 
Diese Erkenntnisse resultieren aus der schweize-
risch-deutschen Zusammenarbeit im Felslabor Grim-
sel. In diesem Felslabor sind In-situ-Experimente mit 
elektrischen Erhitzern als Simulaten für wärmeerzeu-
genden Abfall in Bohrlöchern durchgeführt worden. 
Untersucht wurden felsmechanische Auswirkungen 
von Erwärmung bzw. Ausdehnung des Gebirges auf 
die vorhandenen Gebirgsspannungen und -verfor-
mungen und damit auf die Tragfähigkeit des Gebir-
ges. Da sich meßbare zusätzliche Verformungen des 
Gebirges auf den Bereich weniger Meter um die 
Wärmequelle beschränken, wird die Tragfähigkeit 
des Gebirges nicht beeinträchtigt. 

Im Hinblick auf die Einwirkung von radioaktiver 
Strahlung wird die Bundesregierung die Arbeiten 
der Staaten weiter verfolgen, die derartige Untersu-
chungen durchführen. 

Zur Zeit gibt es keine Erkenntnisse, wonach be-
gründete Bedenken gegen eine Endlagerung wär-
meentwickelnder hochradioaktiver Abfälle in Granit 
bestehen. Im übrigen verfolgt die Bundesregierung 
nach wie vor eine Endlagerung im Salz, das inte rna-
tional als sehr gut geeignetes Wirtsgestein für eine 
Endlagerung angesehen wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage, Herr Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
in bezug auf die Lagerung in Granit wichtig, exakte 
Vorhersagen der Zukunft anzustreben, und sind 
diese Vorhersagen notwendig? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Ich kann im Moment Ihre Frage schlecht 
deuten. Vorhersagen im Hinblick auf die Zukunft 
müssen Sie für jedes Endlager abgeben. Die Aussa-
gen, die man in bezug auf eine solche geologische 
Formation treffen kann, umfassen natürlich auch 
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geologische Zeiträume. Sie sind allemal ausreichend, 
um zu gewährleisten, daß man das endzulagernde 
Material sicher behandelt und endlagert. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Frage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, da-
mit widersprechen Sie den Aussagen der Bundes-
regierung und den Erkenntnissen des OECD- und 
NEA-Workshops vom 22. bis 23. Januar dieses Jah-
res. Ist Ihnen das bewußt? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Staatsse-
kretär. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Das möchte ich so in Zweifel ziehen. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Dann lesen Sie es 
in Ihrer eigenen Veröffentlichung nach!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 19 des Kollegen Ku-
batschka auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf Grund der 
in der Studie „Endlagerung stark wärmeentwickelnder radioak-
tiver Abfälle in tiefen geologischen Formationen Deutschlands - 
Untersuchung und Bewe rtung von Regionen in nichtsalinaren 
Formationen" der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) festgelegten Ausschlußkriterien wie u. a. 
„Schutzgebiete, wie großflächige Nationalparke, ..." (Seite 17) 
der als Ersatzstandort erkundete Saldenburger Granit wegen 
seiner unmittelbaren Nähe zum Nationalpark Bayerischer Wald 
als Lagerstätte ausgeschlossen werden muß? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kollege Kubatschka, die Bundesre-
gierung teilt diese Auffassung nicht. Sollte sich der 
Standort Gorleben entgegen der heutigen wissen-
schaftlichen Beurteilung als ungeeignet erweisen, 
müssen die von der BGR ausgewiesenen Regionen 
unter Berücksichtigung weiterer Aspekte betrachtet 
werden. Dazu zählen auch die Belange des Natur-
schutzes. Eine umfassende Bewe rtung würde ab-
schließend im Zusammenwirken mit dem jeweiligen 
Land erfolgen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte schön. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, ge-
fährden atomare Endlager damit die Existenz von 
Nationalparks? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Überhaupt nicht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Horst Kubatschka (SPD): Teilt die Bundesregie-
rung dann wenigstens die Einschätzung, daß 
atomare Endlager den Tourismus in einem Gebiet ge-
fährden können? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Sie könnten den Tourismus allenfalls 
durch eine ideologisch aufgeputschte Diskussion ge-
fährden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nordrhein-
westfälischen Bergleute pflegen zu sagen: Vor der 
Hacke ist es duster. 

(Heiterkeit) 

Frau Kollegin Irber, Sie haben eine Zusatzfrage? 

Brunhilde Irber (SPD): Würde die Bundesregierung 
die Nähe zur tschechischen Grenze als einen Hinde-
rungsgrund für die Errichtung eines atomaren Endla-
gers betrachten? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit: Die Bundesregierung geht davon aus, daß bei der 
Errichtung von Endlagern alle Betroffenen in die Über-
legungen mit einbezogen werden. Mögliche Nachbarn 
außerhalb unserer Grenzen würden in solche Überle-
gungen selbstverständlich mit einbezogen werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Fragen 20 und 21 des Kollegen Lamp werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amtes auf. Zur Beantwortung steht Herr Staats-
minister Dr. We rner Hoyer zur Verfügung. 

Die Fragen 31 und 32 des Kollegen Wallow werden 
schriftlich beantwortet. Gleiches gilt für die Fragen 33 
und 34 des Kollegen Augustinowitz, die Fragen 35 
und 36 der Kollegin Marion Caspers-Merk und die 
Frage 37 des Kollegen Erler. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Damit rufe ich die Frage 38 des Kollegen Dr. Schä-
fer auf: 

Welchen Status haben nach dem NATO-Truppenstatut die Be-
schäftigten der General Services Administration (GSA) in dem 
schon laufenden Pilotprojekt oder bei geplanten Vorhaben der 
US-Streitkräfte? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 
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Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Dr. Schäfer, Sie schließen an zwei 
schriftliche Fragen aus dem Jahre 1996 an, die eben-
falls die künftige Tätigkeit der GSA betrafen und die 
unter Verweis auf die innere Organisationshoheit der 
US-Streitkräfte und auf weiteren Prüfungsbedarf 
zum Status der General Services Administration 
durch den Kollegen Helmut Schäfer beantwortet 
wurden. Diese Frage hat sich auch in der Zwischen-
zeit nicht endgültig einer Klärung zuführen lassen. 

Wir sind nicht nur innerhalb der Bundesregierung 
bei einer intensiven Prüfung durch das Auswärtige 
Amt auf der einen Seite und die Bundesministerien 
der Finanzen sowie für Arbeit und Sozialordnung auf 
der anderen Seite, sondern selbstverständlich auch 
durch die amerikanischen Dienststellen, von denen 
wir erst auf unsere intensiven Demarchen hin vor we-
nigen Tagen eine Antwort bekommen haben. Eine 
endgültige Prüfung dieser überaus schwierigen 
Rechtsfrage ist daher bisher leider nicht möglich ge-
wesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Ihnen ist doch sicher-
lich bekannt, Herr Staatsminister, daß bereits ein Mo-
dellvorhaben der Amerikaner in Stuttgart  läuft. Wie 
ist da die rechtliche Stellung der Beschäftigten? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Aus genau dem Grunde, den ich beschrieben 
habe, möchten wir eine rechtliche Würdigung dieser 
Frage gegenwärtig nicht abgeben: Es könnten 
schwerwiegende Konsequenzen im Hinblick auf die 
Rechtsstellung der bei den amerikanischen Streit-
kräften beschäftigten Zivilangestellten gezogen wer-
den. 

Da wir ein gemeinsames Interesse daran haben, 
die Rechtsstellung dieser Beschäftigten möglichst 
stark zu halten bzw. eine Schwächung zu vermeiden, 
und da wir natürlich auch daran interessiert sind, die 
amerikanischen Streitkräfte - mit einem hohen An-
teil an Zivilbeschäftigten - hier zu halten, möchten 
wir hier keine Schnellschüsse abgeben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Ich kann das nicht so 
ganz beurteilen; vielleicht können Sie mir eine Ant-
wort  darauf geben: Hat es völkerrechtliche Konse-
quenzen, wenn ein solcher Versuch ohne irgendeine 
Gegenwehr oder Beurteilung der Bundesregierung 
stattfindet? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die amerikanischen Pa rtner sind sich darüber 
im klaren, daß wir dieser Frage ganz besondere Auf-
merksamkeit widmen, weil wir natürlich ein Inter-
esse daran haben, die Rechtsstellung der do rt  Be-
schäftigten nicht geschwächt zu sehen. Von daher,  

ohne daß ich meinerseits eine rechtliche Prüfung 
hätte vornehmen können - dazu bin ich als Nichtju-
rist nicht in der Lage -, muß allen Beteiligten klar 
sein, daß wir hier kein Präjudiz zulassen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 39 des Kollegen Dr. Schäfer 
auf: 

Was bedeutet das Engagement der GSA für die Arbeitsplätze 
der ortsansässigen Zivilbeschäftigten? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, beides hängt natürlich unmittel-
bar zusammen. Vom Ergebnis dieser Prüfung wird es 
abhängen, welche Bedeutung das Engagement der 
General Services Administration für die Arbeits-
plätze der ortsansässigen Zivilbeschäftigten hat. Ins-
besondere wird viel davon abhängen, ob wir uns vor 
einer Situation sehen, in der es zuträfe, daß die GSA- 
Bediensteten auch unter das NATO-Truppenstatut 
fielen. Das ist bisher nicht klar. Solange diese Klar-
heit nicht gegeben ist, ist eine Aussage im Hinblick 
auf die Zahl der Zivilbeschäftigten bei den amerika-
nischen Streitkräften nicht möglich. Da wir aber ge-
nau hier das Problem sehen, wäre es leichtfertig, jetzt 
eine Antwort zu geben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Können Sie denn ab-
schätzen, in welcher Weise die GSA zu deutschen 
Anbietern in Konkurrenz treten könnte? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das ist natürlich in der Tat ein erhebliches Pro-
blem. Das ist völlig klar. Gerade weil wir hier eine 
Gefahr sehen, sind wir daran interessiert, hierbei 
sehr sorgfältig unter Wahrung der Interessen der Be-
schäftigten und der Regionen, die betroffen sind, vor-
zugehen. Ich bin sehr gerne bereit, Herr Kollege, Ih-
nen dafür detailliertere Informationen zu verschaffen 
bzw. Sie mit den zuständigen Fachmitarbeitern des 
Hauses und der anderen Häuser zusammenzubrin-
gen, um etwas besser erahnen zu können, was hier 
gegebenenfalls auf uns zukommt, fa lls wir nicht zu 
einer einvernehmlichen Lösung mit den Amerika-
nern kommen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich möchte, 
ehe wir mit der Fragestunde fortfahren, das Haus 
darauf aufmerksam machen, daß wir mit den Fragen 
sehr bald zu Ende sind, weil die anderen Fragen 
überwiegend schriftlich beantwortet werden. Mir 
wurde mitgeteilt, es sei verabredet worden, die Aktu-
elle Stunde um 15 Uhr zu beginnen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Wir 
haben keine Reden, Herr Präsident!) 

Ich bitte untereinander abzustimmen, ob das einmü-
tig ist. Vielleicht können die Geschäftsführer für ei- 
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nen Augenblick nach vorne kommen und das unter-
einander klären. 

Herr Kollege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 
Bitte schön. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Sieht die Bundesregie-
rung irgendwelche Möglichkeiten, deutsche Anbie-
ter in irgendeiner Form zu unterstützen, zum Beispiel 
dadurch, daß sie darauf hinwirkt, daß die Amerika-
ner zulassen, daß nicht nur bundesweit tätige Anbie-
ter, sondern auch regionale Anbieter auftreten kön-
nen? Ich darf das erklären. Es ist bisher die Schwie-
rigkeit, daß es nicht gelungen ist, regionale deutsche 
Anbieterfirmen unterzubringen, weil die Ame rikaner 
immer gesagt haben: Wir nehmen nur Anbieter, die 
bundesweit agieren. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Mit dieser Frage bin ich überfordert. Ich bin 
gerne bereit, der Sache nachzugehen und Sie direkt 
zu informieren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Fragen 40 
und 41 der Kollegin Leonhard, die Frage 42 von Graf 
von Waldburg-Zeil, die Fragen 43 und 44 der Kolle-
gin Buntenbach und die Fragen 45 und 46 von Vol-
ker Beck werden sämtlich schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende Ihres Geschäftsbereichs, 
Herr Staatsminister. Ich bedanke mich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Zur Beantwortung steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Rainer Funke zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 47 des Kollegen Schmidbauer auf: 

Welche Maßnahmen will  der Bundesminister für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie, Dr. Jürgen Rüttgers, in 
bezug auf die Klonierung des Schafes Dolly durch das Roslin-In-
stitut ergreifen, und welche Maßnahmen und Aktivitäten sollen 
auf europäischer Ebene eingeleitet werden, die eine solche Klo-
nierung ausschließen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Präsident! Herr Kollege, ge-
statten Sie mir vorweg eine Bemerkung. Die Bundes-
regierung geht davon aus, daß sich Ihre an den 
Herrn Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie gerichteten Fragen auf 
das Klonen von Menschen und das entsprechende 
Verbot im Embryonenschutzgesetz beziehen. Da für 
diesen Bereich innerhalb der Bundesregierung der 
Bundesminister der Justiz federführend zuständig ist, 
werde ich Ihnen hier antworten. 

Wegen des inneren Zusammenhangs darf ich Ihre 
Fragen zusammen beantworten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das geht nur, 
wenn der Fragesteller einverstanden ist. 

(Horst Schmidbauer [Nürnberg] [SPD]: Ja!) 

- Das ist der Fall. 

Dann rufe ich zusätzlich die Frage 48 des Kollegen 
Horst Schmidbauer auf: 

Welche Rechtsgrundlage verbietet ein solches Klonen in der 
Bundesrepublik Deutschland, und welche Maßnahmen wi ll  der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie für ein Verbot einleiten, wenn, entgegen seiner eigenen 
Aussage (s. Ärzte-Zeitung vom 27. Februar 1997), ein alleiniger 
Bezug auf das Grundgesetz nicht zureichend ist, und ein solches 
Befruchtungsverfahren nicht in den Gesetzesbereich des Geset-
zes zum Schutz von Embryonen (Embryonenschutzgesetz - 
ESchG) fällt? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Das Klonen von Menschen ist 
gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz von 
Embryonen, welches am 1. Januar 1991 in Kraft 
getreten ist, unter Strafe gestellt. Das Verbot schützt 
die Menschenwürde. Es wäre ein besonders krasser 
Verstoß gegen Art . 1 des Grundgesetzes, einem Men-
schen gezielt seine Erbanlagen zuzuweisen und die 
Individualität menschlichen Lebens zu mißachten. 

Die Vorschrift verbietet, künstlich Embryonen zu 
erzeugen, welche die gleichen Erbinformationen wie 
andere Embryonen oder wie Föten, lebende Men-
schen oder Verstorbene besitzen. Schon ein entspre-
chender Versuch ist mit Strafe bedroht. 

Der Forscher, der mit Hilfe der in Schottland bei 
dem Schaf Dolly angewandten neuen Technik einen 
Menschen erzeugte, wäre nach dieser Vorschrift zu 
bestrafen. Er bewirkte nämlich, daß sich ein mensch-
licher Embryo mit der gleichen Erbinformation wie 
ein anderer Mensch entwickelte. 

Gleichwohl sieht es die Bundesregierung als ihre 
Aufgabe an, stetig und gerade bei solchen Anlässen 
gesetzliche Regelungen daraufhin zu überprüfen, ob 
tatsächlich alle Va rianten bedacht wurden, die sich 
als einschlägig erweisen könnten. 

Auf interdisziplinärer Basis ist sehr genau zu prü-
fen, ob das in Schottland angewandte neue Verfah-
ren neue Mißbrauchsmöglichkeiten birgt und ob 
Vorschriften des Embryonenschutzgesetzes der Er-
gänzung oder der Änderung bedürfen. 

Soweit Sie sich nach dem internationalen Hand-
lungsbedarf erkundigen, kann ich Ihnen mitteilen, 
daß sich die Bundesregierung mit Nachdruck für ein 
weltweites Verbot des Klonens einsetzt. Ein solches 
Verbot ist in der Menschenrechtskonvention zur Bio-
medizin des Europarates bereits angelegt. Sie enthält 
insoweit klare Vorgaben für das noch zu erarbei-
tende Protokoll zum Schutz des menschlichen Em-
bryos. 

Die Bundesregierung wird sich intensiv darum be-
mühen, in der Allgemeinen Erklärung der UNESCO 
zum menschlichen Genom und zu den Menschen-
rechten ein Klonierungsverbot festzuschreiben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie haben jetzt vier Zusatzfragen. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Herr Staats-
sekretär, in der Öffentlichkeit ist eine widersprüchli-
che Auffassung zur Frage des Embryonenschutzes 
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aufgetreten. Daraus kann man schließen, daß allem 
Anschein nach eine Lücke bezüglich des rechtlichen 
Schutzes vorhanden ist. Mich würde vor allem inter-
essieren, wie unter diesen Gesichtspunkten das Em-
bryonenschutzgesetz gewährleistet, daß die Erzeu-
gung geklonten Lebens - durch die biotechnologi-
sche Nutzung von Mitochondrien - ausgeschlossen 
wird. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, ich habe Ihnen darge-
legt, daß nach Auffassung der Bundesregierung ein 
hinreichender Schutz durch § 6 in Verbindung mit § 8 
des Embryonenschutzgesetzes gegeben ist. Sollte 
sich herausstellen, daß durch neue wissenschaftliche 
Methoden eine Novellierung des Embryonenschutz-
gesetzes notwendig sein sollte - nach unseren derzei-
tigen Erkenntnissen verneine ich das ausdrücklich -, 
werden wir Ihnen unverzüglich entsprechende ge-
setzliche Vorschriften zur Beschlußfassung vorlegen. 
Darüber müssen wir dann miteinander beraten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage, Herr Kollege. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Wenn Sie 
sich über einen möglichen Handlungsbedarf, der 
sich durch neue technologische Verfahren herauskri-
stallisiert hat, unklar sind, dann stellt sich die Frage: 
Wie lange schätzen Sie den Prüfzeitraum ein, und 
wann gedenken Sie dem Parlament bzw. der Regie-
rung die entsprechende Vorlage zu unterbreiten? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, ich habe soeben aus-
drücklich gesagt, daß die Regelungen des § 6 in Ver-
bindung mit § 8 des Embryonenschutzgesetzes 
durchaus ausreichen. Wenn durch neue Techniken, 
die sich hier andeuten, ein gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf gegeben sein sollte, werden wir Ihnen 
entsprechende Vorschläge vorlegen. Dazu bedarf es 
natürlich nicht nur der rein rechtlichen, sondern auch 
einer interdisziplinären Beurteilung. Dazu sind Sie si-
cherlich auch eingeladen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre dritte 
Frage, Herr Kollege. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Um das zu 
präzisieren: Auch die in Schottland erkennbare neue 
Technik führt Ihrer Auffassung nach nicht dazu, das 
bestehende Embryonenschutzgesetz zu überprüfen 
bzw. zu überarbeiten? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, ich habe soeben, 
glaube ich, die richtige Antwort gegeben. Wir sehen 
die Voraussetzung für eine Änderung des Embryo-
nenschutzgesetzes zur Zeit nicht. Aber wir sind 
gerne bereit, mit Ihnen und auch mit Wissenschaft-
lern aus anderen Bereichen über einen möglicher-
weise vorhandenen Gesetzgebungsbedarf zu disku-
tieren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie haben noch 
eine Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Sie bezieht 
sich auf die internationale Verpflichtung: Welche 
Maßnahmen sieht die Regierung auf Grund der inter-
nationalen Verpflichtung vor, um die von Ihnen for-
mulierten Ziele auch realisieren zu können, und an 
welchen Kontrollmöglichkeiten gedenkt sich die Re-
gierung zu beteiligen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Die Menschenrechtskonvention des 
Europarates habe ich bereits erwähnt. Es gibt noch 
die Frage, ob wir weltweit - über die UNESCO - eine 
entsprechende Regelung paraphieren bzw. vereinba-
ren. Sicherlich muß eine weltweite Regelung erfol-
gen; denn es hat keinen Sinn, das Ganze national zu 
machen. Das muß vielmehr weltweit geschehen. Die 
Bundesregierung wird sich für ein Klonierungsverbot 
einsetzen, und zwar weltweit. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gibt es weitere 
Zusatzfragen? - Das ist nicht der Fall. 

Die Fragen 49 und 50 des Kollegen Such werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 51 und 52 des Kollegen Dr. Jüttner wer-
den ebenfalls schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 53 des Kollegen Schwanitz ist zurück-
gezogen worden. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Dann komme ich zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen. Alle Fragen, nämlich 
die Fragen 54 und 55 der Kollegin Dr. Luft, 56 und 57 
der Frau Terborg, 58 und 59 des Kollegen Warnick 
sowie die Frage 60 des Kollegen Stiegler, werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Wir hatten soeben verabredet, daß wir die Aktuelle 
Stunde um 15.15 Uhr beginnen. Wir haben also noch 
fünf Minuten Zeit. Um diese fünf Minuten unterbre-
che ich jetzt die Sitzung. 

(Unterbrechung von 15.09 bis 15.17 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wir setzen die 
Sitzung wie vereinbart fo rt . 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der F.D.P. 

Haltung der Bundesregierung zu den gewalt-
tätigen Ausschreitungen im Zusammenhang 
mit den Castor-Transporten nach Gorleben 
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Ich erteile das Wo rt  dem Abgeordneten Dr. Guido 
Westerwelle. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In diesen 
Tagen vermitteln die Medien das Bild vom demon-
strierenden Deutschland. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Den Leuten reicht's! - Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Blockaden gegen Castor-Transpo rte beherrschten 
die letzten Wochen. Jetzt sind es die Proteste der 
Bergleute. Einige Kameras sind auch noch für die 
Bauarbeiterproteste in Berlin übriggeblieben. Die 
Botschaft, die uns die Bilder vermitteln sollen, lautet: 
Wer demonstriert , hat recht. - Das ist falsch. Wer de-
monstriert, hat Sorgen und Ängste, aber noch lange 
nicht recht, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Diese Unterscheidung geht in der politischen Aus-
einandersetzung dieser Tage verloren. Soviel Ver-
ständnis ich für die Sorgen der Demonstranten habe: 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Joseph Fischer [Frankfurt ] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Krokodil!) 

Auch das Demonstrationsrecht findet seine Grenze 
im Rechtsstaat. Wer einmal aus Gründen politischer 
Opportunität Demonstranten den Rechtsbruch ge-
stattet, lädt zur Nachahmung ein, der gefährdet den 
Rechtsstaat insgesamt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es sind nicht nur die Schienen, die demontiert, und 
die Straßen, die unterhöhlt werden. Es sind die Fun-
damente des freiheitlichen Rechtsstaates, die man 
dann beschädigt. Wir erleben seit drei Tagen, daß an-
geblich spontane Demonstrationen viel wirksamer 
sind als angemeldete. 

(Peter Dreßen [SPD]: Was hat das mit Castor 
zu tun? Zur Sache!) 

Wer nach dieser Woche noch Demonstrationen an-
meldet - so wird die neue Lesart lauten -, der hat 
wohl keine hinreichende Betroffenheit, keinen aus-
reichend gerechten Zorn hinter seinem Anliegen. 

Bei den Castor-Transpo rten in Niedersachsen, bei 
den Bergleuten im Ruhrgebiet, bei den Bauarbeitern 
in Berlin sind es nicht friedliche Demonstranten, die 
wir kritisieren, sondern die Randalierer und ihre par-
teipolitischen Trittbrettfahrer und Aufwiegler. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Brett vorm Kopf!) 

Der Skandal gegen den Rechtsstaat ist die partei-
politische Solidarisierung mit dem Rechtsbruch, die 
Sie hier vornehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was ist friedlich, und was ist Gewalt? Ist ein biß-
chen Gewalt noch zu rechtfertigen, wo doch die eige-
nen Gründe so moralisch sind? „Was darf der Rechts-
staat kosten?", wird mehr oder weniger offen bei den 
Castor-Transporten gefragt. „Können wir uns so viel 
Rechtsstaat leisten?" Wer den Preis des Rechtsstaates 
in Mark und Pfennig mißt, der hat den Wert des 
Rechtsstaates nicht begriffen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Symmetrie des Rechtsstaates gerät so aus den 
Angeln. Grüne und PDS-Abgeordnete rufen öffent-
lich zur Schienendemontage gegen Castor-Trans-
porte auf. 

(Widerspruch bei der PDS) 

Der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Bau sagt 
in Berlin, die Zeiten der Proteste auf der grünen 
Wiese seien vorbei, jetzt würden Städte blockiert. 
Der Bundesgeschäftsführer der SPD, Müntefering, 
wurde heute morgen im Rundfunk gefragt: Demon-
strationen in der Bannmeile, Randale an der F.D.P.-
Zentrale - was sagen Sie dazu? 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Oh mein Gott! Wie 

unglaublich!) 

Ihm fällt als erste Antwort dazu ein: Das ist Demon-
strationsrecht. Das gehört zur Demokratie dazu. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Hier werden parteipolitische Ziele verfolgt, aber 
nicht der Rechtsstaat vertreten. Der SPD geht es 
nicht um die Kumpel, es geht ihr um die nächsten 
Wahlen in diesem Land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Hör auf jetzt! Lüge! 

- Weitere, lebhafte Zurufe von der SPD) 

Der Demagoge Oskar Lafontaine zündet das Land 
an 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

und beklagt anschließend, daß es brennt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Hör doch auf! Das gibt's 

doch nicht!) 

Damit werden parteipolitische Ziele verfolgt, aber 
nicht der Rechtsstaat verteidigt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn das Prinzip Bahn bricht, vermeintlich berech-
tigte Interessen - ob bei Castor oder bei Kohle - wür-
den den Rechtsbruch rechtfertigen, dann ist das ge-
fährlich nahe an Weimar. 

(Zurufe von der SPD - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jaumio, jaumio, der Guido brenne lichter-

loh!) 
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Ich möchte meinen Respekt vor den Demonstran-
ten ausdrücken, 

(Lachen bei der SPD) 

die friedlich ihre Interessen vertreten. Es ist ihr gutes 
Recht, gegen Castor und Atomkraft zu demonstrie-
ren. Es ist ihr gutes Recht, für das Schlechtwettergeld 
zu protestieren. Es ist ihr gutes Recht, höhere Sub-
ventionen für die Steinkohle auf Kundgebungen zu 
fordern. Ich habe eine andere Meinung, aber ich 
werde ihnen immer zuhören und das Gespräch 
suchen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das hat man gestern gese

-

hen! Da war von Ihnen nichts zu sehen! Da 
haben Sie sich feige gedrückt!) 

Vor allen Dingen, Herr Kollege Fischer, verleugnen 
wir nicht unsere Positionen. Eine Partei wie die Grü-
nen, die den Ausstieg bei der Steinkohle forde rt  und 
höhere Subventionen auf den Demos einfordert, ist 
eine peinliche Funktionspartei in diesem Lande ge-
worden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir es zulassen, daß die Energiepolitik oder 
Verteilungskämpfe künftig durch Straßenblockaden 
entschieden werden, dann ist das die Einladung an 
alle - an Landwirte und Werftarbeiter, an Studenten 
und Rentner. Dann gilt: Je lauter, desto mehr vom 
Staat. Dann bleiben das Gemeinwohl und der 
Rechtsstaat auf der Strecke. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben sich endgültig disqualifiziert. Sie hetzen 
auf! Sie wiegeln auf - bei Castor, bei der Kohle! Sie 
sind nicht in der Lage, dieses Land zu regieren, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Zuruf von der SPD: 
Sie wiegeln auf!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  - - 

(Anhaltende Zurufe der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist sicherlich 
schwierig, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: FPÖ läßt grüßen!) 

aber wir sollten in diesem Hause die Kraft haben, uns 
gegenseitig zuzuhören. 

(Zuruf von der SPD: Nein, dem Westerwelle 
nicht!) 

Ich erteile das Wort  dem Abgeordneten Günter 
Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man  

kommt schon ins Grübeln, wenn man sich einmal 
durch den Kopf gehen läßt, was der liberale Kollege 
Westerwelle von dieser Stelle aus von sich gegeben 
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zuruf 
von der SPD: Scheinliberale!) 

Ich möchte ihn einfach einmal fragen: Wo in die-
sem Staat hat denn diese liberale Pa rtei ihr liberales 
Mäntelchen abgegeben? 

(Beifall bei der SPD) 

In der Vergangenheit hat sie sich als Hüter des De-
monstrationsrechtes, als Hüter für die Menschen, die 
ihren Protest zum Ausdruck bringen, dargestellt. 
Jetzt stellt sich der Abgeordnete hier hin und redet 
von Chaoten, verunglimpft all  diejenigen, die fried-
lich Protest äußern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Widerspruch und Lachen bei der CDU/CSU 

und der F.D.P.) 

Sie müssen sich die Frage gefallen lassen: Warum 
demonstrieren denn wohl die Bauarbeiter in Berlin? 
Warum demonstrieren hier die Bergarbeiter? Warum 
demonstrieren im Wendland junge und ältere Men-
schen gegen die Atompolitik, und das nicht erst seit 
einem Jahr, sondern seit 20 Jahren? Wie gehen Sie 
eigentlich mit den Sorgen und Ängsten der Men-
schen in diesem Lande um? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Sie stellen sich hier hin und sprechen von Chaoten. 
Darüber müssen wir nicht sprechen. Da gibt es, 
denke ich, in diesem Haus eine gemeinsame Hal-
tung. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

- Es ist ja schändlich, wie Sie sich hier benehmen 
und darstellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben doch wohl keine Berührungsängste und 
keine Meinungsverschiedenheiten in diesem Haus, 
wenn es darum geht, Gewalttätern das Handwerk zu 
legen. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben aber die Pflicht, hier deutlich zu sagen, 
daß die überwältigende Mehrheit in diesem Volk - 
egal, ob in den Bereichen der Atomenergie, des 
Bergbaus oder des Bauhandwerks - für ihre Rechte 
demonstriert . Wir haben die Aufgabe, dies aufzuneh-
men und politisch umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Herr Kollege Westerwelle, Sie haben diese Ak-
tuelle Stunde beantragt. Ich hätte im übrigen aus 
Ihrem Munde gerne einmal ein Wort  zur Polizei 
gehört. Da ist von Ihnen nichts gekommen. Ich will 
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Ihnen sagen: Noch vor zehn Jahren bin ich als Ein-
satzführer im Wendland tätig gewesen. Ich habe die 
Beseitigung der Wendland-Blockade und die Räu-
mung des Hüttendorfes durchgeführt. Ich wi ll  darauf 
hinweisen, wie einem manchmal zumute war, als 
man sich innerlich gesagt hat: Im Grunde genommen 
würde man viel lieber auf der anderen Seite stehen. 
Die Tränen haben einem im Auge gestanden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

- Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so entrüsten. 

Wir als Polizei haben diesen Auftrag wahrgenom-
men. Angesichts der Ereignisse in diesem Staate 
frage ich mich mittlerweile: Wie lange können wir es 
durchhalten, daß permanent bei solchen Anlässen 
Polizei - jetzt mit 30 000 Polizisten - eingesetzt wird 
und sie die politisch ungelösten Fragen auszubaden 
hat, weil Sie nicht in der Lage sind, einen politischen 
Konsens herzustellen, damit es zu einem Einverneh-
men und friedlichen Miteinander in diesem Lande 
kommt? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich bin ja einmal gespannt, was wir in dieser 
Debatte heute noch zu hören bekommen. Ich muß 
sagen: Ich empfinde es als schlimm, was hier in den 
ersten fünf Minuten dieser Debatte geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich kann nur hoffen, daß es aus den Reihen der Koali-
tion auch noch Redner gibt, die einen Funken mehr 
Demokratieverständnis im Leibe tragen und dies hier 
auch deutlich machen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Hans-Otto Wilhelm das Wo rt . 

Hans-Otto Wilhelm (Mainz) (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Der Vorredner stellte die rheto rische Frage, wie 
lange wir das durchhalten. - Was sollten wir wie 
lange nicht durchhalten? 

(Zurufe von der SPD: Ihre Politik! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Wir halten immer bei der Unterstützung all derjeni-
gen durch, die in diesem Land f riedlich protestieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wenden uns gegen alle, die gegen staatliche 
Entscheidungen rechtswidrig demonstrieren und 
Rechtsverletzungen in Kauf nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir werden dabei einen langen Atem haben, weil die 
alternative Antwort auf Ihre Frage hieße, den Rechts

-

brechern in Deutschland Raum zu geben. Das wird 
mit der Union und dieser Koalition nie geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist ganz erstaunlich, an welchen Gedächtnis-
lücken ein Teil der Fraktion der Grünen leidet. Diese 
Fraktion hat unverände rt  ihr Verhältnis zur Gewalt 
nicht geklärt. 

(Beifall bei der F.D.P. - Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn der Fraktionsvorsitzende der Grünen bei der 
letzten Diskussion über die Castor-Transpo rte die all-
gemeine Erklärung abgibt: „Ja, wir sind friedfertig", 
um dann über die Münchner Wehrmachtausstellung 
zu fabulieren, dann ist das keine Distanzierung von 
den Äußerungen einzelner Teile dieser Partei, die zur 
Gewalt aufrufen und diesen Transpo rt  auch noch lo-
gistisch begleitet haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD: 

Gauweiler!) 

Sie müssen uns schon sagen, für welchen Teil die-
ser Partei Sie sprechen. Lassen Sie doch einmal als 
Vertreterin eines anderen Teils der Pa rtei Frau 
Müller sprechen. Wir würden von Ihnen erwarten, 
daß Sie sich klarer von denjenigen distanzieren, die 
an diesen Brennpunkten der Auseinandersetzung 
Gewalt anwenden oder zur Gewalt aufrufen. 

Meine Damen und Herren, wenn der Vorsitzende 
der Bürgerinitiative Menschen aufruft zu kommen, 
die zu gezielter und verantwortungsloser Sabotage, 
zur Bildung von Banden bereit sind, und dazu auf-
ruft, keine Spaltung der Bewegung in f riedliche und 
militante Bereiche zuzulassen, und wenn der Spre-
cher dieser Initiative in der Auseinandersetzung zu 
Gorleben einen Meilenstein sieht, die Krise linker 
Politik nach dem Zusammenbruch der DDR zu über-
winden, dann ist die Zielsetzung klar vorgezeichnet. 
Jeder friedliche Demonstrant muß wissen, zu wel-
chen Zielsetzungen er von diesen Chaoten und den 
Gegnern unseres Staates mißbraucht werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Ängste von Menschen werden schamlos aus-
gebeutet. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! - Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir wollen Kaiser 

Wilhelm wiederhaben!) 

Das, was wir dort  als Angriff auf unsere rechtsstaatli-
che Ordnung erleben, wo wir nicht zurückweichen 
können, wo wir nicht unter falschen Deeskalations-
begriffen auch nur etwas von Gewalt zulassen dür-
fen, wo Menschen in ihrer Unverletzlichkeit gefähr-
det sind, ja verletzt werden, hat ein Ausmaß ange-
nommen, das wir nicht mehr mit allgemeinen Flos-
keln und Beschwörungen in den Griff bekommen 
können. Eine solche Partei mit einer solchen Histo rie 
müßte aus meiner Sicht unmißverständlicher auf der 
Seite des Rechts stehen, als Sie das derzeit tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Diese Vorgänge haben nichts mit dem zu tun, was 
in Bonn läuft. Ich will einen deutlichen Trennungs-
strich ziehen. Wir empfinden mit dem Zorn und der 
Sorge von Leuten, die befürchten, Arbeitsplätze zu 
verlieren. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Aha! Wie 
liebenswert!) 

Aber bei aller Bereitschaft, die ausgeprägt vorhan-
den ist, diesen Kumpels zu helfen. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wären Sie mal hingekommen! - 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Das Gemeinwohl verpflichtet uns auch, hier fürsorg-
lich für die Zukunft Deutschlands zu sorgen. Da ge-
hört es sich nicht, als Kulissenschieber der Kumpels 
aufzutreten. Sie sind die Kulissenschieber dieser De-
monstration in Bonn, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Herr Clement letzte Woche dem Kanzler den 
Krieg erklärt, wenn Herr Klimmt emphatisch ausruft, 
es geht um Deutschland, um unsere Kinder, dann 
kann ich nur sagen: Sprache ist verräterisch. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Passen Sie mal 
lieber auf!) 

Sie zündeln an dieser Stelle. Sie wollen Ihren partei-
politischen Nutzen einfahren. Die Taktik wird nicht 
aufgehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

sich an die Spitze des Unmuts zu setzen, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Gott schütze Rheinland

-Pfalz!) 

wenn wir dabei sind, Deutschland in eine bessere 
Zukunft zu führen, wenn Reformen notwendig sind, 
mit denen die Menschen verständlicherweise nicht 
immer einverstanden sein können. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Aha!) 

Aber daß sich der Vorsitzende der SPD bei einer Ver-
anstaltung heute vor zornigen Bergarbeitern aus dem 
Saarland dazu hinreißen läßt, dieses Land als „ver-
kommene Republik" zu kennzeichnen, das hat eine 
besondere Qualität. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! - Otto 
Schily [SPD]: Sagen Sie mal was zur F.D.P.!) 

Meine Damen und Herren, wer mit den Institutio-
nen unseres Staates so liederlich umgeht wie ein 
leibhaftiger Ministerpräsident, der Teil dieser Repu-
blik ist, der ist selbst verkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Kerstin Müller. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine Damen und Herren! Es ist ja ein tolles 
Horrorgemälde, das Sie hier entfalten: Überall nur  

gewalttätige Demonstrationen - in Bonn, in Berlin, in 
Gorleben. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Gei-
ger) 

Was Sie hier reden, zeigt mir nur, wie unendlich weit 
Sie sich von der Wirklichkeit in diesem Land entfernt 
haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Herr Westerwelle, ich bin im Wendland gewesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Sie könnten ja einmal hingehen, sich das an-
schauen und mit den Bauern reden. Aber das trauen 
Sie sich nicht. Sie trauen sich nicht, mit den Men-
schen dort  zu reden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist schlichter Unsinn, zu behaupten, do rt  wür-
den gewalttätige Chaoten die Szene beherrschen 
und deshalb dürfe der Rechtsstaat nicht weichen. Es 
sind ganz normale Bürger: Bauern, Schüler, Lehrer 
und Hausfrauen, die den Protest im Wendland orga-
nisieren. Diese Menschen haben eine berechtigte 
Sorge, und zwar um ihre Lebensgrundlagen. Sie wol-
len nicht, daß ihre Region das Atomklo der Nation 
wird. Deshalb organisieren sie den Widerstand. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Sie wollen auch keine Randale. Sie wollen nur ei-
nes: Sie wollen ein Ende der Atompolitik. Aber Sie 
sind nicht bereit, über einen Ausstieg zu reden; Sie 
setzen auf Konfrontation und nicht auf Dialog mit 
diesen Menschen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Die große Sitzblockade mit mehr als 7 000 Men-
schen vor dem Verladekran war wirklich die f ried-
lichste und gewaltfreieste Aktion, die ich je in mei-
nem Leben erlebt habe. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Sie sind ja nicht da gewesen. - Zu keinem Zeit-
punkt ging von diesen Menschen irgendeine Maß-
nahme der Gewalt aus, selbst dann nicht, als um 
5 Uhr morgens bei minus 5 Grad Wasserwerfer ein-
gesetzt wurden. Selbst da haben diese Menschen 
weiter friedlich protestiert: einfach dagesessen und 
gesungen. Ich weiß nicht, was daran gewalttätig ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Nein, es war unverhältnismäßig und unnötig, gegen 
diese friedlichen Menschen Wasserwerfer und 
Schlagstöcke einzusetzen. Man hätte die 
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300 Verletzten, die es gegeben hat, verhindern kön-
nen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und die 
Bahngleise sind von allein auseinanderge

-

fallen?) 

Wo sind denn bei so einer Politik die Liberalen? Wo 
sind denn die Bürgerrechte, die Sie von der F.D.P. 
einmal schützen wollten? Davon wollen Sie nichts 
mehr wissen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Sie brauchen diese Legende von den gewalttäti-
gen Chaoten doch nur, um den größten Polizeiein-
satz in der Geschichte der Bundesrepublik zu legiti-
mieren. Das ist der eigentliche Grund. 30 000 Polizi-
sten waren nötig, um diesen Transpo rt  durchzufüh-
ren. Man schätzt die Kosten auf über 100 Millionen 
DM. Mit solch einem Einsatz gegen eine ganze Re-
gion sind die Grenzen des demokratischen Rechts-
staates nicht nur erreicht, sondern sie sind längst 
überschritten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie antworten auf Demonstrationen mit Verleum-
dungen und mit dem Ruf nach dem starken Staat. 
Was für ein Zeichen von Schwäche und was für ein 
deformiertes Verständnis von Demokratie! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Der Herr Bundeskanzler erklärt, er werde über den 
Kohlebergbau nicht verhandeln, solange die Berg-
leute in Bonn demonstrieren. Die Betroffenen sollen 
also nach Hause gehen und geduldig abwarten, was 
die da oben über sie entscheiden. Ihre Stimme, ihr 
Protest ist für Sie unerwünscht. Aber das Demonstra-
tionsrecht ist ein Kernelement unserer Demokratie. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Aber sie 

haben es gebrochen!) 

Wer auf gewaltfreie Demonstrationen so reagiert, daß 
er Gespräche absagt und Verhandlungen verweigert, 
wer die um ihre Existenz besorgten Bergarbeiter als 
politische Ruhestörer abtut, der entwe rtet dieses 
Grundrecht, der will keine emanzipierten Bürgerin-
nen und Bürger und der will  keine engagierten De-
mokraten, sondern der will ein Volk von angepaßten 
Duckmäuse rn . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Sie betreiben da ein sehr gefährliches Spiel, denn 
vielleicht war das erst der Anfang. 

Die völlig unnötigen Castor-Transpo rte wurden mit 
Gewalt durchgesetzt. Sie haben nicht nach Lösungen 
gesucht. Nein, Sie haben es bewußt auf eine Eskala-
tion angelegt. Eine ähnliche Eskalation wiederholen 
Sie jetzt bei den Bergleuten. Schon der Koalitionsent-
scheid zur Kohle war doch eine Provokation und die 
Gesprächsabsage des Bundeskanzlers am Dienstag  

erst recht. Jetzt beschweren Sie sich, wenn diese 
Bergleute auf diese Provokation reagieren! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämt!)  

Herr Hirsch hat die Verletzung der Bannmeile be-
klagt. Ich sage einmal: Die eigentliche Bannmeilen-
verletzung hat doch der Bundeskanzler mit seiner 
Gesprächsabsage begangen - nur weil Menschen 
friedlich demonstrieren! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Unglaublich! Unverschämtheit! 
- Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Sie sind 
nicht liberal! Sie sind gefährlich für die 
Liberalität! Das ist doch keine Rechtsstaats-
partei! Unrechtsstaatspartei! - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Erstatten Sie doch Anzeige, wenn Sie sich das 
trauen. 

Statt nach gesellschaftlichem Dialog und politi-
schen Lösungen zu suchen, legen Sie es immer mehr 
auf Konfrontation an, und zwar auf Kosten und auf 
dem Buckel der Beamten und Beamtinnen der Poli-
zei. Denn in der Tat, Herr Westerwelle, die haben Sie 
in Ihrer Rede nicht erwähnt. 

Ich glaube, daß Ihr Kalkül nicht mehr aufgehen 
wird. Das ist die Botschaft von Gorleben, von der 
Heussallee, vom Atomprotest und von der Kohlesoli-
darität: Mit Polizeigewalt läßt sich auf Dauer keine 
Politik durchsetzen. Wer das versucht, der wird stür-
zen, und zwar je eher, desto besser. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt unser Kollege Walter Hirche. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt kommt noch so ein 

Liberaler!) 

Walter Hirche (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Diese Rede eben hat sehr deut-
lich gemacht, daß die Grünen keine Rechtsstaats-
partei sein wollen, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

sondern im Gegenteil do rt , wo der Rechtsstaat durch 
Gewalt attackie rt  wird, bewußt keine Abgrenzung 
ziehen und Unschärfen aufkommen lassen. Das ist 
noch sehr zurückhaltend formuliert. 

Das Problem beginnt doch erst do rt , wo friedliche 
Demonstranten auf der einen Seite und Randalierer 
und Gewalttäter auf der anderen Seite vorhanden 
sind und sich dazwischen eine Gruppe bewegt, die 
durch friedliche Aktionen, wie sie es nennt, Gewalt-
täter schützt und keine Abgrenzung zu den Gewalt-
tätern vornimmt. Die Liberalen haben - das hat 
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Guido Westerwelle eben sehr deutlich gemacht - 
hohen Respekt vor der Demonstrationsfreiheit. 

(Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS) 

Sie ist in der Tat ein Kernelement unserer politischen 
Kultur. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unglaublich!) 

Aber, meine Damen und Herren, hier soll ganz 
bewußt diese Grenze zwischen friedlicher Demon-
stration und Randaliererei verwischt werden. 

Ich will zitieren, was Rudolf Wassermann dazu 
gesagt hat  - 

(Joseph  Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Auch ein Liberaler!?) 

er hat es auf den Punkt gebracht -: 

Vom Grundrecht der Versammlungs- und damit 
der Demonstrationsfreiheit wird nur ein Verhal-
ten erfaßt, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da dreht sich Herr Dehler 

im Grabe um, wenn er das hört!) 

das Meinungsbildung ermöglichen soll, nicht 
aber unmittelbare Durchsetzung des vom De-
monstrationsteilnehmer eingenommenen Stand-
punktes. 

Im Klartext sagt er: 

Weder die Blockaden, mit denen Transport und 
Ausladung der Behälter verhindert werden soll-
ten, noch die Besetzung, das Zersägen von 
Gleisen oder das Unterhöhlen von Straßen sind 
durch das Grundgesetz gedeckt. Alle diese For-
men kriminellen Widerstandes haben wir in Gor-
leben erlebt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Hier gilt es, eine klare Trennung zu ziehen. Ich 
finde es schon interessant - man kann ja mal in die 
Presselandschaft schauen -, was der Leitartikler des 
„Deutschen Sonntagsblattes", einer Zeitung, die 
nicht unbedingt die Regierungskoalition ständig lobt, 
an die Bürgerbewegung gewandt, sagt: 

Warum hat keiner ihrer Sprecher öffentlich er-
klärt, daß der Protest der Vermummten im Wend-
land unerwünscht ist? Es bleibt ein Fehler 

- so Herr Schleider - 

der  Anti-AKW-Bewegung und aller Bürger-
rechtsgruppen - inklusive der Grünen! -, daß sie 
bei der Abgrenzung zur Autonomen-Szene im-
mer wieder Unschärfen in Kauf nehmen. 

Das ist sehr zurückhaltend formuliert. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wo wa rt  ihr denn gestern, 

Ihr Großmäuler?) 

Der Skandal liegt darin, daß die parteipolitische Soli-
darisierung mit Rechtsbrechern nicht unterbunden 
wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein Dialog, der mit Demonstranten erforderlich ist, 
kann nur auf Grundlage des Rechtes stattfinden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wäre Herr Westerwelle 

doch gestern einmal hier gewesen!) 

Dabei muß man zunächst einmal davon ausgehen, 
daß die Transporte auf gesetzlicher Grundlage und 
mit gerichtlicher Bestätigung stattfinden. Diese De-
mokratie löst sich von innen her auf, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das einzige, was sich auf-

löst, seid ihr, nicht die Demokratie!) 

wenn die Formen, auf die wir uns im Grundgesetz, 
mit Gesetzen und durch Gerichtsverfahren verstän-
digt haben, nicht mehr beachtet werden. Die Grünen 
versuchen - so eben die Rede von Frau Müller - be-
wußt, all dieses zu ignorieren und Demonstranten zu 
ermuntern; 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Quatsch!) 

damit machen sie sich zu Gehilfen von Rechtsbre-
chern. 

(Hans-Werner Bertl [SPD]: Vorsicht!) 

Hier fehlt eine klare Linie. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist schon großer Anerkennung we rt , daß sich in 
dieser Situation die Polizei vor Ort in einer Weise be-
sonnen verhalten hat, daß sie unser aller Lob ver-
dient. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Gegen Ihren 
Rat!)  

So dazustehen ist in einer solchen Situation weiß 
Gott nicht selbstverständlich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wer nämlich die Bilder gesehen hat, muß darüber er-
schrocken sein, was unseren Polizisten nicht nur an 
körperlicher Gewalt entgegengeschlagen ist. Die 
Steinewerfer waren gewiß in der Minderheit. Die 
Mehrheit hat versucht, sich von ihnen zu distanzie-
ren. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Aha! - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sagen Sie das einmal Westerwelle!) 

- Die Mehrheit! Es ist geboten, diese Differenzierung 
anzubringen. Das ist doch das, was ich hier auch von 
Frau Müller gern gehört hätte. 

Aber auch seelisch kann man Menschen Gewalt 
antun. Wer seine Kinder dazu anhält, auf Polizisten 
zu spucken, wie das do rt  geschehen ist, verletzt die 
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Menschenwürde - nicht nur die der Opfer, sondern 
auch die der eigenen Kinder - 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

und vermittelt seinen Kindern zwei wesentliche 
Dinge, auf denen unser Gemeinwesen beruht, nicht: 
die Toleranz gegenüber Andersdenkenden und den 
Respekt vor der staatlichen Ordnung. 

Die Demonstrationsfreiheit wird nur erhalten blei-
ben, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wenn wir eine 
neue Regierung haben!) 

wenn alle in diesem Hause und draußen schärfer die 
Grenze gegen jede Form von grauer, verdeckter und 
offener Gewalt ziehen. Die Gewalttäter müssen iso-
liert werden. Dann wird der Rechtsstaat in Zukunft 
auch kritische Auseinandersetzungen um wichtige 
Fragen wie die Energiepolitik bestehen. Aber, meine 
Damen und Herren, wir verlangen von Ihnen, daß 
Sie sich draußen auch praktisch so verhalten, wie Sie 
es hier im Hause gelegentlich anklingen lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wo wa rt  ihr denn gestern?) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, bevor ich dem nächsten Redner 
das Wort  erteile, - - 

(Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir haben doch von diesen 

Hasenfüßen kein Wort  gehört!) 

- Herr Abgeordneter Fischer, ich meine speziell Sie. 

Wir müssen dem Redner schon noch Gelegenheit 
geben, seine Argumente vorzutragen. Deshalb bitte 
ich das gesamte Haus um etwas Ruhe, wenn der Red-
ner spricht, soweit dies irgendwie möglich ist. 

Jetzt erteile ich dem Abgeordneten Rolf Köhne das 
Wort . 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Ist das 
hier ein Kloster?) 

Rolf Köhne (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Demonstrationsrecht ist 
ein demokratisches Grundrecht. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Erwin  Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 

wahr!) 

Ziel von Demonstrationen ist in der Regel, politisch 
Druck zu entfalten. Das ist legitim. 

Wer meint, er dürfe einem solchen politischen 
Druck nicht ausgesetzt werden, der verkennt, daß es 
sich bei den Demonstranten in der Regel um einen 
Teil des Volkes handelt, um einen Teil des Souve-
räns, von dem die Macht in diesem Staate ausgehen 
sollte, und daß auch die Meinung dieses Teils be-
rücksichtigt werden muß - insbesondere dann, wenn 
es um existentielle Fragen geht. Solche Fragen stan-

den sowohl in Gorleben wie auch gestern und heute 
hier wegen der Kohlepolitik zur Debatte. Das muß 
man sich doch einmal vergegenwärtigen. 

Herr Westerwelle, Sie sind es, der zündelt. Sie sind 
es, der die Fundamente dieser Gesellschaft unter-
gräbt. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie hätten die Rede, die Sie vorhin gehalten haben, 
in der Sie die Kohlekumpel, die Bauarbeiter und alle 
friedlichen Demonstranten in Gorleben bzw. in Dan-
nenberg verleumdet haben, an der Kreuzung Heuss-
allee/B 9 halten müssen. Erreicht hätten Sie damit, 
diese Gesellschaft weiter zu spalten. Die Gesellschaft 
hält es nicht aus, daß insbesondere Ihre Pa rtei dafür 
sorgt, daß die Reichen immer reicher werden und 
viele Menschen in diesem Lande ihre Existenz verlie-
ren. 

(Beifall bei der PDS) 

Das müssen Sie erkennen. Sonst zerstören Sie diese 
Gesellschaft. 

(Eckart  von Klaeden [CDU/CSU]: Zur 
Sache!) 

Im übrigen: Das wesentliche Ereignis in der letzten 
Woche im Landkreis Lüchow-Dannenberg war nicht 
Terror und Gewalt, wie Sie uns hier weismachen wol-
len, sondern die friedliche, völlig gewaltfreie Sitz-
blockade vor dem Verladebahnhof, an der sich bis zu 
9 000 Menschen beteiligt haben. 

(Zuruf von der F.D.P.: Es werden immer 
mehr!) 

Sitzblockaden allein sind nicht automatisch rechts-
widrig. Dies ist im Einzelfall genau zu prüfen, auch 
unter Berücksichtigung der Motive. Angesichts der 
Gefährdungen, die von der Atomkraftnutzung aus-
gehen und die erst gestern wieder in Japan bestätigt 
wurden, erscheint mir eine Sitzblockade gegen ge-
ringfügigen gewerblichen Güterverkehr als eine an-
gemessene Ausdrucksform des Protestes. Entspre-
chend verhältnismäßig wäre auch die Anwendung 
polizeilicher Mittel gewesen. Glücklicherweise ha-
ben sich viele Polizistinnen und Polizisten in der je-
weiligen Situation angemessen verhalten. Besonders 
nett war die Geste der bonbonwerfenden Polizistin-
nen am Dienstag am Verladekran. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Hat dich eins getroffen?) 

Es stellt sich aber die Frage: Warum hat es schon 
eine Stunde nach der Räumung 15 Verletzte gege-
ben? Was hat einige Polizisten aus Wiesbaden dazu 
bewogen, Kinderwagen zu entwenden und mutwillig 
zu zerstören? Die Kinderwagen wurden vom Kir-
chenkreis Langendorf dazu eingesetzt, um zu de-
monstrieren, daß die Atomkraft gegen ihre Kinder 
gerichtet ist. Vor allem: Was führen vermummte, 
Knüppel schwingende Polizisten im Schilde? Warum 
wird das von den Vorgesetzten geduldet? Diese 
Dinge muß man zur Kenntnis nehmen. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Setzen!) 
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Abschließend möchte ich Ihnen noch eine Analo-
gie aus dem Verkehrsrecht vermitteln: Wer vorsätz-
lich einen Unfall herbeiführt, indem er auf sein Vor-
fahrtsrecht pocht, der macht sich selbstverständlich 
mitschuldig. Genau das tun Sie, meine Damen und 
Herren von der Koalition. Sie fahren mit Ihrer Holz-
hammerenergiepolitik die Demokratie vor den Baum. 
Atomkraft abschalten und Steinkohle finanzieren 
wäre das Gebot der Stunde. 

(Beifall bei der PDS - Lachen bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Wolfgang Zeitlmann. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Eigentlich ist eine Steige

-

rung nicht mehr möglich, aber jetzt kommt 
sie!)  

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir re-
den über das Thema Castor-Transporte. Die Notwen-
digkeit dieser Transporte ist nach geltender Rechts-
lage unbestritten und eindeutig: 

(Otto Schily [SPD]: Keineswegs!) 

Deutschland ist völkerrechtlich verpflichtet, das Pro-
blem der Entsorgungsabfälle aus der Wiederaufbe-
reitung deutscher Brennstäbe in nationaler Verant-
wortung zu lösen. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Nein, Wolf

-

gang, das stimmt nicht!) 

Gorleben ist derzeit einziges Zwischenlager in 
Deutschland. Für einen anderen Standort laufen Ge-
nehmigungsverfahren. Weder vom Transpo rt  noch 
vom Zwischenlager geht Gefahr aus. 

Kernenergiegegner wollen die Bundesregierung 
zu einer anderen Energiepolitik erpressen. Über zu-
künftige Energiepolitik muß diskutiert werden. Dies 
wird durch gewalttätige Demonstrationen mit Sicher-
heit erschwert. 

(Jörg Tauss [SPD]: Und durch f riedliche?) 

- Durch friedliche mit Sicherheit nicht. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Aha!) 

Wir haben im Laufe des Jahres etwa 80 Transpo rte 
von Kernbrennstoffen; Transporte, die bis auf einen 
Anteil von ein bis zwei Prozent problemlos ablaufen. 
Mir kann doch niemand erklären, daß jeweils ein 
ganz bestimmter Transport  pro Jahr spontan und 
ganz zufällig herausgegriffen wird. Es ist doch eine 
politische Absicht damit verbunden, 

(Rolf Köhne [PDS]: Ja!) 

Druck auf das politische Geschehen in Bonn auszu-
üben. 

Die Demokratie lebt vom Gegensatz politischer 
Meinungen. Meinungsfreiheit muß gewährleistet 
sein. Rechtsbruch, insbesondere der organisierte, ist 

Herausforderung für Demokratie und Staat. Es ist un-
erträglich, unserer Rechtsordnung mit Gewalt entge-
genzutreten. Das Gewaltmonopol des Staates darf 
nicht in Frage gestellt werden. Gewalttäter, die 
Schienen zersägen, Bahndämme unterminieren, 
Krampen auf Oberleitungen werfen und Polizisten 
verletzen, müssen die Konsequenzen durch Polizei 
und Justiz zu spüren bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Was wir derzeit in Bonn erleben, ist eine Demon-
stration von Betroffenen, die sicherlich um ihren 
Arbeitsplatz Angst haben. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Vorsich-
tig!) 

Das ist das eine. Aber niemand versteht die Verwal-
tung des Landes NRW, die eine Blockade von Stra-
ßen zuläßt, die um das Regierungsviertel führen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie war es denn mit Franz 

Josef Strauß und den Fernfahrern?) 

- Herr Kollege Fischer, heute ist das Thema die Situa-
tion in Bonn. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie ist das denn mit den 

Bauern?) 

Es kann doch niemand behaupten, daß die Absicht 
nur in der Anhörung der Meinungen von Betroffenen 
liegt. Die Absicht ist doch vielmehr, Druck auf Bonn 
auszuüben. Ich halte es für die einzig richtige Ant-
wort  der Bundesregierung, diese Gesprächsrunde 
abzusagen, solange es einen solchen Druck der 
Straße gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf von der SPD: Frech-

heit!) 

Ich habe die Demonstration der Postleute vor eini-
gen Wochen in Bonn erlebt. Sie ist einwandfrei abge-
laufen; dagegen ist nichts zu sagen. Ich sehe nicht 
ein, wieso ich mich als frei gewählter Abgeordneter 
auf meinem Weg ins Parlament ausweisen muß, 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Hans-Werner  Bertl [SPD]: Das ist doch 

lächerlich!) 

weil ein Polizeipräsident nicht in der Lage ist, dieses 
Parlament frei schalten und walten zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Die Verletzung der Bannmeile und Sachbeschädi-
gungen sind nicht einfach so hinzunehmen. Es ist 
kein Vorgang, den man unter Hinweis auf freie Mei-
nungsäußerung rechtfertigen könnte. 

Ich habe auch überhaupt kein Verständnis für fol-
gendes: Ich habe im Fernsehen sehr wohl gesehen, 
daß du, Günter Graf, gestern mit deinem Fraktions- 
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vorsitzenden munter zu den Demonstranten hinmar-
schiert bist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Dar

-

auf bin ich stolz!) 

Dabei wußtest du sehr wohl, daß diese Verletzung 
der Bannmeile und diese Sachbeschädigungen statt-
gefunden haben. Es hätte euch gut angestanden, 
deutlich zu unterscheiden. 

(Günter Graf [Friesoythe]: Hör doch auf! - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Haben wir doch!) 

- Ich habe kein Wort  der Distanzierung mitbekom-
men. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat denn die Berg

-

leute beruhigt? - Weitere Zurufe von der 
SPD) 

- Ich sage noch einmal: Es sind zwei Paar Stiefel - da 
können Sie noch so sehr brüllen -, ob jemand f ried-
fertig demonstriert  oder ob er blockiert, die Bann-
meile verletzt und Sachbeschädigungen begeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
SPD: Die haben keine Bannmeile verletzt!) 

Wenn wir uns nicht mehr darum bemühen, daß diese 
Trennlinie beachtet wird, dann wird es dunkel in die-
sem Lande. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich habe nochmals die herzliche 
Bitte, sich mit den Zwischenrufen etwas zurückzu-
halten. Zwischenrufe beleben die Debatte. Aber 
wenn es so viele sind, daß es nur noch ein Chor wird 
und man nichts mehr versteht, dann ist die Grenze 
erreicht. 

Jetzt hat das Wo rt  der Kollege Hans-Peter Kemper. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Jetzt 
kommt der Chor der CDU!) 

Hans-Peter Kemper (SPD): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Lieber Kollege Zeitl-
mann, es kann überhaupt gar kein Zweifel daran be-
stehen, daß wir gemeinsam dafür Sorge tragen müs-
sen, daß die Demonstrationen f riedlich verlaufen. Ich 
denke, der Polizeipräsident und die Polizei haben 
maßgeblichen Anteil daran, daß die Demonstratio-
nen bisher friedlich gewesen sind. Dafür gebührt ih-
nen unser Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ich möchte aber noch einmal auf die Aussagen von 
Herrn Westerwelle zurückkommen. Sie haben mich 
einigermaßen geschockt. Herr Westerwelle, Sie kriti-
sieren diese Demonstrationen; Sie versuchen, sie zu 
kriminalisieren. Nun mögen Sie dafür einen guten 

Grund haben. Ich bin nämlich der Meinung: Sie ha-
ben allen Grund, in dieser Situation ein schlechtes 
Gewissen zu haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Denn diese Demonstrationen, die hier heute stattfin-
den, sind die Folgen Ihrer herzlosen Politik, die Sie 
seit Jahren betreiben; sie sind die Folgen Ihrer Ab-
bruchpolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Sie gehen noch einen Schritt weiter: Sie versu-
chen, die Opfer, die Sie mit Ihrer Politik geschaffen 
haben, zu Tätern zu machen. Das ist zutiefst unsozial 
und zutiefst mies. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Wo waren Sie denn gestern, als Zehntausende von 
Bergleuten auf der Straße waren und für ihre Arbeits-
plätze demonst rierten, in voller Angst um ihre Ar-
beitsplätze? Da wurden Sie nicht gesehen. Eine an-
dere Sache ist es natürlich, sich hinzustellen und in 
den Medien schlaue Sprüche abzulassen oder hier 
im Parlament den Scharfmacher abzugeben. Das ist 
einfacher, als sich mit den Kumpeln vor Ort zusam-
menzusetzen und über deren Sorgen und Ängste zu 
reden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Wis-
sen Sie, daß wir Gespräche angeboten 

haben?) 

Das, was wir zur Zeit in bezug auf die Kohlepolitik 
und die Castor-Transpo rte erleben, ist die Folge einer 
nicht abgestimmten Regierungspolitik. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Wir haben 
Gespräche angeboten! Es sind Scheiben 

eingeschlagen worden!) 

Ich sage Ihnen: Sie haben es bisher immer wieder 
versäumt, in diesen Fragen einen Konsens mit der 
Bevölkerung herzustellen. Das, was wir zur Zeit in 
Berlin und in Bonn erleben, ist die Folge davon. 

(Peter Dreßen [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir haben die Bilder doch noch vor Augen: 30 000 
Polizisten mußten den Castor-Transpo rt  in Gorleben 
schützen. Ich weiß aus meinem eigenen dienstlichen 
Erleben, daß eine Vielzahl von Polizisten - da kann 
ich den Kollegen Graf nur unterstützen - der Atom-
energie und diesen Transporten sehr differenzie rt 

 gegenübersteht und durchaus Ängste hat, an diesen 
Einsätzen teilzunehmen. Dennoch verhalten sich 
diese Polizisten gesetzestreu und machen bei diesen 
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Einsätzen mit. Ich denke, hierfür gebührt ihnen 
unser Dank in ganz besonderer Weise. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Herr Kanther, Sie haben in der letzten Woche bei 
unserer Diskussion die Gesetzestreue der Bürger an-
gemahnt. Ich unterstütze Sie voll in diesem Bemü-
hen. Ich komme aus einem Wahlkreis, in dem es ein 
Zwischenlager gibt. Herr Kollege Zeitlmann, nicht 
nur Gorleben hat ein Zwischenlager, sondern auch 
Ahaus hat ein Zwischenlager, in dem mittlerweile 
305 Castor-Behälter aus dem THTR in Hamm einge-
lagert sind. Das sage ich, damit Sie darüber Bescheid 
wissen. 

Die Transporte nach Ahaus und die dortigen Einla-
gerungen sind bisher alle friedlich verlaufen. Es hat 
überhaupt keine Probleme gegeben. Aber derzeit 
laufen Bemühungen, Ahaus unheimlich aufzurüsten. 
Die Kapazitäten sollen um ein Vielfaches vergrößert 
werden. Es besteht die Gefahr, daß es in Zukunft 
eine Vielzahl von Transpo rten geben wird. 

In dieser brisanten und aufgeheizten Situation 
geht Frau Merkel hin und versucht, den Standort 
Ahaus in die Lagermöglichkeiten für den Kalkarer 
Kern, für die hochangereicherten, fabrikneuen 
Brennelemente aus Kalkar, einzubeziehen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das kann doch 
nicht wahr sein!) 

obwohl ganz klar ist, daß die Betreibergesellschaft 
eine private ist und Frau Merkel daher überhaupt 
keine Weisungsbefugnis hat - es sei denn in einem 
Notstand. 

Die Betreibergesellschaft hat klar erklärt: Sie wird 
den Kalkarer Ke rn  nicht einlagern. Sie hat sich 
gegenüber der Stadt Ahaus vertraglich gebunden. 
Frau Merkel, das müssen Sie wissen, und das wissen 
Sie auch. Wenn Sie dennoch solche Forderungen 
erheben, dann gefährden Sie die innere Sicherheit, 
und Sie zerschlagen politisches Porzellan. Das wird 
dann wieder auf dem Rücken der Polizei ausge-
tragen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich kann Ihnen nur sagen, Frau Merkel: Kehren 
Sie um! Noch ist Ahaus nicht Gorleben. Auf Dauer 
läßt sich eine solche Politik gegen die Mehrheit der 
Bevölkerung nicht durchsetzen. Sie überfordern die 
Gesellschaft und die Polizei und erweisen so unse-
rem gemeinsamen Bemühen um die Stärkung der 
inneren Sicherheit einen Bärendienst. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dietmar Schlee. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In diesem 

Land muß Schluß sein mit politisch motivierter Ge-
walt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Fast 100 Prozent der Bevölkerung - das können Sie 
Umfragen entnehmen - sind dieser Auffassung. 
Trotzdem: Bilder militanter, brutaler Chaoten - Gorle-
ben macht das deutlich - gehen um die Welt und ver-
düstern das Bild unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und der Sonnenkönig von Sigmaringen 

fliegt hinterher!) 

Manche Medien spielen der Einschaltquoten wegen 
Bürgerkrieg. 

Man fragt sich unwillkürlich: Was denkt ein Unter-
nehmer in Amerika, in Südostasien, in anderen Tei-
len der Welt, der überlegt, in Europa zu investieren, 
wenn er Abend für Abend diese Bilder sieht? 

(Jörg Tauss [SPD]: Kohl und Rexrodt! - Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Er wendet sich mit Grausen ab 

(Glocke der Präsidentin) 

und investiert in England und in Frankreich. Das 
sollte Sie beunruhigen, meine Damen und Herren. 

(Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS) 

Gerade wenn es um Arbeitsplätze geht - Sie haben 
das in den Mittelpunkt Ihrer Ausführungen gestellt -, 
muß Gewalt in diesem Lande ein Ende haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will  ein Wort  zu den Bergarbeitern sagen, die 
hier ihre Sorgen und Nöte zum Ausdruck bringen. 
Dagegen hat niemand etwas. Nur diejenigen, die ge-
walttätig werden, 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

schaden der Sache. Das Land Nordrhein-West-
falen - lassen Sie mich das doch in großer Ruhe 
sagen - hat hier eine ganz große Verpflichtung. Es 
geht um essentielle Anliegen dieses Landes. Wenn 
dies aber so ist, muß auch der böse Schein vermieden 
werden, daß man dabei mit unterschiedlichen Maß-
stäben mißt. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In Düsseldorf gab es eine Kinder- und Eltern-
demonstration. Dabei ging es um Kindergartenbei-
träge. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ah!)  

Da hat die nordrhein-westfälische Landesregierung 
auf der Bannmeile bestanden. Nur damit Sie das ein-
mal wissen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört! - 
Zuruf von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN: Hier auch!) 
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Dietmar Schlee 

Ich sage Ihnen - ich wende mich an diejenigen, die 
als Aufwiegler unterwegs sind -: Glauben Sie nicht, 
daß die Bevölkerung dies alles nicht erkennt! Die Be-
völkerung weiß natürlich, wer mit den Sorgen und 
mit den Nöten aus parteipolitischen Gründen spielt. 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie werden für das, was Sie tun, Steine statt Brot be-
kommen. Das ist meine feste Überzeugung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage ein Wo rt  zu denen, die sich draußen so 
radikal gebärden. Die Geschichte lehrt, daß diejeni-
gen, die sich jetzt radikal gebärden, in einer zweiten 
Phase von noch Radikaleren überrollt werden. Auch 
dies sollten Sie sich überlegen, wenn Sie hier solche 
Sprüche loslassen, wie Sie dies tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Zurufe von der SPD) 

Ich sage Ihnen mit großem Ernst: Demokraten mit 
Augenmaß sind jetzt gefordert. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat denn die 
Gespräche abgesagt?) 

Es muß mit der Pseudokultur der Betroffenheit 
Schluß sein. Da trägt jemand seine Betroffenheit vor 
sich her und meint, er könne einen Ausnahmezu-
stand frei von Recht und Gesetz installieren. Das ha-
ben wir viel zu lange in dem Land zugelassen. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh! - Wolf-Michael Caten

-

husen [SPD]: Die F.D.P. hört das mit großem 
Interesse!) 

Immer wieder wird beschönigend von „Regelverlet-
zungen" gesprochen. Es sind Rechtsbrüche und 
nichts anderes. Das muß deutlich gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist davon die Rede, daß wir eine unerwünschte 
Energiepolitik betreiben. Die Mehrheit der Bevölke-
rung ist für diese Energiepolitik. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ich wende mich an die SPD und an die zwei Kolle-
gen, die hier gesprochen haben: Es muß in diesem 
Lande doch einen Konsens geben, daß wir, wenn Ge-
walttäter Demonstrationen und Bürgerproteste aus-
nützen, zu einem Gesetz kommen, bei dem wir beide 
Gruppen trennen können. Es muß doch möglich sein, 
so etwas zu erreichen, bevor es bei solchen Veran-
staltungen Tote gibt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, bitte kommen Sie zum Schluß. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Ich komme zum 
Schluß. 

Herr Kollege Graf, Herr Kollege Kemper, es muß 
doch möglich sein, daß wir uns darüber unterhalten, 
ob Rädelsführer, ob solche, von denen Gewalt aus-
geht, nicht früher in Gewahrsam genommen werden 
können, ob wir nicht schneller zu Unterbringungsge-
wahrsam in diesem Lande kommen. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Jetzt müssen Sie 
aber aufhören. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Wenn gewalttätige 
Demonstranten in dem Lande Schaden anrichten, 
dann muß es eine Möglichkeit geben, diese Leute 
schadensersatzpflichtig zu machen. Ich sage Ihnen 
dies mit großem Ernst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Präsidentin, mein letzter Satz: 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Nein, jetzt gibt 
es keinen letzten Satz mehr. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Ich bin der festen 
Überzeugung, daß 100 Prozent der Bevölkerung der 
Meinung sind, daß in diesem Land die Mißstände be-
seitigt werden müssen, und zwar jetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Arne Fuhrmann. 

Arne Fuhrmann (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Vor einer Woche etwa 
um die gleiche Zeit war ich, als ich nach Hause kam 
- ich wohne ungefähr 70 Kilometer von Dannenberg 
entfernt -, dankbar. Ich war dafür dankbar, daß nicht 
mehr passiert war, als ich selbst erlebt habe. Ich war 
dem lieben Gott dafür dankbar, daß außer etwa 
300 Verletzten auf beiden Seiten nicht mehr - in An-
führungsstrichen - zu beklagen war. 

(Leni Fischer [Unna] [CDU/CSU]: Ab wann 
wird es denn interessant für euch?) 

- Wenn das für Sie nicht interessant ist, dann emp-
fehle ich Ihnen hinauszugehen und draußen m it  den 
Bergleuten darüber zu sprechen, was eigentlich in 
diesem Land interessant ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Ich finde, es ist unglaublich, daß das Anliegen der 
Menschen, um die nicht nur ich, sondern zig meiner 
Kolleginnen und Kollegen in den letzten Tagen der 
vergangenen Woche gebangt haben, für Sie uninter-
essant ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Ich finde das erstaunlich und ungeheuerlich. 
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Arne Fuhrmann 

Dem BGS und der Polizei muß man ein Kompli-
ment machen. Anders als in den Jahren 1995 und 
1996 war ihre Strategie in erster Linie auf Deeskala-
tion ausgerichtet. Ich habe das an der Bahnstrecke 
zwischen Lüneburg und Dannenberg und am Ver-
ladekran während zweier Nächte und eines Tages 
erlebt. Leider ist das Konzept nicht aufgegangen. 

Es gab Einsatzleiter und Beamte und Beamtinnen, 
die es einfach nicht fertigbringen konnten, sich mit 
denen, die in Dannenberg f riedlich saßen, sangen 
und die Nächte aushielten, so auseinanderzusetzen, 
daß sie deren Anspruch aus Art . 8 Grundgesetz re-
spektieren konnten. Das war die Minderheit. 

(Zuruf des Abg. Kurt-Dieter Grill  [CDU/ 
CSU]) 

- Herr Grill, hören Sie besser zu, dann können Sie 
wieder reden. 

Es war die Minderheit bei der Polizei und beim 
BGS, aber es war die Mehrheit der Demonstranten, 
die sich daran gehalten hat, sich diesem Staat gegen-
über trotz einer anderen Grundeinstellung loyal zu 
verhalten und das Recht innerhalb dieses Systems 
wirklich als Recht zu artikulieren und sich entspre-
chend zu verhalten. Das war nicht einfach. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Demjenigen, der nachts um 5 Uhr bei minus 6 Grad 
von einem Wasserwerfer traktiert wird und der einen 
Knüppel abbekommt, obgleich er mit erhobenen 
Händen vor der Staatsgewalt steht, fällt es nicht 
leicht, keine Steine zu werfen; ihm fällt es nicht 
leicht, die Polizei nicht mit Worten zu traktieren. 
Dennoch haben die Menschen do rt  durchgehalten. 

Sie haben die Autonomen und Chaoten angeführt. 
Diese habe ich mir angesehen. Ich habe den Trenn-
strich gesehen. Unter diesen Chaoten, wie Sie sie 
nennen, waren vorrangig Kinder, Jugendliche, Fünf-
zehnjährige, Sechzehnjährige, 

(Zurufe von der CDU/CSU - Zuruf von der 
F.D.P.: Um so schlimmer!) 

von denen sich diese Gesellschaft und diese Koali-
tion distanzieren. Sie distanzieren sich von den Kin-
dern, die in dieser Gesellschaft, zu Hause, in ihrem 
Elternhaus, in der Schule und bei dem Versuch, ei-
nen Arbeitsplatz zu bekommen, sowieso außen vor 
sind. Man distanziert sich, man reicht ihnen nicht die 
Hand, man hilft ihnen nicht. 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/ 
CSU]: Sie zündeln!) 

Sie distanzieren sich heute genauso, statt dahinter-
zukommen, daß Sie vielleicht Ihre Politik ändern 
müssen, damit es irgendwann keine jungen Leute 
mehr gibt, 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

die sich mit Gewalt gegen das auflehnen, was sie als 
Unrecht empfinden. Das treffen sie nicht nur beim 
Castor-Transpo rt  an, sondern das treffen sie auch bei 

großen Sportveranstaltungen an und do rt, wo Volks-
feste stattfinden und sich größere Gruppen ansam-
meln. 

Die Hochachtung und der Respekt, den ich emp-
finde, wenn ich die Menschen im Wendland und de-
ren Grundeinstellungen jetzt und vorher sehe, ist et-
was ganz anderes. Das sind Menschen, die für ihre 
Meinung stehen. Sie stehen dafür, daß sie Verant-
wortung übernehmen. 

Anders als Sie, Frau Rönsch. Sie können auf Ihrem 
Platz noch soviel krakeelen, das irritiert mich nur in-
sofern, da ich Ihnen etwas von meiner kostbaren Zeit 
widmen muß. Ansonsten wäre mir das ziemlich 
Wurscht. Denn das, was Sie alle verkünden, könnte 
denen, die rechtsstaatlich denken, und denen, die in 
diesem Lande verantwortlich denken und fühlen, im 
Grunde genommen ziemlich egal sein. Nur, leider 
haben Sie die Mehrheit. Das ist das Problem. 

(Beifall bei der SPD - Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Das wollen Sie mit Gewalt 

bekämpfen!) 

Das merken die Ruhr- und die Saar-Kumpel, das 
merken die Bauarbeiter in Berlin, und das merken 
die Menschen im Wendland. Ich kann Ihnen ziemlich 
sicher sagen: Wenn Sie so weitermachen, dann kön-
nen Sie sich an allen fünf Fingern abzählen, wie 
lange Sie diese Mehrheit noch haben. Die Menschen 
sind nicht mehr so dumm und töricht, daß sie den 
Schlachter wählen, der das Messer bereits gewetzt 
hat. 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/ 
CSU]: Das ist unser Glück!) 

In diesem Sinne wünsche ich meinem Nachredner 
- ich ahne schon, wer das ist - viel Vergnügen, sich 
mit mir auseinandersetzen zu dürfen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt Eckart  von Klaeden. 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich wi ll  deutlich 
sagen, daß ich den Rednern der Opposition Hans-
Peter Kemper und Günter Graf ihr Engagement, ihre 
Anteilnahme im Hinblick auf die Polizisten durchaus 
abnehme. Die Glaubwürdigkeit dieses Engagements 
und dieser Anteilnahme sind selbstverständlich, 
wenn man sie persönlich kennt und weiß, daß sie 
ehemalige Polizisten sind. 

(Zuruf von der SPD: Was ist mit den ande-
ren?) 

Aber gerade vor diesem Hintergrund, muß ich sa-
gen, ist die Rede von Herrn Fuhrmann unerträglich 
gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 



14610 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 162. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. März 1997 

Eckart  von Klaeden 

Es ist unerträglich, wie er versucht hat, die Polizisten 
für die Ausschreitungen verantwortlich zu machen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ein Auf

-

hetzer!) 

Es ist scheinheilig, wenn man bedenkt, daß Ihre Par-
teifreunde vor Ort dafür gesorgt haben, daß der Poli-
zei keine Turnhallen zur Unterbringung zur Verfü-
gung gestellt wurden, daß man ihr die Nutzung von 
Wasser und den Zugang zur kommunalen Feuerleit-
zentrale verweigert hat. Das ist die Politik der Sozial-
demokraten vor O rt . 

Wir erleben es in Niedersachsen immer wieder, 
daß Sie als Mister Hyde versuchen, jeden Widerstand 
für sich in Anspruch zu nehmen, und gleichzeitig als 
Dr. Jekyll so tun, als wollten Sie den Rechtsstaat ver-
teidigen. Im Dreiklang aufhetzen, tolerieren und 
dann dem politischen Gegner die Schuld geben. 

Ich will  das einmal an Zitaten nachweisen. 1991 
hieß es in einem Aufruf der niedersächsischen Lan-
desregierung: 

Geht auf die Straße! Leistet Widerstand! Unter-
stützt den Ministerpräsidenten Niedersachsens 
bei seinen Gesprächen in Bonn! 

Am 12. November 1994 erklärte derselbe Minister-
präsident in der „Elbe-Jeetzel-Zeitung" wörtlich zur 
Verhinderung des Castor-Transpo rts: 

Wir haben diesen Kampf aufgenommen, obwohl 
wir wußten, daß uns das geltende Atomrecht in 
der juristischen Auseinandersetzung so gut wie 
keine Chance läßt. 

Die Jungsozialisten haben auf ihrem letzten Bun-
deskongreß in Hannover einen Aufruf gegen den 
bevorstehenden Castor-Transpo rt  verabschiedet. In 
einem entsprechenden Antrag stand das Wo rt  „ge-
waltfrei" . Unter dem tosenden Applaus des ganzen 
Kongresses ist das Wo rt  „gewaltfrei" aus dem Antrag 
herausgestrichen worden. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Den vorläufigen Höhepunkt erreichte der Sprecher 
des niedersächsischen Innenministeriums am 4. März 
1997 mit seiner Erklärung - ich zitiere wörtlich -: 

Die Befürworter des Atommülltransports nach 
Gorleben führen einen Krieg gegen die Bevölke-
rung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Der Gipfel der Scheinheiligkeit ist erreicht, wenn 
nun von der SPD gefordert wird, den Bund und die 
Stromfirmen für den Polizeieinsatz bezahlen zu las-
sen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist doch rich

-

tig!) 

Die Durchsetzung des Rechts darf in Deutschland 
aber keine Privatsache werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen nicht, daß die innere Sicherheit nur noch 
denen gewährt wird, die sie bezahlen können. 

Zu den Berechnungen des niedersächsischen In-
nenministeriums stellt „Der Spiegel" übrigens fest: 

(Zurufe von der SPD) 

- Hören Sie ruhig einmal zu, was „Der Spiegel" dazu 
schreibt. 

In ihrer bet riebswirtschaftlichen Rechnung las-
sen die Buchhalter des niedersächsischen Innen-
ministeriums außer acht, daß die Polizisten in ih-
rer für den Dienst an Castor anfallenden Arbeits-
zeit auch sonst Gehalt bekommen würden. 

„Ein kluger Rechtsstaat geht mit dem Kopf nicht 
durch jede Wand", hat der niedersächsische Innen-
minister Glogowski hier vor kurzem erklärt. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Richtig ist aber vor allem: Eine rechtstreue Regierung 
legt dem Rechtsstaat keine Hindernisse in den Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt einmal eine von deutschen Ge richten verifi-
zierte Zahl 

(Jörg Tauss [SPD]: Schon einmal etwas von 
Verhältnismäßigkeit der Mittel gehört?) 

- hören Sie ruhig einmal zu, Herr Kollege Tauss -: 
Mindestens 83 Millionen DM sind an Kosten für den 
niedersächsischen Steuerzahler durch den vorsätzli-
chen Rechtsbruch der niedersächsischen Landesre-
gierung und insbesondere der dortigen Umweltmi-
nisterin Griefahn entstanden. Wenn Sie mit demsel-
ben Engagement die Kosten des vorsätzlichen 
Rechtsbruchs bekämpfen würden, wie Sie jetzt die 
Kosten für den Polizeieinsatz beklagen, dann wäre 
schon viel gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum Schluß will  ich Ihnen noch einmal etwas aus 
dem niedersächsischen Verfassungsschutzbericht 
vorlesen, den der dortige Innenminister, Herr Glo-
gowski, herausgegeben hat: 

(Otto Schily [SPD]: Steht Herr Gauweiler 
schon drin?) 

Diese militante linksextremistische Szene hat 
sich in den letzten Monaten besonders auf die 
Verhinderung der umstrittenen Castor-Trans-
porte von La Hague in das Zwischenlager Gorle-
ben konzentriert. Sie erhofft sich hiermit vor al-
lem Zuspruch aus Bevölkerungskreisen, mit de-
nen sie bisher keinen Kontakt hatte. 

Seien Sie etwas wählerischer mit denjenigen, mit 
denen Sie sich zeigen, damit wir erkennen können, 
daß Sie diejenigen sind, die Sie vorgeben zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt Bundesminister Manfred Kanther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als erstes 
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Bundesminister Manfred Kanther 

muß seitens der Bundesregierung der Polizei von 
Bund und Ländern Dank für einen ebenso besonne-
nen wie entschiedenen Einsatz gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Es ist schon ein beachtlicher Zynismus, Frau Mül-
ler, wenn Sie eben die Friedfertigkeit der Abläufe in 
Gorleben beschrieben haben und wir 100 verletzte 
Polizisten zu beklagen haben - von den Demonstran-
ten und Chaoten und Gewalttätern abgesehen, die 
sich in diese Situation selbst gebracht haben, wäh-
rend die Polizisten do rt  ihren Auftrag im Interesse 
des Staates und aller Bürger wahrnehmen. Ich be-
kunde diesen verletzten Polizisten unsere besondere 
Solidarität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Rechtsstaat hat eine wichtige Probe bestan-
den. 665 Straftaten sind in Niedersachsen rund um 
Gorleben begangen worden, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nicht 666?) 

630 Strafanzeigen wegen Landfriedensbruch. Das ist 
die Friedfertigkeit im Sinne der Grünen. Ich hoffe 
nur, daß die Justiz in der Nacharbeit, die ihr jetzt ob-
liegt, auch in der Umgebung von Gorleben versteht, 
daß sie ein wichtiger Baustein in der Sicherheits-
struktur unseres Rechtsstaats ist. 

Die Landesregierung in Niedersachsen hat sich 
darin gefallen, immer wieder alle Zahlen, die in die-
sem Zusammenhang eine Rolle spielen, nach oben 
zu treiben. Nun ist es im Prinzip nicht sonderlich we-
sentlich, ob zirka 22 000 oder 30 000 Polizeibeamte 
im Dienst sein mußten. Aber was sollen die Übertrei-
bungen? Es ist schlimm genug, wenn 10 oder 
20 Millionen DM aufgewendet werden müssen. Aber 
was soll es, daß von 47 oder 100 Millionen DM aus 
dem Bereich der niedersächsischen Landesregierung 
gesprochen wird, und zwar mit dem Ziel, der allge-
meinen Öffentlichkeit weiszumachen, dieses könne 
sich der Rechtsstaat schließlich irgendwann nicht 
mehr leisten? 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Er kann sich diese Bundes

-

regierung nicht mehr leisten! Das ist wahr!) 

Wieviel kann er sich denn für seine Verteidigung lei-
sten? 

Der Bundesgrenzschutz kann sich, mit etwa der 
Hälfte der Beteiligten eingesetzt, die 9,5 Mil lionen 
DM leisten, die er als Bahnpolizei aufbringen mußte, 
auch die etwa 2 bis 3 Millionen DM zusätzliche Ko-
sten, die im Einsatz des Landes Niedersachsen ent-
standen sind. Er muß sie sich auch leisten, wenn der 
Rechtsstaat nicht vor solchen Provokationen einknik-
ken soll. 

Die Sozialdemokraten müssen begreifen, daß es in 
einigen Bereichen ein klares Gesicht zu haben gilt 
und nicht ein Doppelgesicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn aus der Landesregierung Niedersachsen zu-
gleich der Einsatz von Zehntausenden von Polizisten 
befohlen und koordiniert wird, dann kann man nicht 
die Grundlage dieses Einsatzes im gleichen Atemzug 
als Unfug oder als Krieg gegen die eigene Bevölke-
rung bezeichnen. 

(Otto Schily [SPD]: Doch! Natürlich kann 
man das!) 

Ihr fehlendes Augenmaß ist unerträglich, wenn Sie 
zur gleichen Zeit einem jungen Polizisten die Not-
wendigkeit seines Einsatzes vermitteln wollen und 
müssen und ihm gleichzeitig erklären - wie es der 
Pressesprecher des Innenministers getan hat -, daß 
Sie das Ganze als Atommist der Bundesregierung be-
zeichnen. Das kann nicht in einen Kopf gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb müssen Sie sich klar entscheiden. 

Es ist ein großer Mangel sozialdemokratischer Poli-
tik nicht nur in Gorleben - das war an der Startbahn 
in Frankfurt  oder in Brockdorf nicht anders -, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie etwas zu Frau 
Steinbach! Wer organisiert die Rechtsradi-

kalen in Frankfu rt?) 

daß Sie immer wieder differenzieren, ob nicht viel-
leicht ein Stückchen Rechtsbruch unter besonderen 
Gesichtspunkten gerade eben noch zu ertragen 
wäre. Nur das ist der Zusammenhang mit gestern. 
Die Antwort der demokratischen Pa rtei SPD auf zer-
störte Fensterscheiben in der Parteizentrale einer an-
deren demokratischen Pa rtei hätte der Ausdruck auf-
richtigen Bedauerns sein sollen und nicht eine A rt 

 Aufruf: Kameraden, das ist nicht so schlimm! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist ein Riesenunterschied zwischen dem, was da 
und dort  an Gewalttätigkeit passiert ist. Das ist wohl 
wahr. Aber es gehört zum klaren Gesicht, daß man 
sie nie akzeptiert und auch nie herabredet. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie war das mit den Bau-
ern hier in der Bannmeile vor einem Jahr? 

Alles CDU-Wähler!) 

Es gibt keine Gewalt gegen Sachen und Gewalt ge-
gen Personen. Der Gewaltbegriff ist einheitlich. 
Auch keine Pseudointellektuellen bei den Grünen 
sind berechtigt, sich ihren eigenen Gewalt- und Wi-
derstandsbegriff zu basteln, wie sie es seit zwei Jahr-
zehnten tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie war das denn mit den 
Bauern vor dem Kanzleramt? Alles CDU- 
Wähler! Da haben Sie sich vornehm zurück-

gehalten!) 

Wir fordern Klarheit bei der Abgrenzung von jeder 
Form von Gewalt und Rechtsbruch. Wir fordern dar-
über hinaus - das ist ein wichtiger Aspekt für die ge-
genwärtige Situation um die Kohlesubventionen -, 
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daß dort , wo man verhandeln will, nicht Druck und 
Blockade erzeugt wird, sondern daß über Positionen 
verhandelt wird, in beiderseitiger Freiheit. Das ist 
der Grund, weshalb die Bundesregierung und der 
Bundeskanzler die Verhandlung unter Druck abge-
lehnt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Gewerkschaftsvorsitzende Berger hat besser be-
griffen als die ganze Führung der SPD zusammen, 
daß das so nicht sein kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb fordern wir dazu auf, daß aus der Position 
der unbedingten Rechtsstaatlichkeit heraus die not-
wendigen Entscheidungen für dieses Land getroffen 
werden und daß nicht differenzie rt  wird zwischen ein 
bißchen mehr und ein bißchen weniger Rechtsbruch 
und ein bißchen mehr illegalem Druck und ein biß-
chen weniger. Sie werden sich daran gewöhnen müs-
sen, daß wir auf dieser klaren Grenzziehung ganz 
deutlich bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Auf dem rechten Auge 

blind!)  

So wie wir keine Freude an Auseinandersetzungen 
wie in Gorleben haben - wir bedauern sie wegen der 
Bilder ebenso wie wegen der Opfer - und sie wahr-
lich nicht suchen, 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein!) 

so muß sie der Rechtsstaat doch aufnehmen, wenn 
sie ihm aufgezwungen werden. Das wird er auch 
weiterhin tun. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Otto Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren Kollegen! Die Rechtsstaatspartei SPD in 
der Tradition von Adolf Arndt und Gustav Heine-
mann hat von niemandem Belehrungen darüber nö-
tig, 

(Beifall bei der SPD) 

daß das Gewaltmonopol des Staates selbstverständ-
lich nicht angetastet werden darf, daß Demonstratio-
nen friedlich verlaufen und daß Gewalttätigkeiten 
unterbunden werden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wenn Sie jetzt über Verletzungen der Bann-
meile, über Sitzblockaden und ähnliches reden, man 
muß sich schon einmal die Frage stellen, wie Sie sich 
eigentlich in anderen Fällen verhalten haben. Herr 
Kanther, als ein Rindvieh in der Bannmeile war, da 
haben Sie nichts in dieser Richtung gesagt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Als Franz-Josef Strauß sich persönlich bei den Spedi-
teuren und Lastkraftwagenfahrern eingefunden hat, 
da hat Herr Zeitlmann hier auch nichts zur Sprache 
gebracht. 

(Zustimmung bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Ecka rt  von Klaeden 
[CDU/CSU]: Wo war da denn die Bann-
meile? - Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Am Brenner gibt es keine Bannmeile!) 

Aber, meine Damen und Herren, ich will  Ihnen 
eine viel wichtigere Frage stellen. Die Einsichtigeren 
unter Ihnen bitte ich, diese Frage sehr ernst zu neh-
men, weil Sie doch Wert darauf legen, daß wir zwi-
schen den Friedlichen und den Gewalttätigen unter-
scheiden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Scharla-
tan!)  

- Wer meint, mich als einen Scharlatan qualifizieren 
zu sollen? 

(Zuruf von der SPD: Der Herr Pfarrer 
Hintze!)  

- Ach, der Pfarrer Hintze. Sie sind ja derjenige, auf 
den der Vorwurf zurückfällt. Auf Sie fällt der nun 
wirklich zurück! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Siegfried Hornung 
[CDU/CSU]: Der war es doch gar nicht! - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, es war nicht der Pfar-
rer Hintze, aber recht hat Herr Schily trotz-

dem!) 

Überlegen Sie sich doch einmal ernsthaft eine 
Frage. Hätten Sie die Aktuelle Stunde eigentlich we-
gen des Anliegens der f riedlichen Demonstranten 
aus dem Bergbau und dem Baugewerbe beantragt? 
Nein, Sie hätten dann keine Aktuelle Stunde bean-
tragt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 

Unruhe bei der CDU/CSU) 

Das Anliegen der f riedlichen Demonstranten ist 
Ihnen völlig gleichgültig. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Was geht eigentlich in den Menschen im Lande 
vor? Was glauben Sie eigentlich, was da erreicht wor-
den ist und welche Bannmeilen da längst verletzt 
worden sind, wenn es um die Existenz der Menschen 
in Regionen mit manchmal 30 bis 40 Prozent Arbeits-
losigkeit geht? Da ist eine Bannmeile überschritten. 
Man muß bewundern, wie friedlich die Menschen in 
diesem Lande noch demonst rieren. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das muß man bewundern ! 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Sie haben doch überhaupt keine Ahnung mehr, 
was im Volke vorgeht. 5 Millionen Arbeitslose in die- 
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sem Lande - das ist demokratiegefährdend! Dafür 
sind Sie verantwortlich! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie auf diesem Wege fortfahren, dann sage ich 
Ihnen: Sie haben überhaupt keine Überzeugungs-
kraft mehr für Ihre Politik. Herr Kanther, Sie können 
doch wohl nicht glauben, daß wir die Verantwortung 
haben, für Ihre verfehlte Politik auch noch junge 
Polizeibeamte zu indoktrinieren. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sie haben den Boden 
der Demokratie verlassen!) 

Es ist doch nicht die Sache der Polizeibeamten, Ihre 
verfehlte Politik zu vertreten. Im Gegenteil: Gerade 
die Gewerkschaft der Polizei hat ein großes Ver-
dienst daran, daß die Demonstrationen weitgehend 
friedlich verlaufen sind. Reden Sie einmal mit Vertre-
tern der Gewerkschaft der Polizei! Die fragen auch: 
Warum müssen wir eigentlich unseren Buckel dafür 
hinhalten, daß Sie diese verfehlte Politik betreiben? 
So sieht es doch aus. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit Ihrer Politik der Zerstörung des sozialen Kon-
senses zerstören Sie auch den inneren Frieden dieser 
Republik! Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Darüber müssen Sie einmal reden. Darüber muß der 
Pfarrer Hintze einmal reden, der sein christliches 
Glaubensbekenntnis nur als Kulisse vor sich her-
trägt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Hören Sie doch auf die Kumpels! Wir waren ge-
stern auf der Demonstration - selbstverständlich. Ich 
habe niemanden von Ihnen gesehen. Warum mi-
schen Sie sich nicht einmal unter das Volk? 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Wir sind 
immer unter dem Volk! Mehr als Sie!) 

Die Kumpels haben gestern gesagt: Wir sind das 
Volk! - Natürlich waren auch bei der f riedlichen Re-
volution in den neuen Bundesländern Demonstran-
ten auf der Straße und haben den Verkehr blockiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können hier doch nicht die Verletzung von Ver-
kehrsvorschriften hochstilisieren, anstatt die Fragen, 
um die es geht, ins Zentrum zu rücken. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Unruhe bei 

der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Haben Sie jedes Empfinden dafür verloren, wel-
ches Gefühl der Ohnmacht und der Verzweiflung in 
den Familien vorhanden ist, deren Arbeitsplätze ge-

fährdet sind und denen Sie immer mit diesen Diskus-
sionen kommen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
keine Ahnung!) 

Warum machen Sie nicht einmal in Ihren Herzen, in 
Ihren Köpfen für die Gefühle und die Gedanken die-
ser Menschen Platz? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]: Der schreit wie 

sonst der Ottmar Schreiner!) 

Sind Sie so verbohrt und so verrammelt im Kleben an 
Ihrer politischen Existenz, daß Sie dafür gar kein Ge-
spür und kein Gehör mehr haben? 

Diese Regierung, diese Koalition ist schwerhörig 
gegenüber den Problemen dieses Landes geworden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Deshalb ist das beste und die richtige Antwort auf 
das, was Sie hier heute geboten haben, daß die Re-
gierung abdankt, daß Sie sich endlich aus Ihren Äm-
tern verabschieden, damit in das Land wieder Frie-
den einkehren kann. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS - Unruhe bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Ku rt-Dieter Grill . 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt werden wir hören, 
was die Firma COGEMA uns zu erzählen 

hat!) 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Fischer, es gibt 
einen schönen Spruch: Bevor Sie  den  Mund aufma-
chen, schalten Sie das Gehirn ein. Dann könnte es 
bei Ihnen besser werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Widerspruch bei der SPD 

und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Erstens. Herr Schily, bei dem, was Sie hier in das 
Mikrophon gebrüllt haben, könnte man sagen: Sie 
haben mehr Angst um Ihre Wiederwahl zum stellver-
tretenden Fraktionsvorsitzenden gehabt als um das 
Schicksal der Kumpel draußen in Sachen Kohle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Widerspruch bei der SPD) 

Das, was Sie hier geboten haben, kann doch im 
Zweifelsfall nicht als Rechtfertigung für das dienen, 
was da draußen und an anderer Stelle teilweise statt-
findet und was in Gorleben stattgefunden hat. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie sind richtig 
schäbig, Herr Kollege!) 
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Ihr Vorwurf der Gleichgültigkeit, der in der Sache 
vollkommen danebengeht, kann nicht rechtfertigen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schäbig sind Sie!) 

daß jemand die Grenzen des Demonstrationsverbo-
tes und des Rechtsstaates überschreitet. Es gibt in 
diesem Land keinen Anlaß und keine Begründung 
dafür, 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

es sei denn, man ginge so weit, wie das Frau Müller 
heute versucht hat. Wenn man sich einmal durch den 
Kopf gehen läßt, daß Sie hier gesagt haben, diese Re-
gierung habe die Grenze des Rechtsstaates über-
schritten, dann fragt man sich, ob das sozusagen im-
plizieren soll, daß wir uns auf einem Wege außerhalb 
der Demokratie befinden. Damit rechtfertigen Sie 
dann das Widerstandsrecht und den Begriff des Re-
gierungssturzes. Frau Müller, damit sind wir weit 
über das hinaus, was unsere Grundordnung, unser 
Grundgesetz, in dieser Auseinandersetzung zuläßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Grill, jetzt haben Sie sich als Trotzkist 

entlarvt!) 

Zweitens. Ich will dem Kollegen Kemper eine ganz 
kurze Antwort geben. Sie haben hier wieder bewie-
sen - Frau Merkel hat Ihnen in der letzten Sitzungs-
woche eine eindeutige Antwort zum Zwischenlager 
Ahaus gegeben -, daß Sie jedesmal etwas Falsches 
wiederholen: Sorgt dafür, daß die Menschen draußen 
in Aufregung versetzt werden! Diese Aufregung be-
klagen Sie dann als mangelnden Konsens in der Be-
völkerung. 

(Hans-Peter Kemper [SPD]: Weil es stimmt!) 

Sie stellen diese Aufregung als politisches Instru-
ment der Debatte in diesem Hause her. 

(Hans-Peter Kemper [SPD]: Sagen Sie das 
Frau Merkel!) 

Drittens. Herr Kollege Fuhrmann, Sie haben in 
der letzten Debatte gesagt, Sie hätten an keiner 
Blockade teilgenommen. Abgesehen davon, ich 
wohne 250 Meter von der Umladestation entfernt. Ich 
habe Anlaß, zu sagen: Ich weiß, was da los ist. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie wohnen in Gorleben 
und sind oft in Paris! Was machen Sie 

eigentlich immer in Paris?) 

Ich weiß auch, was viele Menschen in unserem Land-
kreis erleiden müssen, die das, was sie meinen, auch 
vertreten, so wie ich das tue. 

Herr Fuhrmann, Sie haben in der letzten Debatte 
gesagt, Sie hätten an keiner Blockade teilgenommen. 
Ich will Ihnen vorlesen, daß Sie einer von denjenigen 
sind, die an einer Blockade teilgenommen haben. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt werden Sie entarnt, 

Herr Fuhrmann!) 

Am 29. April 1996 schreibt die „Lüneburger Landes-
zeitung" über einen Parteitag der SPD: 

Schärfe kam in die Diskussion, als Arne Fuhr-
mann ankündigte, sich beim erwarteten Atom-
müll-Transport  nach Gorleben wie schon 1995 an 
Sitzblockaden zu beteiligen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unglaublich!) 

Das zeigt, daß Sie zu denjenigen gehören, die als 
Abgeordneter das Recht brechen und den Menschen 
den Eindruck vermitteln, der Rechtsbruch sei in der 
politischen Auseinandersetzung ein legitimes Mittel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn der Salondemonstrant Joschka Fischer 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

in Lederjacke für eine halbe Stunde zur Demonstra-
tion nach Gorleben und anschließend im Nadelstrei-
fenanzug nach London fährt, dann kann ich Ihnen, 
Herr Fischer, nur sagen: Sie sind ein Pharisäer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und wieso fahren Sie 
immer nach Paris? Was machen Sie in 

Paris?) 

Sie sind jemand, der der Demagogie mächtiger ist als 
ich. Das gebe ich zu. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was machen Sie bei der 

COGEMA?) 

Eines will ich Ihnen aber sagen: Es ist schon eine Un-
verschämtheit, daß Sie hier beredt die Castor-Trans-
porte beklagen und daß gleichzeitig der SPD-Innen-
minister der rot-grünen Regierung in Hessen vor-
letzte Woche verkündet, es müsse aus La Hague 
110 Transporte nach Gorleben geben, dies sei eine 
nationale Aufgabe. 

Das läßt sich aus dem sicheren Po rt  von Wiesbaden 
trefflich behaupten! Kommen Sie doch hierher und 
erklären, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ich bin doch hier!) 

daß Herr von Plottnitz und viele andere in der hessi-
schen Landesregierung das alles vermeiden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie sorgen selber für Transpo rte, die Sie beredt be-
klagen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Erzählen Sie mir lieber, was 

Sie in Paris machen!) 
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Sie sind heuchlerisch. Sie hetzen die Leute auf und 
beklagen dann das Ergebnis dieser Politik. Das ist 
die Realität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie doch einmal 

etwas zu Ihren Kontakten!) 

Ich sage ein Letztes, meine Damen und Herren: Es 
hat in der Auseinandersetzung um den Castor-Trans-
port  eine Vermischung von friedlichem und gewalttä-
tigem Widerstand gegeben. Das läßt sich nachwei-
sen. Sie können doch nicht behaupten, daß das, was 
hier vorgetragen worden ist, wahr ist: daß 14-, 
15jährige Kinder angeblich die Chaoten sind, die wir 
hier in die falsche Ecke stellen. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind der Chaot!) 

Meine Damen und Herren, 14- und 15jährige Kinder 
spannen im Wald keine Drähte. In Kniehöhe mag das 
vielleicht noch angehen, aber nicht in der Höhe von 
Kehlköpfen, in die Polizisten, die sie verfolgen, rein-
laufen sollen. Es kann doch nicht wahr sein, Herr 
Fuhrmann, daß Sie dieses heute noch rechtfertigen 
wollen, indem sie erklären, die Chaoten seien Kinder 
gewesen. Das ist die Realität. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD: Das ist 
doch unglaublich! - Das ist eine unglaub

-

liche Unterstellung! - Unmöglich!) 

- Ich finde es schön, daß Sie sich darüber aufregen. 
Genau das habe ich erwartet. 

Ich will  Ihnen einmal etwas sagen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Wenn Herr Fuhr-
mann behauptet, daß die Chaoten Kinder seien, die 
wir politisch bekämpfen, dann müssen Sie mit der 
Antwort auf diese Frage fertig werden, meine Damen 
und Herren. Das ist die Realität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Unruhe bei der SPD) 

Ich will  ein Letztes sagen. Ich fordere den nieder-
sächsischen Innenminister auf - - 

(Zurufe von der SPD) 

- Regen Sie sich ruhig auf. Es ist der letzte Satz. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, es tut mir leid, die Redezeit ist zu Ende. Wir müs-
sen die Aktuelle Stunde beenden. 

Ich habe noch eine Bitte: „Pharisäer" ist nicht un-
bedingt ein parlamentarischer Ausdruck; wir sollten 
uns in Zukunft mäßigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
F.D.P. - Erwin Marschewski [CDU/CSU]: 
Das ist ein Bibelausdruck! Es steht in der 

Bibel!)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Aktuelle 
Stunde ist beendet. Wir sind damit am Schluß unse-
rer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Donnerstag, 
den 13. März 1997, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.42 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Klaus Rose auf die Fra-
gen des Abgeordneten Klaus Barthel (SPD) (Druck-
sache 13/7148 Fragen 5 und 6): 

Treffen Presseberichte (z. B. SZ Regionalausgabe „Tölzer 
Neueste Nachrichten" vom 28. Januar 1997) zu, wonach es Bun-
deswehrangehörigen seitens des Bundesministeriums der Ver-
teidigung oder einzelner Vorgesetzter untersagt sei bzw. war, 
die Ausstellung „Vernichtungskrieg, Verbrechen der Wehr-
macht 1941 bis 1944" in München bzw. die Eröffnungsveranstal- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

tung am 24. Februar 1997 in der Münchener Ludwig-Maximi-
lian-Universität in Uniform zu besuchen, und wenn ja, mit wel-
cher Begründung geschah dies? 

Über welche Informationen über den Besuch von uniformier-
ten Bundeswehrangehörigen auf Veranstaltungen, die gegen 
die besagte „Wehrmachtsausstellung" in München gerichtet 
waren, wie beispielsweise die Veranstaltung der Münchener 
CSU am Denkmal des Unbekannten Soldaten am 24. Feb ruar 
1997 oder die Aktivitäten am 1. März 1997, verfügt die Bundes-
regierung, und wie bewe rtet sie das Verhalten solcher Bundes-
wehrangehöriger, die allein schon in den Nachrichtensendun-
gen der ARD am 24. Februar 1997 in Uniform auf den CSU-Ver-
anstaltungen desselben Tages zu sehen waren? 

Zu Frage 5: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einzelne 
Soldaten in Uniform an der Kranzniederlegung am 
„Denkmal des Unbekannten Soldaten" sowie am 
Empfang der Christlich Sozialen Union teilgenom-
men haben. Zur Zeit wird geprüft, um wen es sich 
handelt, ob es aktive Soldaten oder Angehörige der 
Reserve sind, welchen Dienststellen oder Truppen-
teilen sie angehören und ob ein Dienstvergehen, bei-
spielsweise ein Verstoß gegen Paragraph 15 des Sol-
datengesetzes (Politische Betätigung), vorliegt. Für 
diesen Fall liegt die Zuständigkeit nach den Bestim-
mungen der Wehrdisziplinarordnung beim jeweili-
gen Disziplinarvorgesetzten. 

Zu Frage 6: 

Solche Presseberichte treffen nicht zu. 

Es gibt keine Weisung, die einen Besuch der Aus-
stellung durch Soldaten in Uniform, beispielsweise 
im Rahmen der historisch-politischen Bildung, ver-
bietet. Der Befehlshaber Wehrbereich VI / Komman-
deur 1. Gebirgsdivision (München) hat allerdings die 
ihm unterstellten Soldaten zu Recht auf Paragraph 15 
Absatz 3 des Soldatengesetzes und auf den Erlaß 
über das „Uniformtragen bei politischen Veranstal-
tungen" hingewiesen, da abzusehen war, daß es im 
Zusammenhang mit der Ausstellung zu politischen 
Veranstaltungen kommen würde. 

Paragraph 15 Absatz 3 des Soldatengesetzes 
(Politische Betätigung) bestimmt, daß der Soldat bei 
politischen Veranstaltungen keine Uniform tragen 
darf. Gleichzeitig hat der Befehlshaber Wehrbereich VI 
/ Kommandeur 1. Gebirgsdivision deutlich gemacht, 
daß gegen das Tragen der Uniform beim Besuch der 
Ausstellung im Rahmen der Weiterbildung keine Be-
denken bestehen. Das Bundesministerium der Vertei-
digung hält diese Vorgehensweise für berechtigt und 
angemessen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dietmar Schlee (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 10 und 11): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach gelten-
dem Recht eine Person, die die Sicherheit des Verkehrs auf 
Schiene oder Straße erheblich gefährdet, z. B. im Schienenver- 
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kehr durch Wurfanker oder Zerstören von Gleisanlagen, im Stra-
ßenverkehr durch die Errichtung von verkehrsgefährdenden 
Hindernissen oder ähnlichen Maßnahmen, so erhebliche per-
sönliche Mängel hinsichtlich Verkehrssicherheitsbewußtsein, 
Verkehrsmoral und Verantwortungsbewußtsein offenbart, daß 
sie zur Teilnahme am Straßenverkehr kaum noch geeignet er-
scheint, und daß die Straßenverkehrsbehörde deshalb - unab-
hängig von Bußgeld oder Strafverfahren - zunächst ex officio die 
Fahrerlaubnis widerrufen und den Führerschein einziehen 
müßte? 

Ist die Bundesregierung nach rechtlicher Überprüfung ggf. 
bereit, in diesem Sinne auf die obersten Straßenverkehrsbehör-
den der Länder einzuwirken? 

Zu Frage 10: 

Auch Straftaten nichtstraßenverkehrsrechtlicher 
Art  können ein Indiz für die mangelnde Eignung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr 
sein. Ob dies im konkreten Fall zutrifft, ist nach den 
Gesamtumständen und unter Würdigung der Persön-
lichkeit des Betroffenen zu beurteilen. Zuständig 
sind die örtlichen Straßenverkehrsbehörden, die zur 
Beurteilungs- und Entscheidungshilfe die Beibrin-
gung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens 
anordnen können. Ist die Nichteignung erwiesen, 
muß die Straßenverkehrsbehörde die Fahrerlaubnis 
entziehen (§ 15 b Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung). 

Zu Frage 11: 

Die obersten Verkehrsbehörden der Länder unter-
liegen im Fahrerlaubnisrecht weder der Aufsicht 
noch den Weisungen der Bundesregierung bzw. des 
Bundesministeriums für Verkehr. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Winfried Wolf (PDS) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 12 und 13): 

Ist der Bundesregierung das Mitte Feb ruar vom Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland (BUND) vorgestellte Kon-
zept des Ostsee-Expresses von Hamburg nach S tralsund be-
kannt, und wie begründet sie die Absicht, den Abschnitt Rib-
nitz-Damgarten-Velgast der als Verkehrsprojekt Deutsche Ein-
heit Nummer1 vorgesehenen Eisenbahnstrecke Rostock-S tral-
sund trotz hohen Verkehrsaufkommens nur eingleisig auszu-
bauen? 

Welche Gründe sind aus der Sicht der Bundesregierung für 
die unterschiedliche Behandlung der Verkehrsträger Schiene 
und Straße verantwortlich, die Eisenbahnanbindung der Insel 
Usedom über die neuerrichtete Brücke in Wolgast wesentlich 
später zu realisieren als die Straßenanbindung im Zuge der 
B 111, obwohl die Brücke für beide Verkehrsträger bereits fertig-
gestellt ist? 

Zu Frage 12: 

Das vom Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) Mitte Februar vorgestellte Kon-
zept des Ostsee-Expresses von Hamburg nach 
Strahlsund ist der Bundesregierung im einzelnen 
nicht bekannt. Der zweigleisige Ausbau des Ab-
schnittes Ribnitz-Damgarten West-Velgast ist nicht 
Bestandteil des VDE-Nr. 1, ABS Lübeck/Hagenow 

Land-Rostock-Stralsund. Aufgrund des zu erwarten-
den Verkehrsaufkommens im Personen- und Güter-
verkehr ist dieser zweigleisige Ausbau weder wirt-
schaftlich darstellbar noch verkehrlich erforderlich. 

Zu Frage 13: 

Beim Verkehrsträger Straße handelt es sich bei der 
Straßenanbindung der Insel Usedom über den Pee-
nestrom um eine Ersatzinvestition, für die lediglich 
eine Plangenehmigung erforderlich war. 

Bei der Eisenbahnanbindung über den Peenestrom 
ist eine neue Eisenbahnstrecke zwischen den Bahn-
höfen Wolgast Hafen und Wolgaster Fähre zu reali-
sieren. Dafür ist ein Planfeststellungsverfahren mit 
entsprechend umfangreicher Beteiligung aller Träger 
öffentlicher Belange sowie in ihren p rivaten Rechten 
Betroffener notwendig. Die Laufzeit nach erfolgter 
Einleitung für ein Planfeststellungsverfahren dauert 
nach vorliegenden Erfahrungen mindestens zwölf 
Monate. Mit einem Baubeginn ist nach Vorlage des 
Baurechts für die Eisenbahnverbindung daher frühe-
stens im 2. Halbjahr 1997 zu rechnen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen des Abgeordneten Helmut Lamp (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 20 und 21): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel durch Holzschutz-
mittel belastetes Bau- und Abbruchholz jährlich in Deutschland 
anfällt und zur Entsorgung in welche Staaten exportiert wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob in diesen Ländern das 
aus Deutschland stammende Bau- oder Abbruchholz nach ver-
gleichbaren Vorgaben wie in Deutschland entsorgt wird? 

Zu Frage 20: 

Nach der letzten verfügbaren Statistik des Statisti-
schen Bundesamtes lag das Aufkommen an Bau- und 
Abbruchholz im Baugewerbe im Jahre 1993 bei rund 
675 000 t. Die amtliche Statistik erfaßt nicht, welche 
Menge hiervon mit Holzschutzmitteln belastet ist. 

Der Export  von unbehandeltem Holz fällt unter die 
Grüne Liste der EG-Abfallverbringungs-Verordnung 
und ist nicht notifizierungspflichtig. Abfälle von be-
handeltem Kork und behandeltem Holz fallen unter 
die Gelbe Liste und sind notifizierungspflichtig. Die 
für die Notifizierung von Abfallverbringungen zu-
ständigen Landesbehörden gehen davon aus, daß 
Holzabfälle im Regelfall behandelt sind. Als „be-
handelt" gelten insoweit aber auch andere Auftra-
gungen als Holzschutzmittel, z. B. Lacke, Beschich-
tungen. 

Zum Export  von notifizierungspflichtigen Holzab-
fällen können erst ab 1995 hinreichend genaue An-
gaben gemacht werden. Nach der Exportstatistik des 
Umweltbundesamtes wurden im Jahr 1995 insge-
samt 38 285 t Holzabfälle für den Expo rt  notifiziert. 
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Die Holzabfälle wurden exportiert nach 

Schweden: 	 15 389 t 
Belgien: 	 13 993 t 
Schweiz: 	 6 103 t 
Dänemark: 	 1 458 t 
Italien: 	 1 200 t 
Finnland: 	 143 t 

Dabei handelt es sich neben Bau- und Abbruch-
holz auch um andere Holzabfälle. Die Holzabfälle 
wurden in den Exportstaaten überwiegend der ener-
getischen Verwertung zugeführt. 

Zu Frage 21: 

Die Verwertung der in die o. g. europäischen Län-
der exportierten Holzabfälle erfolgt mangels einer 
harmonisierten europäischen Vorgabe nach den je-
weiligen nationalen Anforderungen. Die für die Noti-
fizierung zuständigen Behörden haben im Rahmen 
des Notifizierungsverfahren zu prüfen, ob die Ver-
wertung im Empfangsstaat umweltgerecht und 
schadlos durchgeführt wird. 

Anlage 6 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Peter Conradi (SPD) (Drucksache 
13/7148 Fragen 22 und 23): 

Trifft es zu, daß die Landesregierung von Baden-Württemberg 
beabsichtigt, das mit Bauaufgaben des Bundes beauftragte 
Staatliche Hochbauamt II Stuttga rt  mit dem Staatlichen Hoch-
bauamt Tübingen zusammenzulegen und nach Reutlingen zu 
verlegen, und hält die Bundesregierung eine wi rtschaftliche Or-
ganisation des Bauunterhalts und der anstehenden Baumaßnah-
men bei rund 1 400 Bundesliegenschaften, davon allein 1 600 
Bundesmietwohnungen im Großraum Stuttga rt , von Reutlingen 
aus für möglich? 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß die staatli-
chen Hochbauämter in Stuttga rt  wie in Tübingen unter finan-
zieller Beteiligung des Bundes in bedarfsgerechten Dienstge-
bäuden untergebracht sind und bei einem Umzug nach Reutlin-
gen aufgegeben und durch zu errichtende, ggf. erwerbende 
oder anzumietende Gebäude ersetzt werden müssen? 

Zu Frage 22: 

Es trifft zu, daß die Landesregierung von Baden-
Württemberg beabsichtigt, das mit Aufgaben des 
Bundes beauftragte Staatliche Hochbauamt II Stutt-
gart  mit dem Staatlichen Hochbauamt Tübingen zu-
sammenzulegen und nach Reutlingen zu verlegen. 

Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der beabsichtig-
ten Maßnahme steht fest, daß neben den Bundes-
wohnungen im Raum Stuttgart größere Liegenschaf-
ten der Bundeswehr zu betreuen sind. Hier ist von 
Reutlingen aus eine wirtschaftliche und zügige Auf-
gabenerledigung gewährleistet. Eine wesentliche 
weitere Aufgabe besteht in der Betreuung der NATO 
und der Gaststreitkräfte. Nach organisatorischer Zu-
sammenführung beider Ämter kann die Aufgabe von 
Reutlingen aus insgesamt wirtschaftlicher erfolgen. 

Bei der Abwägung darf ferner nicht außer Acht ge-
lassen werden, daß sich durch die Aufgabe von mili-

tärischen Standorten im Großraum Stuttgart die Zahl 
der Liegenschaften und damit die Aufgaben stark 
verringert haben. Dies ist im südlichen Landesteil Ba-
den-Württemberg nicht der Fall. 

Zu Frage 23: 

Es trifft zu, daß sich der Bund für die Erledigung 
seiner Bauaufgaben auch an den Kosten für die Un-
terkunft der für den Bund tätigen örtlichen Dienst-
stellen zu beteiligen hat. Die jetzigen Dienststellen 
der Hochbauämter in Stuttga rt  und Tübingen sind 
bedarfsgerecht untergebracht. 

Die Landesregierung beabsichtigt nunmehr, das 
neu zu gründende Staatliche Hochbauamt Reutlingen 
in dem landeseigenen Gebäude, Bismarckstraße 27, 
unterzubringen und mittelfristig Außenstellen in Stutt-
gart , Heilbronner Straße 163, und in Tübingen, Mathil-
denstraße 32, zu erhalten. Langfristig ist es das Ziel der 
Landesregierung, das Staatliche Hochbauamt Reutlin-
gen geschlossen in Reutlingen unterzubringen. Nähe-
res über diese endgültigen Unterbringungsmöglich-
keiten ist derzeit noch nicht vertieft untersucht. Aus 
heutiger Sicht wird nach Aufgabe der Standorte Stutt-
gart  und Tübingen das angemietete Gebäude in Stutt-
gart  aufgegeben und das landeseigene Gebäude in 
Tübingen nachbelegt werden können. 

Eine abschließende Entscheidung der Landesregie-
rung ist noch nicht getroffen worden; die Ergebnisse 
beabsichtigter Anhörungen bleiben abzuwarten. 

Die Bundesregierung hat zu deri Konzentrations- 
und Verlagerungsabsichten der Landesregierung 
noch nicht Stellung genommen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Rolf Niese (SPD) (Drucksache 
13/7148 Fragen 27 und 28): 

Trifft es zu, daß die für die Schäden am Schürmann-Bau als 
Schädiger angesehene Firma ihren Standort in Deutschland auf-
gelöst hat, und welche Konsequenzen hat dies für den ange-
strebten Prozeß? 

Wie hoch ist die Gesamtsumme der Forderungen baubeteilig-
ter Dritter an den Bund für am Schürmann-Bau erlittene Schä-
den, und wie ist der Stand der Vergleichsverhandlungen mit den 
betroffenen Finnen? 

Zu Frage 27: 

Es trifft zu, daß die für den Schaden verantwortli-
chen Rohbaufirmen ihren Sitz mehrfach verlegt ha-
ben. Dies hatte auf den Bestand der Gesellschaften 
jedoch keinerlei Einfluß und ist für die vom Bund an-
gestrebte Klage ohne unmittelbare Bedeutung. 

Zu Frage 28: 

Die Summe der noch beim Bund anhängigen For-
derungen von Baufirmen beläuft sich auf rd. 
46 Millionen DM. Hierin sind die Forderungen der 
vom Bund als Schädiger angesehenen Rohbaufirmen 
nicht enthalten. 
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Mit vier der vom Hochwasserschaden betroffenen 
Baufirmen konnte zwischenzeitlich ein Vergleich ab-
geschlossen werden. Die Vergleichsverhandlungen 
mit zwei Firmen sind bislang gescheitert. Vergleichs-
verhandlungen mit weiteren Unternehmen sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/7148 Fragen 31 und 32): 

In welcher Weise wird die Verwendung von Mitteln für huma-
nitäre Hilfe, die die Bundesregierung Nichtregierungsorganisa-
tionen (NROs) zur Verfügung stellt, kontrolliert, und inwieweit 
haben diese Evaluierungen in der Vergangenheit besondere 
Schwachstellen in der Arbeit der NROs aufgezeigt? 

Welchen Anteil finanziert die Bundesrepublik Deutschland 
am Etat bzw. den Projektvereinbarungen des Amtes für Humani-
täre Soforthilfe der EU-Kommission (ECHO), und welchen pro-
zentualen Anteil erhielten in der Vergangenheit deutsche Stel-
len bzw. Nichtregierungsorganisationen aus diesen Mitteln? 

Zu Frage 31: 

Die Kontrolle der Verwendung von Mitteln der hu-
manitären Hilfe findet auf drei Ebenen statt: Einmal 
werden die von den NROs vorgelegten Projektan-
träge durch den dafür zuständigen Arbeitsstab Hu-
manitäre Hilfe im Auswärtigen Amt bereits vor der 
Entscheidung über eine Zuwendung insbesondere 
hinsichtlich ihrer humanitären Zweckbestimmung 
und ihrer voraussichtlichen Wirksamkeit und Durch-
führbarkeit einer sehr sorgfältigen Prüfung unterzo-
gen. Eine Vielzahl von Problemen kann so bereits vor 
Umsetzung einer geplanten Maßnahme gelöst bzw. 
vermieden werden. Im übrigen sind die Hilfsorgani-
sationen gehalten, mit dem Arbeitsstab Humanitäre 
Hilfe während der Projektdurchführung Kontakt auf-
zunehmen, wenn sich Schwierigkeiten bei der Ver-
wirklichung der usprünglich vereinbarten Konzep-
tion ergeben. Zweitens unterliegt jedes abgeschlos-
sene Projekt im Rahmen der Prüfung des Verwen-
dungsnachweises einer strengen haushaltsrechtli-
chen Kontrolle. Drittens werden die Wirksamkeit ge-
leisteter und die Zielsetzungen weiterer Hilfsmaß-
nahmen laufend im Koordinierungsausschuß Huma-
nitäre Hilfe und seinen ad-hoc-Krisenrunden erör-
tert; hierbei greift die Bundesregierung vor allem 
auch auf die Berichte und Bewe rtungen der Aus-
landsvertretungen zurück. 

Verallgemeinerungsfähige oder typische Schwach-
stellen der NROs haben sich dabei nicht ergeben. 

Zu Frage 32: 

Der deutsche Finanzierungsanteil ergibt sich vor 
allem aus dem jährlich leicht wechselnden deutschen 
Anteil am Haushalt der Europäischen Union. Die ent-
sprechenden Ist-Werte lagen 1993 bei 29,8 Prozent, 
1994 bei 30,4 Prozent und 1995 bei 29,3 Prozent. Für 
1996 betrug der Soll-Wert 30 Prozent, 1997 sind 
28,7 Prozent vorgesehen. Der Anteil deutscher Orga-

nisationen an den durch Projektvereinbarungen um-
gesetzten Mitteln lag 1993 bei 4,1 Prozent, 1994 bei 
3,9 Prozent und 1995 bei 6,6 Prozent. Die bislang vor-
liegenden Daten erlauben noch keine Aussage über 
den deutschen Anteil im Jahre 1996. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/7148 Frage 33 und 34): 

Unterstützt die Bundesregierung die Haltung der französi-
schen Regierung, daß die Resolution des Europäischen Parla-
ments zu den neuen ausländerrechtlichen Regelungen in Frank-
reich eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten Frank-
reichs bedeutet, die den Kompetenzbereich des Europäischen 
Parlaments überschreitet? 

Wird sich die Bundesregierung in einer ähnlichen Situation 
ebenfalls gegen eine Einmischung des Europäischen Parla-
ments in eine der nationalen deutschen Souveränität unterlie-
gende Angelegenheit verwahren? 

Zu Frage 33: 

Das Europäische Parlament nimmt seit vielen Jah-
ren - auch ohne ausdrückliche Rechtsgrundlage in 
den Verträgen, aber inte rnational durchaus aner-
kannt - vielfach zu Einzelfragen Stellung, die Staa-
ten innerhalb und außerhalb der EU betreffen. Dabei 
berücksichtigt es nicht immer in vollem Umfang die 
Situation von Mitgliedstaaten der EU, die einer star-
ken illegalen Zuwanderung ausgesetzt sind. 

Zu Frage 34: 

Das EP hat bereits in seiner Entschließung vom 
20. Februar 1997 die deutsche Regierung aufgefordert, 
ihre Verordnung über sogenannte „Kindervisa" aufzu-
heben. Diese Verordnung, mit der eine Sonderrege-
lung für minderjährige Staatsangehörige aus früheren 
Anwerbestaaten für ausländische Arbeitnehmer been-
det wird, ist eine Angelegenheit des innerstaatlichen 
deutschen Rechts. Der Erlaß der Verordnung war drin-
gend erforderlich, um dem ständig steigenden Miß-
brauch dieser Ausnahmeregelung entgegenzuwirken. 
Im übrigen ist die Verordnung ein Harmonisierungs-
schritt, durch den sich die deutsche Visapraxis der Poli-
tik anderer EU-Mitgliedstaaten weiter annähert. Denn 
keiner der anderen EU-Staaten kennt eine visafreie 
Einreise für Kinder aus den genannten Staaten. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Marion Caspers -Merk (SPD) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 35 und 36): 

Wie erklärt die Bundesregierung ihre Teilnahme an einer Ver-
anstaltung des Hungerprojektes Deutschland e. V. im Rahmen 
der Verleihung des Afrika-Preises, wo doch diese Organisation 
seit Mitte der achtziger Jahre in Zusammenhang mit EST (Er- 



14620* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 162. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. März 1997 

hard-Seminar-Training), einem umstrittenen Psychokult, ge-
bracht wird (s. Badische Zeitung vom 18. Februar 1997 und 
Handbuch Religiöse Gemeinschaften)? 

Hat die Bundesregierung von der Verbindung des Hungerpro-
jektes Deutschland e. V. zu EST Kenntnis gehabt? 

Zu Frage 35: 

Am 9. August 1995 sollte der Afrika-Preis des Hun-
gerprojektes, dessen Vorjahres-Preisträger 1994 Prä-
sident Nelson Mandela war, verliehen werden. Preis-
träger im Jahre 1995 war Präsident Sam Nujoma. Das 
Auswärtige Amt war vom Hungerprojekt e. V. ge-
fragt worden, ob es für eine Live-Satelliten-Übertra-
gung der Gewinner mit dem Vorsitzenden der Jury, 
Perez de Cuellar, seine Räumlichkeiten zur Verfü-
gung stellen könnte. An der Live-Satelliten-Übertra-
gung sollten neben Perez de Cuellar als Vorsitzen-
dem der Internationalen Af rika-Preis-Jury ferner der 
Vorsitzende des Außenpolitischen Ausschusses des 
US-Senats, Benjamin Gilman, sowie die Präsidentin 
des Hungerprojekts Joan Holmes aus Ghana und der 
Präsident der Republik Ghana, Jerry Rawlings, per 
Schaltung teilnehmen. Ziel der Anfrage seitens des 
Hungerprojekts e. V. war es, damit die afrikanischen 
Botschafter in Bonn, die Vertreter der Presse, der 
NGOs sowie von Politik und Wirtschaft (ca. 80 bis 
100 Gäste) zu dem Ereignis zu versammeln. Alle ver-
fügbaren Informationen ließen die geplante Veran-
staltung als eine förderungswürdige Maßnahme er-
scheinen. Die Veranstaltung fand im Weltsaal des 
Auswärtigen Amts statt. Staatssekretär Ha rtmann 
hielt eine kurze Begrüßungsansprache. 

Zu Frage 36: 

Nein. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/7148 Frage 37): 

Welche Unterstützung hat der albanische Präsident Sali Be-
risha sowie die soeben zurückgetretene Regierung Meksi aus 

der Bundesrepublik Deutschland erhalten, und welche Pläne 
verfolgt die Bundesregierung weiterhin zur Unterstützung des 
albanischen Präsidenten und der albanischen Regierung? 

Ihre Frage nach Unterstützung „aus der Bundesre-
publik Deutschland" kann ich natürlich nur insoweit 
beantworten, als es um eine Unterstützung durch die 
Bundesregierung geht. 

Albanien war und ist das ärmste Land Europas. Ein 
stabiles und demokratisches Albanien ist wichtig für 
die Stabilität im südlichen Balkan. Deutschland und 
insbesondere die EU haben dementsprechend dieses 
Land, nicht eine bestimmte Regierung oder be-
stimmte Personen, mit dem Instrumenta rium der 
technischen und finanziellen Hilfe bei seinen Re-
formbemühungen unterstützt. Diese Zusammenar-
beit soll deshalb nach Möglichkeit fortgesetzt wer-
den, soweit die politischen und technischen Rahmen-
bedingungen dies erlauben. Insbesondere seit den ir-
regulär verlaufenen Parlamentswahlen vom Mai  

1996 hat die Bundesregierung - unter Wahrung strik-
ter parteipolitischer Neutralität - auf die Behebung 
von demokratischen und rechtsstaatlichen Defiziten 
Albaniens sowie auf die Schaffung eines tragfähigen 
demokratischen Grundkonsenses zwischen den Par-
teien hingewirkt, in dessen Rahmen auch die ausste-
hende endgültige Verfassung ausgearbeiet werden 
sollte. Sie hat dabei vor allem entsprechende Initiati-
ven von OSZE, Europarat und EU mitgetragen und 
mitgestaltet. Der frühzeitige und koordinierte Einsatz 
der europäischen Institutionen in Sachen Albanien 
hat maßgeblich zur Einigung zwischen Regierung 
und Opposition Albaniens über zentrale politische 
Fragen am Wochenende beigetragen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/7148 Frage 40 und 41): 

Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um den in den 
Verhandlungen mit der Russischen Föderation über das in Ruß-
land befindliche deutsche sog. „Beutekulturgut" durch die Ge-
setzesnovelle des russischen Parlaments zur Verstaatlichung des 
„Beutekulturguts" eingetretenen Rückschlag in den Verhand-
lungen über eine Rückführung der Kulturgüter zu überwinden? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, um 
bei der sich abzeichnenden Auseinandersetzung zwischen dem 
russischen Parlament und Präsident Bo ris Jelzin - nicht zuletzt 
über das nunmahr auch vom Föderationsrat gebilligte Gesetz 
zur Verstaatlichung des sog. „Beutekulturgutes" - förderlich auf 
den demokratischen Prozeß in Rußland einzuwirken, ohne die 
deutsche völkerrechtskonforme Rechtsposition in dieser Ange-
legenheit aufzugeben? 

Zu Frage 40 und 41: 

Die Bundesregierung hat die Entscheidung des rus-
sischen Föderationsrats vom 5. 3. 1997, mit der das so-
genannte „Beutekunst-Gesetz" gebilligt wurde, mit 
großer Besorgnis zur Kenntnis genommen. 

Dieses Gesetz entspricht nach der festen Überzeu-
gung der Bundesregierung weder den allgemeinen 
Grundsätzen des Völkerrechts noch den bilateralen 
Vereinbarungen zwischen Deutschland und Rußland 
auf diesem Gebiet. 

Die Bundesregierung wird in ihren Kontakten vor 
allem mit der russischen Führung, einschließlich ge-
genüber Präsident Jelzin, weiterhin mit Nachdruck 
darauf dringen, daß eine einvernehmliche, am Völker-
recht und den beiderseitigen Interessen orientierte 
Lösung in dieser schwierigen Frage gefunden wird. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Alois Graf von Waldburg -Zeil 
(CDU/CSU) (Drucksache 13/7148 Frage 42): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Inhalt eines A rtikels in 
LE MONDE von Mittwoch, dem 26. Feb ruar 1997, nach dem sich 
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noch 653 000 Flüchtlinge aus Ruanda in Zaire befinden sollen so-
wie 117 000 burundische Flüchtlinge, über deren Schicksal und 
Verbleib wenig bekannt ist und zu befürchten steht, daß sie Op-
fer systematischer Massaker durch die sog. Tutsi-Rebellen oder 
systematischen Verhungernlassens sind, und wie gedenkt sie in 
europäischer und internationaler Abstimmung zu reagieren? 

Zu Frage 42: 

Die Bundesregierung nimmt dera rtige Meldungen 
sehr ernst. Ihr liegt im übrigen ein detaillie rter Be-
richt einer ernstzunehmenden zairischen Menschen-
rechtsorganisation vor, der von genozidartigen Mas-
sentötungen spricht. Eine Präsenz eigener oder inter-
nationaler neutraler Beobachter vor Ort ist nicht 
möglich. Wir haben daher keine hinreichend verläßli-
chen Berichte über die tatsächlichen Vorkommnisse. 
Dies erschwert es der Bundesregierung, den Wahr-
heitsgehalt solcher Meldungen abschließend zu be-
urteilen. 

Die Bundesregierung begrüßt daher, daß der VN- 
Hochkommissar für Menschenrechte am 6. März 
1997 den Sonderberichterstatter für die Menschen-
rechtssituation in Zaire aufgefordert hat, die Vor-
würfe zu untersuchen und der bevorstehenden Sit-
zung der Kommission für Menschenrechte Vor-
schläge für das weitere Procedere zu unterbreiten. 
Die Bundesregierung forde rt  die Konfliktparteien 
und die internationale Staatengemeinschaft auf, 
diese Untersuchungen zu unterstützen. Wir verspre-
chen uns von ihr eine Aufklärung der Vorwürfe. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen der Abgeordneten Annelie Buntenbach (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/7148 Fragen 43 
und 44): 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß Rechtsex-
treme zu einer Veranstaltung von „fast 5 000 alten und neuen 
Nazis" („Süddeutsche Zeitung" vom 3. März 1977) am 1. März 
1997 in München aufrufen, und was hat die Bundesregierung im 
Zusammenhang mit diesem teilnehmerstärksten rechtsextre-
men Aufmarsch der letzten Jahre im Rahmen ihrer Zuständig-
keit ggf. unternommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die oben genannte Veran-
staltung am 1. März 1997 in München hinsichtlich einer mögli-
chen motivierenden Wirkung auf den bundesdeutschen Rechts-
extremismus, und wie beurteilt die Bundesregierung die oben 
genannte Veranstaltung hinsichtlich ihrer Wirkung auf rechts-
extreme Gewalttäter? 

Zu Frage 43: 

Ende Oktober 1996 erhielten die Verfassungs-
schutzbehörden erste Hinweise über die Absicht von 
Rechtsextremisten, gegen die in München in der Zeit 
vom 24. Februar 1997 bis zum 6. April 1997 stattfin-
dende Ausstellung „Vernichtungskrieg - Die Verbre-
chen der Wehrmacht" zu agitieren. In einer noch all-
gemein gehaltenen Pressemitteilung vom 27. Oktober 
1996 forderte die „Nationaldemokratische Pa rtei 
Deutschlands" (NPD) dazu auf, alles zu unterneh-
men, um die Wehrmachtsausstellung zum Gespött 
der Bürger und der Geschichte zu machen. Anfang 
Januar 1997 meldete die NPD unter dem Motto  

„Unsere Großväter waren keine Verbrecher" bei der 
Stadt München eine Demonstration an. Seitdem 
häuften sich auch die Aufrufe der rechtsextremisti-
schen Szene zur Teilnahme an dieser Demonstration 
in den „Nationalen Info-Telefonen". 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat im Rah-
men seiner Zuständigkeit das Bundesinnenministe-
rium sowie die Landesbehörden für Verfassungs-
schutz über die Planungen von Rechtsextremisten zu 
der Demonstration am 1. März 1997 laufend unter-
richtet. 

Der zweite Teil der Frage geht insoweit ins Leere, 
als eine Zuständigkeit von Bundesbehörden für Maß-
nahmen zum Versammlungsrecht nicht besteht. So-
wohl die Frage der Genehmigung bzw. des Verbotes 
öffentlicher Versammlungen als auch die durchzu-
führenden präventiven und repressiven Maßnahmen 
sind Sache der jeweiligen Landesbehörden. 

Zu Frage 44: 

Die rechtsextremistische Szene, insbesondere die 
NPD und deren Jugendorganisation „Junge Natio-
naldemokraten" (JN), we rten die Demonstration als 
vollen Erfolg. NPD und JN ist es gelungen, ein weit 
über ihre eigene Anhängerschaft hinausgehendes 
breites rechtsextremistisches Spektrum bis hin zu 
Neonazis und Skinheads zu mobilisieren. Gerade 
auch durch die ausführliche Berichterstattung in den 
Medien und das bis in den parlamentarischen Raum 
hineingehende große Interesse an der Veranstaltung 
haben NPD und JN im rechtsextremistischen Lager 
an Ansehen gewonnen. 

Die Rechtsextremisten verhielten sich trotz Angrif-
fen und Störungen von Gegendemonstranten weit-
gehend friedlich. Es wurden 43 Rechtsextremisten 
überwiegend wegen Verwendens von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen festgenommen, 
33 dem linksextremistischen Lager zuzurechnende 
Personen dagegen wegen Landfriedensbruchs, Wi-
derstands, Sachbeschädigung und Verstoßes gegen 
das Versammlungsgesetz. Soweit in den Medien von 
„Gewalttaten der Rechten" oder „rechtsextremisti-
sichen Gewalttätern" berichtet wurde, waren diese 
Darstellungen pauschal und unsubstantiiert. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fragen 
des Abgeordneten Volker Beck (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/7148 Fragen 45 und 46): 

Wie bewe rtet die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
Auseinandersetzung um die zur Zeit in München gezeigte Aus-
stellung „Vernichtungskrieg, Verbrechen der Wehrmacht 1941 
bis 1944" die Rolle der Wehrmacht im 2. Weltkrieg, die objektiv 
einen verbrecherischen Angriffs- und Vernichtungskrieg ge-
führt hat und bei der auch einzelne Verbände, teils im Vollzug 
von Weisungen höchster Wehrmachtsstellen, mit der Erschie-
ßung von Gefangenen, bei Massakern in besetzten Gebieten 
und durch Beteiligung am Judenmord schwerstes Unrecht be-
gangen haben, und welche Konsequenzen zieht sie hieraus für 
die politische Bildungsarbeit? 
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Wie bewertet die Bundesregierung die Auswirkung des öf-
fentlichen Streites um die zur Zeit in München gezeigte Ausstel-
lung ,,Vernichtungskrieg, Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 
1944" für die Agitation und Sammlungsversuche rechtsextremer 
Kreise, und welche Funktion für die Strategie, Agitation und 
Propaganda der Rechtsextremisten hat nach Kenntnis der Bun-
desregierung oder des Bundesamtes für den Verfassungsschutz 
das Lob führender Rechtsextremisten wie der Republikaner 
Schönhuber und Schlierer oder des NPD-Vorsitzenden Udo 
Voigt für die Äußerungen des Münchner CSU-Vorsitzenden 
Gauweiler in diesem Zusammenhang (s. STERN vom 27. Fe-
bruar 1997)? 

Zu Frage 45: 

Die politische Bildungsarbeit hat seit Bestehen der 
Bundeszentrale für politische Bildung kontinuierlich 
Literatur und Veranstaltungen mit umfassenden 
Analysen über den 2. Weltkrieg angeboten. 

Das kontroverse Thema der genannten Ausstel-
lung wurde im Rahmen einer Fachtagung der Lan-
deszentrale für politische Bildung in Bremen disku-
tiert, die von der Bundeszentrale für politische Bil-
dung finanziell mitgetragen wurde. Das Ergebnis 
dieser Diskussion soll als Veröffentlichung für die po-
litische Bildungsarbeit nutzbar gemacht werden. 

Zu Frage 46: 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, den in 
der Frage erwähnten Vorgang zu bewe rten. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fragen 
des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/7148 Fragen 49 und 50): 

Aus welchen Erwägungen gedenkt der Generalbundesan-
walt, den an Großbritannien gerichteten Antrag, Roisin Mac-
Aliskey zur Durchführung eines Strafverfahrens nach Deutsch-
land auszuliefern, aufrechtzuerhalten oder aber einstweilen aus-
zusetzen angesichts des Umstands, daß die seit 20. November 
1996 in Belfast inhaftierte Nordirin an Asthma sowie Rheuma lei-
det und im 7. Monat eine Risikoschwangerschaft austrägt, und 
inwieweit trifft der Be richt der „Tageszeitung" vom 20. Februar 
1997 zu, wonach die Anwältin der Bundesregierung laut ihrer 
Aussage im kürzlich erfolgten vie rten Haftprüfungstermin ange-
wiesen worden ist, eine Entlassung der Inhaftierten auf Kaution 
trotz angebotener 1 Mio. DM Sicherheit abzulehnen? 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung über die dem 
Generalbundesanwalt vorliegenden tatsächlichen Anhalts-
punkte geben, unter den Gegnern des Castor-Transpo rts hätten 
sich Strukturen einer terroristischen Vereinigung gebildet, so-
wie über die daraufhin etwa eingeleiteten Strafermittlungsver-
fahren gemäß § 129a des Strafgesetzbuches (vgl. DIE WELT 
vom 5. Februar 1997), und mit welcher Rechtfertigung haben Be-
amte des Bundeskriminalamts - einem Be richt der Frankfu rter 
Rundschau vom 21. Feb ruar 1997 zufolge - am Vortag an der 
Durchsuchung der Wohnungen von 16 jungen Christen im Kreis 
Lüchow-Dannenberg teilgenommen wegen des Verdachts, 
diese hätten durch Mitarbeit an einem Flugblatt zu Straftaten 
aufgerufen? 

Zu Frage 49: 

Nach einem Haftbefehl des Ermittlungsrichters 
beim Bundesgerichtshof ist Frau McAliskey dringend 
verdächtig, als Mitglied einer terroristischen Organi-
sation an einem Sprengstoffanschlag auf das  Ge-

lände einer britischen Kaserne bei Osnabrück mitge-
wirkt zu haben. Zur Klärung dieser Vorwürfe in ei-
nem deutschen Gerichtsverfahren hat die Bundesre-
gierung die britische Regierung um die Auslieferung 
der Verfolgten ersucht und darum gebeten, Frau 
McAliskey zur Sicherung der Auslieferung in Haft zu 
nehmen. An einer schnellen Klärung müßte auch 
Frau McAliskey, die ihre Unschuld beteuert, interes-
siert sein. 

Es obliegt jedoch allein der britischen Seite, über 
die Auslieferung und die Fortdauer der Ausliefe-
rungshaft einschließlich der Haftumstände und einer 
evtl. Haftverschonung zu entscheiden. Die deut-
schen Behörden können den britischen Strafverfol-
gungsorganen keinerlei Weisung geben. Es ist nicht 
zutreffend, daß sich die Bundesregierung zu irgend 
einem Zeitpunkt - in welcher Form auch immer - ei-
ner Entlassung der Verfolgten auf Kautionsbasis wi-
dersetzt habe. Ebensowenig hat der Generalbundes-
anwalt einer Entlassung widersprochen. 

Zu Frage 50: 

Wegen der Anschläge auf die Deutsche Bahn AG 
im Zusammenhang mit den Castor-Transpo rten sind 
bei der Bundesanwaltschaft mehrere Ermittlungsver-
fahren (es geht um vier Tatkomplexe) unter anderem 
wegen Verdachts einer Straftat nach § 129a Abs. 1 
des Strafgesetzbuches anhängig. 

Die Verfahren richten sich gegen die unbekannten 
Führungskader autonomer Gruppen, die für die Pla-
nung und Koordinierung dieser Anschläge verant-
wortlich gemacht werden. 

Das letzte dieser Ermittlungsverfahren wurde am 
26. Februar 1997 eingeleitet. Unbekannte Täter hat-
ten in der Nacht zum 25. Februar 1997 an acht Tat-
orten in fünf Bundesländern gefährliche Eingriffe in 
den Bahnverkehr mittels sogenannter Hakenkrallen 
verübt. Dabei wurden die betroffenen Bahnstrecken 
zum Teil völlig lahmgelegt. 

Die zeitgleiche Tatausführung an verschiedenen 
Orten und die Übereinstimmung mit früheren An-
schlägen stellen nach Auffassung des Generalbun-
desanwalts gewichtige Anzeichen dafür dar, daß sich 
erneut Führungskader autonomer Gruppen zusam-
mengeschlossen haben, um Katalogtaten im Sinne 
von § 129a Abs. 1 des Strafgesetzbuches zu planen, 
zeitlich und örtlich zu koordinieren und ihre Durch-
führung durch autonome Gruppen zu veranlassen. 
Wie bereits zuvor haben sich auch zu den letztge-
nannten Anschlägen in Bekennerschreiben, die am 
26. Februar 1997 im Berliner Büro der Frankfu rter 
Rundschau und bei der deutschen Presseagentur in 
Berlin eingegangen sind, autonome Gruppen be-
kannt. 

In dem Bekennerschreiben heißt es unter anderem, 
ich zitiere, wie folgt: 

„Wenn wir den Transport  verhindern können, wäre 
dies ein großer Sieg für uns. 

Dennoch wird dann der Widerstand gegen das 
herrschende System selbstverständlich auf anderen 
Ebenen weitergehen, bis zur völligen Zerschlagung 
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sämtlicher Strukturen von Macht, Herrschaft, Aus-
beutung und Unterdrückung." 

Unterzeichnet waren diese Bekennerschreiben mit 
„AUTONOME Gruppen". 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage betrifft, so ist es 
richtig, daß es am 20. Februar 1997 in einem von der 
Staatsanwaltschaft bei dem Landge richt Lüneburg 
wegen des Verdachts der öffentlichen Aufforderung 
zu Straftaten geführten Ermittlungsverfahren zu exe-
kutiven Maßnahmen, d. h. Durchsuchungen, gekom-
men ist. Es handelt sich nicht um ein vom GBA ge-
führtes Verfahren. 

Verantwortlich für die Durchführung der exekuti-
ven Maßnahmen war die Polizeiinspektion Lüchow-
Dannenberg. Zu deren Unterstützung, aber auch um 
mögliche Zusammenhänge mit dem vom General-
bundesanwalt geführten Ermittlungsverfahren abzu-
klären, haben Beamte des Bundeskriminalamtes an 
den Durchsuchungen teilgenommen. Der Einsatz 
dieser Beamten stützte sich auf § 6 BKA-Gesetz. 

Weitere Erkenntnisse zu diesen Verfahren, das, 
wie gesagt, bei der Staatsanwaltschaft Lüneburg an-
hängig ist, liegen mir nicht vor. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 51 und 52): 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, damit Ban-
ken gesetzlich verpflichtet werden, auf dem Kapitalmarkt erhal-
tene Zinssenkungen in einer angemessenen Zeitspanne an sol-
che Kunden weiterzugeben, mit denen sie Darlehensverträge 
mit einem variablen Zinssatz abgeschlossen haben? 

Was unternimmt die Bundesregierung, damit die Opfer kom-
munistischer Zwangsenteignungen in den Jahren 1945 bis 1949 
einen gerechten Ausgleich in Form einer Rückgabe des ihnen 
rechtswidrig genommenen Vermögens erhalten? 

Zu Frage 51: 

Der Schutz von Bankkunden, die einen Darlehens-
vertrag mit variablem Zinssatz abgeschlossen haben, 
wird aus Sicht der Bundesregierung durch § 609 a 
Abs. 2 BGB in ausreichendem Umfang garantiert. 
Nach dieser Vorschrift kann der Schuldner eines Dar-
lehens mit veränderlichem Zinssatz dieses jederzeit 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Mo-
naten kündigen. Dieses Kündigungsrecht des Darle-
hensnehmers ist eine Konsequenz aus der fehlenden 
Zinsbindung des Darlehensgebers. Es gibt dem Dar-
lehensnehmer die Möglichkeit, mit der Drohung der 
Kündigung eine Zinsherabsetzung bei sinkendem 
Marktzins durchzusetzen. 

Zu Frage 52: 

Die inhaltlich gleiche Frage ist von Ihnen bereits am 
15. Oktober 1996 schriftlich an die Bundesregierung 
gerichtet worden. Meine seinerzeit im Namen der 

Bundesregierung erteilte Antwort vom 25. Oktober 
1996 ist in der Bundestagsdrucksache 13/5927 S. 3 f. 
veröffentlicht. Darauf nehme ich Bezug. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Christa Luft (PDS) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 54 und 55): 

Wie hoch wären nach Schätzung der Bundesregierung die 
Steuer-Mehreinnahmen bei einer Streichung der Verdoppe-
lung der Sonderausgabenpauschale und der Streichung der 
Verdoppelung der Vorsorgeaufwendungen jeweils, die bei Zu-
sammenveranlagung im jetzt geltenden Steuertarif anwendbar 
sind? 

Wie hoch sind nach Schätzung der Bundesregierung die 
Mehr- oder Minder-Steuereinnahmen aus einer Umwandlung 
der Entfernungspauschale für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte in eine einheitliche verkehrsmittelunabhängige 
Entfernungspauschale in Höhe von 0,50 DM bei Anlegung des 
jetzt geltenden Steuertarifs? 

Zu Frage 54: 

Die Nichtverdoppelung des Sonderausgaben-
Pauschbetrags und der Höchstbeträge für den Abzug 
von Vorsorgeaufwendungen bei zusammenveranlag-
ten Ehegatten bedeutete im Ergebnis die Versagung 
dieses Pauschbetrags und des Abzugs von Vorsorge-
aufwendungen für einen Ehegatten. Dies wäre ver-
fassungswidrig, weil Ehepaare gegenüber unver-
heiratet Zusammenlebenden benachteiligt würden. 
Dementsprechend ist es nicht sinnvoll, Berechnun-
gen hierzu anzustellen. 

Zu Frage 55: 

Eine verkehrsmittelunabhängige Entfernungs-
pauschale von 0,50 DM hätte beim geltenden Tarif 
und beim geltenden Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
von 2 000 DM Einkommensteuermehreinnahmen in 
Höhe von 1,1 Milliarden DM zur Folge. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen der Abgeordneten Margitta Terborg (SPD) 
(Drucksache 13/7148 Fragen 56 und 57): 

In welcher Auflage sind die Werbemappen von Bundesmini-
ster Dr. Theodor Waigel zur Steuerreform (Inhalt: eine Broschüre 
zur Steuerreform, eine Broschüre zur Rentenbesteuerung, eine 
Broschüre zur Besteuerung von Lebensversicherungen, ein 
Frage-Antwo rt-Katalog zur Steuerreform und ein Schaubild, zur 
Projektion geeignet) erstellt worden, und warum fehlt der Wa rn

-hinweis, daß diese Drucksachen nicht für Partei- und Wahl-
kampfzwecke verwendet werden dürfen, ausgerechnet bei den 
wichtigsten und zur Massenverteilung vorgesehenen Broschü-
ren (Broschüre zur Steuerreform, Broschüre zur Besteuerung der 
Renten, Broschüre zur steuerlichen Behandlung von Lebensver-
sicherungen)? 
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Fürchtet die Bundesregierung, daß ein nicht unwesentlicher 
Teil der Broschüren schon deshalb Makulatur wird, weil in den 
Gesprächen mit der SPD wesentliche Teile des Steuerreform-Pa-
kets verändert werden und die Informationen richtiggestellt 
werden müssen, und sind für solche evtl. Korrekturen bereits 
Mittel eingeplant worden? 

Zu Frage 56: 

Die Mappen sind in einer Auflage von 10 000 
Stück hergestellt worden. Der Hinweis auf die Unzu-
lässigkeit der Verteilung im Rahmen des Wahl-
kampfs ist auf der Rückseite der Steuerreform-Bro-
schüre aufgedruckt. Lediglich bei den beiden kleine-
ren Broschüren zur Besteuerung von Alterseinkünf-
ten und von Kapitallebensversicherungen wurde auf 
die Aufnahme dieses Hinweises verzichtet. Diese 
Broschüren enthalten lediglich thematisch eng be-
grenzte Informationen und sind für Wahlkampf-
zwecke nicht geeignet. 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der Öffent-
lichkeitsarbeit die Pflicht, die Bürger auch schon 
während laufender Entscheidungsprozesse über Vor-
haben zu unterrichten und ihnen so die Möglichkeit 
zu geben, diese Vorhaben zu beurteilen. Dieser Ver-
pflichtung kommt das Bundesfinanzministerium mit 
seinen Informationen zu den Vorschlägen der Steuer-
reformkommission nach. Die Bundesregierung wird 
die Bürger auch im weiteren Verlauf der parlamenta-
rischen Beratungen und insbesondere zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Reform unterrichten. Mittel da-
für sind für die Bundeshaushalte 1998 und 1999 be-
antragt. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick 
(PDS) (Drucksache 13/7148 Frage 58 und 59): 

Welche Angaben liegen der Bundesregierung darüber vor, 
wie hoch die aktuelle Abarbeitungsquote der Landesämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen (auf die einzelnen Länder 
aufgeschlüsselt) bei Restitutionsansprüchen auf Häuser und 
Grundstücke in Ostdeutschland ist? 

Wie viele Häuser und Grundstücke sind nach den Erkenntnis-
sen der Bundesregierung (auf die einzelnen Länder aufge-
schlüsselt) im Zeitraum vom 19. März 1990 bis zum 30. Juni 1990 
in Ostdeutschland aus Volkseigentum (nach dem sog. „Mo-
drow-Gesetz") an Bürgerinnen und Bürger der DDR verkauft 
worden, und wie viele darunter sind nach Schätzungen der Bun

-

desregierung als „unredlicher Erwerb" einzustufen? 

Zu Frage 58: 

Die Gesamtzahl der Restitutionsansprüche nach 
dem Vermögensgesetz auf Immobilien betrug 
2,3 Millionen Hausgrundstücke, Grundstücke und 
Grundstücksteile. Davon waren am 31. Dezember 
1996 etwas mehr als 1,6 Mil lionen Ansprüche erledigt. 

Dies entspricht einer Quote von 72,57 %. Die Erledi-
gungsquoten der einzelnen Länder belaufen sich auf: 

Land 	 in % 

Berlin 	 69,0 
Brandenburg 	 62,3 
Mecklenburg-Vorpommern 	91,7 
Sachsen 	 83,5 
Sachsen-Anhalt 	 71,1 
Thüringen 	 72,4. 

Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens-
fragen veröffentlicht regelmäßig eine ins Einzelne 
gehende Statistik. 

Zu Frage 59: 

Zur Anzahl der Veräußerungen nach dem Ver-
kaufsgesetz vom 7. März 1990 (sog. Modrow-Gesetz), 
das am 19. März 1990 in Kraft getreten ist, liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Die Ver-
käufe erfolgten zum allergrößten Teil auf kommu-
naler Ebene. Soweit ersichtlich wurden diese Ver-
käufe statistisch nicht erfaßt. Auch die Zahl der un-
redlichen Erwerbe ist nicht bekannt; sie läßt sich 
auch nicht schätzen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 13/7148 Frage 60): 

Treffen Presseberichte zu, wonach die Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund mangelhafter Zollkontrollen an den EU- 
Außengrenzen für die Jahre 1994 und 1995 Strafgelder in Höhe 
von 130 Mio. DM bzw. 200 Mio. DM an die Europäische Kommis-
sion zu zahlen hat, und wird die Bundesregierung die notwendi-
gen personellen Maßnahmen ergreifen, die die Voraussetzun-
gen schaffen, daß der Grenzaufsichtsdienst künftig seinen Auf-
gaben sowohl im zöllnerischen wie im grenzpolizeilichen Be-
reich gerecht werden kann? 

Derartige Presseberichte sind nicht zutreffend. Es 
gibt keine Entscheidung der Europäischen Kommis-
sion über finanzielle Berichtigungen für die Haus-
haltsjahre 1994 und 1995. Die Zollverwaltung ist den 
ihr gestellten Aufgaben bislang stets gerecht gewor-
den. Durch Erhöhung der Einstellungszahlen seit 
dem Jahr 1994 hat die Bundesregierung die notwen-
digen personellen Maßnahmen geschaffen, damit 
sich daran sowohl im zöllnerischen wie auch im 
grenzpolizeilichen Bereich nichts ändert. 

Der in der Frage angesprochene Grenzaufsichts-
dienst ist im übrigen vorrangig mit der Bewachung 
der sog. Grünen Grenze und mit der polizeilichen 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs an 
den Grenzübergangsstellen befaßt. Die Beschau der 
Ausfuhrerstattungswaren fällt dagegen nicht in seine 
Zuständigkeit. Diese Aufgabe wird sowohl an der 
Außengrenze als auch im Binnenland von Beamten 
der Warenabfertigung wahrgenommen. 
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